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Redaktionsmitteilung 


Die Rüstungsindustrie darf sich freuen: Sobald das Haushaltsgesetz 
2018 unter Dach und Fach ist, will das Bundesinnenministerium einen 
großen Auftrag ausschreiben. Zehn „Sonderwagen 5" sollen für die 
Bundespolizei angeschafft werden, 45 für die Bereitschaftspolizeien der 
Länder. Rheinmetall und die österreichische Firma Achleitner dürften mit 
ihren Angeboten schon in den Startlöchern stehen. Sie produzieren den 
„Survivor“, einen Panzerwagen, den auch schon mehrere Landespoli- 
zeien angeschafft haben. Das sächsische Innenministerium hat bereits 
angekündigt, dass es seinen mit einem Maschinengewehr ausstatten 
will. Dafür will man im neuen Polizeigesetz die Befugnis zum Einsatz 
„besonderer Waffen“ einführen. 

Bayern und Baden-Württemberg haben in ihren Polizeigesetzen 
jüngst Klauseln für den Einsatz von „Explosivmitteln“ durch die Sonder- 
einsatzkommandos beschlossen. Ähnliche Regelungen gibt es in den 
Gesetzen diverser anderer Länder. Sie sind Überbleibsel vom Ende der 
60er oder aus den frühen 70er Jahren - und sie spielten bisher keine 
Rolle. Maschinengewehre und Handgranaten kamen in der Geschichte 
der bundesdeutschen Polizeien nie zum Einsatz. Mit der Verabschie- 
dung der Notstandsgesetze vor nunmehr fünfzig Jahren verschwanden 
die Phantasien der von Östen eindringenden bewaffneten Banden aus 
den Köpfen der PolizeiführerInnen und die militärischen Waffen wurden 
eingemottet oder abgegeben. Bringt uns die Terrorismusbekämpfung 
nun eine neue Militarisierung der Polizei? Und steht hinter der Unterstüt- 
zung durch die Bundeswehr, die im März 2017 erstmals geübt wurde, 
eine Art Verpolizeilichung des Militärs? 


Kr 


Die nächste Ausgabe von Bürgerrechte & Polizei/CILIP steht unter dem 
Arbeitstitel „Vorverlagerung“. Die kennen wir nicht nur aus dem Recht, 
sie zeigt sich auch technisch und selbst geografisch bei der Vorverlage- 
rung des Grenzschutzes 

(Heiner Busch) 
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Kein Notstand 
Verschiebungen im Verhältnis von Polizei und Militär 
von Heiner Busch 


Fünfzig Jahre nach Verabschiedung der Notstandsgesetze steht der 
innere Einsatz des Militärs erneut auf der politischen Agenda und 
die Terrorismusbekämpfung soll die Aufrüstung der Polizei mit 
neuen Waffen legitimieren. 


Zwei Entwicklungen, die nichts Gutes verheißen. Erstens: Im Januar 
2017, zwei Wochen nach dem Anschlag auf den Weihnachtsmarkt an 
der Berliner Gedächtniskirche, gab der damalige Bundesinnenminister 
Thomas de Maiziere in der FAZ „Leitlinien für einen starken Staat“ aus 
und warb darin unter anderem für den Einsatz der Bundeswehr in „nati- 
onalen Katastrophenfällen“.' Zwei Monate später fand eine erste ge- 
meinsame Terrorabwehr-Übung von Polizei und Militär statt. Zweitens: 
Seit 2017 schwappt eine Welle neuer Polizeigesetze durchs Land. Baden- 
Württemberg und Bayern gingen voran und bescherten ihrer Polizei 
nicht nur neue Überwachungsbefugnisse, sondern auch „Explosivmittel“ 
für die Sondereinheiten.” Stehen wir also pünktlich zum 50. Jubiläum 
der Notstandsgesetze vor einer neuen Militarisierung im Innern? 
Rückblick: Die am 30. Mai 1968 verabschiedeten Notstandsgesetze 
standen nicht am Anfang, sondern am Ende einer Entwicklung - einer 
seit Gründung der BRD verfolgten Restauration der staatlichen Gewalt- 
apparate nach dem Vorbild der Weimarer Republik.’ Sowohl die Bereit- 
schaftspolizeien der Länder (aufgebaut ab 1950) als auch der Bundes- 
grenzschutz (BGS, ab 1951) waren kasernierte Truppenpolizeien - mit 
militärischer Ausbildung und militärischer Bewaffnung, zu der neben 
Pistolen und Gewehren auch Maschinengewehre, Panzerfäuste, Hand- 


1 Faz.netv. 3.1.2017 
2 siehe die Übersicht über die neuen Polizeigesetze und Entwürfe auf S. 64-72 
3 siehe insgesamt Werkentin, F.: Die Restauration der Polizei, Frankfurt/M. 1984 


granaten, Granatwerfer und im Falle des BGS auch 7,6-cm-Kanonen 
gehörten. Letzterer bildete zunächst die Vorstufe für das noch nicht 
vorhandene Militär. Mit der Remilitarisierung Westdeutschlands 1956 
wechselten rund 10.000 Mann aus dem BGS in die neue Bundeswehr. 
Auch danach blieb der Grenzschutz eine leichte Infanterie, die Jahr für 
Jahr in Manövern die Feldschlacht gegen imaginierte, aus dem Osten 
eindringende bewaffnete Banden und mit ihnen verbündete aufständi- 
sche Arbeiter probte. 

Mit den Notstandsgesetzen wurde zwar der innere Einsatz des Mili- 
tärs verfassungsrechtlich abgesichert. Der „Verteidigungsfall“ und der 
„innere Notstand“ und damit der bewaffnete Einsatz der Bundeswehr im 
Innern blieben der BRD jedoch erspart. Gleichzeitig bildeten die Not- 
standsgesetze die Voraussetzung für eine Entmilitarisierung der Polizei: 
Bereits 1968 beschloss die Innenministerkonferenz, die Granatwerfer 
der Bereitschaftspolizeien der Länder zu verschrotten. Bis Ende der 
1970er Jahre hatten die meisten Landespolizeien auch ihre Handgrana- 
ten und Maschinengewehre abgegeben oder eingemottet. Auch der BGS 
tauschte seine militärischen Waffen gegen polizeiliche - Tränengas, 
Wasserwerfer, Knüppel - und mauserte sich zu einer Bereitschaftspolizei 
des Bundes, die seit der erneuten Grundgesetzänderung 1972 und einer 
Neufassung des BGS-Gesetzes von den Ländern zur Unterstützung ange- 
fordert werden konnte. 

Die StudentInnenbewegung der End-1960er Jahre hatte der BGS 
noch in den Kasernen verschlafen. Für einen Einsatz gegen zivilen politi- 
schen Protest war er weder ausgebildet noch ausgerüstet. Paradoxer- 
weise hat erst seine Entmilitarisierung die massiven und brutalen (aber 
polizeilichen) Einsätze bei Demonstrationen - von den AKW-Bauplätzen 
in Grohnde, Brokdorf und Kalkar 1977 bis zum G20-Gipfel in Hamburg 
2017 - ermöglicht. 


Innere Sicherheit im Auslandseinsatz 


Der Begriff der Militarisierung kann, wie Fabien Jobard (siehe seinen 
Beitrag in diesem Heft) zurecht bemerkt, vieles bedeuten: von der orga- 
nisatorischen Unterstellung der Polizei unter das Verteidigungsministe- 
rium oder die Armee über die Erweiterung militärischer Einsatzmög- 
lichkeiten im Innern bis hin zur Übernahme militärischer Bewaffnung, 
Befehlshierarchien und „Kultur“ durch die Polizei. Hinter dem Begriff 
der Militarisierung steht immer die Vorstellung, dass das Militär primär 
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die nach außen gerichtete Sicherung des Staates übernimmt und dass die 
Logik seines Einsatzes in der physischen Vernichtung des Feindes be- 
steht, während die Polizei sich um das befriedete Innere des Staates 
kümmert und dabei in ihren Eingriffsbefugnissen begrenzt und dem 
Recht untergeordnet ist. Die Ausdifferenzierung von Militär und Polizei 
ist die liberal-demokratische und rechtsstaatliche Normalität. Der innere 
Einsatz des Militärs ist dagegen allenfalls im Ausnahmezustand hin- 
nehmbar, der aber gleichzeitig offenbart, dass das Staatsinnere eben 
nicht befriedet ist. 

Seit den 1990er Jahren deutet sich eine Verschiebung im Verhältnis 
von Polizei und Militär an. Sie zeigt sich an der regelmäßig wiederholten 
Floskel, dass äußere und innere Sicherheit nicht mehr „trennscharf“ 
auseinanderzuhalten seien. Sie folgt nicht dem Notstandsszenario der 
1950er und 1960er Jahre. Es geht nicht um den Einsatz des Militärs oder 
einer mit militärischen Waffen ausgerüsteten Polizei gegen imaginierte 
Arbeiteraufstände. Und es scheint auch so, als würden die traditionellen 
Unterscheidungen zwischen militärischer und polizeilicher Einsatzlogik 
aufgeweicht. Bezeichnenderweise machte sich diese Verschiebung zu- 
nächst bei den Auslandseinsätzen bemerkbar: Europäische Militärs 
übernehmen dabei nicht nur militärische Kampf-, sondern auch immer 
wieder quasi-polizeiliche Sicherheitsaufgaben und sie tun das vielfach 
nicht mit Schusswaffen, sondern mit „weniger tödlichen Waffen“, mit 
Tränengas und Gummigeschossen. 

Umgekehrt wird von den zu UN- oder EU-Missionen ins Ausland 
entsandten Polizeikräften erwartet, dass sie auch zu „robusten“ Einsät- 
zen in der Lage sind. Integrated Police Units, deren Entsendung die EU 
seit 2004 plante, sollen bereits in der Frühphase einer militärischen 
Intervention zum Einsatz kommen, gegebenenfalls auch unter militäri- 
schem Kommando agieren und dabei das ganze Spektrum polizeilicher 
Aufgaben erfüllen. Dazu kamen und kommen in erster Linie Polizeien in 
Frage, die auch „zu Hause“ zumindest formal einen militärischen Status 
innehaben. Das ist der Fall bei den Gendarmerien, die es in einer ganzen 
Reihe europäischer Staaten gibt.* Historisch bestand ihre Aufgabe in der 
Aufrechterhaltung der herrschaftlichen Ordnung in ländlichen Regionen 
und an den Grenzen. Auch heute sind etwa die französische Gendarme- 


4 Holzberger, M.: Polizisten, Soldaten und Gendarmen, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 
91 (3/2008), S. 42-52 


rie, die spanische Guardia Civil oder die italienischen Carabinieri für den 
ländlichen Raum zuständig, die niederländische Marechaussee dagegen 
wurde auf die Rolle der Grenzpolizei reduziert. 2004 erfolgte die Grün- 
dung der European Gendarmerieforce (EGF). Sie ist kein stehendes 
„Heer“, die daran beteiligten europäischen Polizeien mit militärischem 
Status aus anfangs fünf Staaten können innerhalb eines Monats 800 
PolizistInnen für Auslandseinsätze mobilisieren. Die Eingliederung der 
EGF in den rechtlichen Rahmen der EU stand immer wieder zur Debat- 
te, erfolgte aber bis heute nicht. 

Die deutsche Bundespolizei (BPol) hat bei der Änderung des BGS- 
Gesetzes 1994 ihren Kombattantenstatus eingebüßt und darf deshalb 
nicht einem militärischen Kommando unterstellt werden. Der Einsatz 
deutscher Polizeikräfte in Auslandsmissionen ist daher nur als - im EU- 
Jargon - Formed Police Unit in militärisch sicheren Gebieten möglich. 
Dennoch nahmen Bundespolizei-Einheiten wiederholt an Übungen teil, 
an denen man gemeinsam mit Polizeien und Gendarmerien aus anderen 
EU-Staaten polizeiliche Großlagen übte, die eher dem Einsatz in nicht- 
befriedeten Gebieten entsprachen. 

Ab 2009 plante die damals schwarz-gelbe Bundesregierung den Auf- 
bau einer Internationalen Einsatzeinheit (IEE) innerhalb der BPol, die 
auch als geschlossene Einheit im Ausland eingesetzt werden sollte. Die 
IEE wurde als Teil der Bundesbereitschaftspolizei am Standort Sankt 
Augustin geplant - und zwar als „Aufrufseinheit“, die innerhalb kurzer 
Frist für einen Auslandseinsatz aufgeboten werden könnte, aber ansons- 
ten mit den üblichen BPol-Aufgaben befasst wäre. Im Juni 2013 erklärte 
die Bundesregierung, dass der Aufbau nun konzipiert würde. Im Juli 
2014 schrieb das Bundespolizeipräsidium in der Antwort auf eine Anfra- 
ge nach dem Informationsfreiheitsgesetz, die IEE bestehe aus zwei Teil- 
einheiten mit einer „Gesamtstärke (Soll)“ von 119 BeamtInnen. Im Ja- 
nuar 2015 befand sich die Einheit laut Bundesregierung in der „Perso- 
nalgewinnungsphase“. Interne Stellenausschreibungen in der BPol hät- 
ten zu 67 Bewerbungen geführt, für die „in Kürze“ das Auswahlverfah- 
ren und die Fortbildung begännen.° Wie weit der Aufbau der Einheit 


5 Monroy, M.: Aufstand in Askanien. EU-Polizeitraining in Lehnin, in: Bürgerrechte & 
Polizei/CILIP 96 (2/2010), S. 42-49 

6 BT-Drs. 17/13685 v. 3.6.2013; BPol-Präsidium: Mail v. 4.7.2014 (www.fragdenstaat.de/ 
files/foi/18361/2014-07-04_ref-71_petenten_antwortschreiben-zum-ifg-antrag-1- 
einsatzhundertschaft_final_geschwaerzt.pdf); BT-Drs. 18/3768 v. 16.1.2015 


inzwischen gediehen ist, bleibt unklar. Unklar bleibt auch, in welchen 
Situationen sie eingesetzt werden soll: 2010 erklärte der Leiter der Ge- 
schäftsstelle der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Internationale Polizeimis- 
sionen“, Klaus Wolf, die IEE solle nicht nur für Beobachtungs- oder 
Ausbildungsmissionen bereit stehen, sondern auch in Regionen, in de- 
nen keine „ausreichende eigene Polizeistruktur“ existiert und „wo die 
IEE die Aufgaben der lokalen Polizei vorübergehend übernähme“.’ Da- 
mit wäre die Einheit sehr nahe am Einsatzspektrum einer IPU. 2013 
erklärte die Bundesregierung jedoch, die IEE solle „nur solche Aufgaben 
wahrnehmen, die dem Einsatzspektrum der Polizei in Deutschland ent- 
sprechen (zivilpolizeiliches Einsatzspektrum).“* Die IEE wäre damit 
zwar zu „robusterem“ Auftreten in der Lage, könnte aber weiterhin 
nicht unter militärischem Kommando agieren. 

Um diese Hürde zu überwinden, schlug die regierungsnahe Stiftung 
Wissenschaft und Politik 2010 zwei Varianten vor: Entweder könne man 
eine ausschließlich für den Auslandseinsatz konzipierte und nur im Aus- 
land einsetzbare Gendarmerietruppe innerhalb der BPol aufstellen, die 
weil sie nicht im Innern agiere auch nicht die deutsche „Sicherheitsar- 
chitektur“ und die verfassungsmäßige Trennung von Polizei und Militär 
in Frage stelle. Oder man könne die Feldjäger, die Militärpolizei der 
Bundeswehr, für solche Einsätze aufbieten: Die stellten „bei der Ausbil- 
dungsunterstützung der afghanischen Polizei bereits den Nutzen ihres 
militärischen Status und grundlegender polizeilicher Fähigkeiten unter 
Beweis.“’ 2008 waren gerade einmal 30 FeldjägerInnen am Afghanis- 
taneinsatz beteiligt und vermittelten polizeiliche Grundkenntnisse an die 
im Aufbau befindliche neue Polizei des Landes.'’ Im April 2016 erklärte 
der Kommandeur der Feldjägertruppe, Brigadegeneral Udo Schnittker: 

„Die Feldjäger sind an fast jedem Auslandseinsatz der Bundeswehr betei- 


ligt. Wir haben gerade etwa 80 Soldaten im Einsatz, von Afghanistan über 
das Kosovo bis nach Dschibuti. Vor vier Jahren waren es rund 300. Kom- 


7 Baumann, M.; Bretl, C.: EU-Polizeimissionen. Force Generation und Training im deut- 
schen Kontext, hg. vom Institut für Migrations- und Sicherheitsstudien, Berlin März 
2010, S. 18 (http://edoc.vifapol.de/opus/volltexte/2011/3218/pdf/studie_220111e.pdf) 

8 BT-Drs. 17/13685 v. 3.6.2013 

9 Kempin, R.; Kreuder-Sonnen, C.: Gendarmerieeinheiten in internationalen Stabilisie- 
rungsmissionen. Eine Option für Deutschland?, SWP-Studie, Berlin 2010 (www.swp- 
berlin.org/fileadmin/contents/products/studien/2010_S06_kmp_kreuder_ks.pdf) 

10 Holzberger a.a.O. (Fn. 4) 


men neue Auslandsgebiete für die Bundeswehr hinzu, sind auch mehr 

Feldjäger gefragt.“ !! 
Im Oktober 2017 - zurück von der Nato MP Chiefs Conference in Rom - 
spekulierte er, dass neue „Aufgaben auf die Militärpolizeien zukommen 
könnten, welche die Wiederherstellung von Recht und Ordnung in Ope- 
rationsgebieten sicherstellt. Das betrifft sowohl Ersatz und Ausbildung 
von lokaler Polizei als auch die Erfassung biometrischer Daten und den 
Beitrag der Militärpolizeien zu einem Gesamtlagebild.“' 


Militärische Hilfspolizei? 


Was Soldaten im Ausland mit Erfolg meisterten, müsse ihnen auch im 
Inland erlaubt sein, propagierte Wolfgang Schäuble schon im Juni 2000, 
seinerzeit als Innenpolitik-Experte der CDU, noch bevor ein Jahr später 
der Terrorismus und die „asymmetrischen Kriege“ zur Pauschalrechtfer- 
tigung aufstiegen. Nach den Anschlägen vom 11. September 2001 in den 
USA schien in dieser Hinsicht der Damm gebrochen. Dass äußere und 
innere Sicherheit nicht mehr (trennscharf) abzugrenzen seien, dass Ver- 
teidigung sich nicht nur gegen angreifende Staaten, sondern auch gegen 
terroristische Anschläge zu richten habe, gehörte nun zu den Standard- 
argumenten. Vor allem konservative PolitikerInnen wollten nun die 
Bundeswehr als einen Teil der „neuen Sicherheitsarchitektur“ verstan- 
den wissen und das Militär mit seinen besonderen „Fähigkeiten“ als 
einen Baustein in die Struktur der „vernetzten Sicherheit“ einbringen. 
An der Heimatfront ist die Bundeswehr seitdem durch eine Reihe 
von speziellen Aufgaben an die innere Sicherheit herangerückt: Sie ist 
beispielsweise an der „Cyber-Abwehr“ beteiligt und führt das „Nationale 
Lage- und Führungszentrum Sicherheit im Luftraum“. Darüber hinaus 
leistet sie Amtshilfe, insbesondere für die Polizei, und das unter Um- 
ständen in erheblichem Umfang: Bei der Fußball-Weltmeisterschaft 
(WM) 2006 waren 3.185 SoldatInnen tätig, weitere 3.000 standen als 
personelle Reserve bereit. Die Aufgaben reichten vom Sanitätsdienst 
über die Untersuchung von Stadien auf ABC-Gefahren bis hin zur Über- 
wachung des Luftraums. Ein Jahr später, beim G8-Gipfel in Heili- 
gendamm, leisteten 1.100 SoldatInnen Amtshilfe, weitere tausend waren 


11 „Breit aufgestellt und für die Zukunft gewappnet“, Interview, www.streitkraeftebasis.de, 
Archiv, April 2016 
12 Die Nato MP Chiefs Conference 2017, www.streitkraeftebasis.de, Archiv, Oktober 2017 


für die Sicherung militärischer Anlagen eingesetzt, 350 für die Sicherung 
des Luftraums. Die Amtshilfe umfasste dabei nicht nur die Unterbrin- 
gung und Versorgung der 17.000 eingesetzten PolizistInnen, sondern 
auch den „Aufklärungsflug“ - oder besser: Einschüchterungsflug - von 
Tornados über die Camps der Protestierenden und den Einsatz von 
Fennek-Panzern, ebenfalls zur „Aufklärung“. 

Schon vor der WM 2006 hatte Bundesinnenminister Schäuble da- 
rauf spekuliert, die Bundeswehr als eine Art Hilfspolizei auch zum be- 
waffneten Schutz ziviler Objekte einsetzen zu können, was allerdings am 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Luftsicherheitsgesetz vorerst 
scheiterte.'” Im „Weißbuch 2006“ kündigte das Verteidigungsministeri- 
um noch eine Änderung des Grundgesetzes an, die allerdings nicht zu- 
stande kam.'* Stattdessen sorgte das Bundesverfassungsgericht 2012 
durch eine Plenarentscheidung, mit der es sein Urteil von 2006 revidier- 
te, für eine faktische Grundgesetzänderung: Der Einsatz der Bundeswehr 
mit militärischen Waffen sollte nun auch im Katastrophennotstand (Art. 
35 Abs. 2 und 3 GG) möglich sein - und zwar in „ungewöhnlichen Aus- 
nahmesituationen katastrophischen Ausmaßes“, wobei es sich nicht nur 
um Naturkatastrophen, sondern auch um menschengemachte, sprich: 
um terroristische Anschläge handeln könnte.'® Das Gericht hielt immer- 
hin fest, dass „Gefahren für Menschen und Sachen, die von oder aus 
einer demonstrierenden Menschenmenge drohen“, nicht unter die Kate- 
gorie des „schweren Unglücksfalls im Sinne des Art. 35 GG“ fallen und 
dass die nun zugelassenen Einsatzmöglichkeiten im Katastrophennot- 
stand nicht zur Umgehung der engen Voraussetzungen im „inneren 
Notstand“ genutzt werden dürfen. Das schlug sich auch im „Weißbuch 
2016“ nieder: Eine Vorfassung enthielt noch einen Passus, der eine 
Grundgesetzänderung in Sachen „innerer Notstand“ propagierte: 

„Charakter und Dynamik gegenwärtiger und zukünftiger sicherheitspoliti- 


scher Bedrohungen machen hier Weiterentwicklungen erforderlich, um ei- 
nen wirkungsvollen Beitrag der Bundeswehr zur Gefahrenabwehr an der 


13 Bundesverfassungsgericht: Urteil v. 15.2.2006 (Az.: 1 BvR 357/05) 

14 Bundesministerium der Verteidigung (BMVg): Weißbuch 2006 zur Sicherheitspolitik 
Deutschlands und zur Zukunft der Bundeswehr, Berlin 2006, S. 71; http://archives. 
livreblancdefenseetsecurite.gouv.fr/2008/IMG/pdf/weissbuch_2006.pdf 

15 Bundesverfassungsgericht: Beschluss v. 3.7.2012 (Az.: 2 PBVU 1/11); siehe auch die 
Presseerklärung Nr. 63/2012 vom selben Tag 


Grenze von innerer und äußerer Sicherheit auf einer klaren Grundlage 
zu ermöglichen.“!6 


Auf Druck der SPD musste Verteidigungsministerin Ursula von der 
Leyen (CDU) die Passage streichen. In der Endfassung findet sich dann 
nur noch die Referenz zum BVerfG-Beschluss: 
„Ausdrücklich zugelassen in Artikel 35 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 des 
Grundgesetzes ist der Einsatz der Streitkräfte im Innern zur Hilfe bei Na- 
turkatastrophen und besonders schweren Unglücksfällen (Katastrophen- 
notstand) auf Anforderung eines Landes oder auf Anordnung der Bundes- 
regierung. Das Vorliegen eines besonders schweren Unglücksfalls kommt 
auch bei terroristischen Großlagen in Betracht. Durch das Bundesverfas- 
sungsgericht wurde dabei bestätigt, dass die Streitkräfte zur Unterstützung 
der Polizeikräfte bei der wirksamen Bekämpfung des Unglücksfalls unter 


engen Voraussetzungen auch hoheitliche Aufgaben unter Inanspruchnah- 
me von Eingriffs- und Zwangsbefugnissen wahrnehmen können.“ !7 


Bereits beim „Amok-Lauf“ des 18-jährigen David S. in München am 22. 
Juli 2016 waren Feldjäger in Alarmbereitschaft versetzt worden. Laut 
„Spiegel“ wurde der Leiter des Kreisverbindungskommandos der Bun- 
deswehr, der an diesem Abend ebenfalls im lokalen Krisenstab saß, von 
der Polizei angesprochen worden, „ob es denkbar sei, dass Feldjäger der 
Bundeswehr helfen könnten ... bei Absperrungen und beim Regeln des 
Verkehrs ... ob es dafür genügend Kräfte gäbe.“'° Eine formelle Anfrage 
sei das nicht gewesen, dennoch wurden Soldaten „einer Feldjägerein- 
heit“ teils aus dem Feierabend zurück gerufen und blieben in den Kaser- 
nen, nachdem die Bundeswehrführung und die Verteidigungsministerin 
zugestimmt hatten. Die hing das Ganze auch zwei Tage später in einem 
Interview der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung „an die große 
Glocke“ (so die Formulierung des „Spiegel“).'” Wie viele SoldatInnen 
überhaupt - trotz Feierabend - hätten aufgeboten werden können, bleibt 
unklar.?° Mindestens ebenso unklar ist auch, was sie denn hätten anbie- 
ten können. „Manpower“, geschützte Fahrzeuge, Spürhunde, sagte ein 
Sprecher der Bundeswehr gegenüber der „Süddeutschen“, die dann auch 


16 Sueddeutsche.de v. 25.7.2016 

17 BMVg: Weißbuch zur Sicherheitspolitik und zur Zukunft der Bundeswehr, Berlin 2016, 
S. 110  (www.bmvg.de/resource/blob/13708/015be272f8c0098f15372491676bfc31/ 
weissbuch2016-barrierefrei-data.pdf) 

18 Spiegel online v. 5.8.2016 

19 ebd. 

20 Sueddeutsche.de v. 25.7.2016; Spiegel-online v. 5.8.2016 spricht von „etwa hundert“. 
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die Ministerin mit den Worten zitiert, man habe „noch nie geübt, dass 
die Truppe auch bei terroristischen Großlagen die Polizei unterstützt“.”' 

Die erste Übung fand mit großem medialem Tamtam im März 2017 
statt. Die „Gemeinsame Terrorismusabwehr Exercise“ (GETEX) war 
eine Trockenübung am Schreibtisch, bei der es in erster Linie um die 
Erprobung von Kommunikationswegen gegangen sei. Mindestens ge- 
nauso wichtig war dabei die Symbolpolitik: die öffentliche Demonstrati- 
on, dass die Bundeswehr der Polizei im „Ernstfall“ unter die Arme grei- 
fen könnte und dass diese Unterstützung durch das Bundesverfassungs- 
gericht als grundgesetzkonform abgesegnet wurde. Dabei spielte es kei- 
ne Rolle, dass erstens das Szenario „Paris plus“ - eine Serie von über die 
gesamte BRD verteilten katastrophalen Anschlägen ähnlich der in Paris 
im November 2015, die die Polizei vollständig überfordern - wenig rea- 
listisch war und dass zweitens auch nicht erkennbar ist, was das Militär 
in einer solchen Situation denn tatsächlich leisten könnte. 

Die Bundeswehr hat in den vergangenen zwei Jahrzehnten an Ein- 
fluss gewonnen. Sie hat erreicht, dass ihr Einsatz auch im Innern auf die 
politische Agenda gesetzt wurde und verfassungsrechtliche Grenzen 
verschoben wurden. Die Anwendung des neuen verfassungsrechtlichen 
Spielraums bleibt hingegen vorerst hypothetisch. 


Explosiver Unsinn 


Das Stichwort „Militarisierung der Polizei“ taucht regelmäßig auf, wenn 
die Polizei mit massiver Gewalt gegen Proteste vorgeht. Der G20-Gipfel 
in Hamburg im vergangenen Jahr markiert hier sicherlich einen neuerli- 
chen Höhepunkt des „heavy policing“. Dennoch basiert die polizeiliche 
Strategie bei Demonstrationen nach wie vor nicht auf Distanzwaffen wie 
Gummischrot, das in Frankreich oder der Schweiz zum „guten Ton“ bei 
der Auflösung von Protesten gehört. Zentral sind vielmehr Wasserwer- 
fer, der massive Gebrauch von Pfefferspray und Schlagstock sowie der 
Einsatz der „Beweissicherungs- und Festnahmeeinheiten“ (BFE), die mit 
ihrem Eindringen in Demonstrationen für viele Verletzungen sorgen. 
Bleibt zu hoffen, dass die Auftritte von Spezialeinsatzkommandos 
(SEKs) im Hamburger Schanzenviertel am 8. und 9. Juli 2017 sowie an 
einer Antifa-Demonstration in Wurzen (Sachsen) Einzelfälle bleiben. 


21 ebd. 
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Eine personelle und technische Aufrüstung der Polizeien fand in den 
vergangenen Jahren unter dem Siegel der Terrorismusbekämpfung statt. 
Neue Spezialeinheiten der Bundespolizei (BFE+) sollen eine Stufe zwi- 
schen der GSG 9, die äußerst selten zum Einsatz kommt, und den SEKs 
einziehen und für „robuste“ Einsätze sorgen. Nach und nach beschaffen 
sich die Länder für ihre SEKs einen Survivor-Panzer, der im Falle Sach- 
sens nach einer Änderung des Polizeigesetzes auch mit Maschinenge- 
wehren bestückt werden kann. Das mag zur Einschüchterung taugen. 
Tatsächliche Einsatzsituationen für schwere Waffen mit großer Streu- 
wirkung sind jedoch definitiv nicht gegeben. 

Zum gewohnten Bild gehören mittlerweile auch PolizistInnen, die 
anlässlich von Terrorwarnungen mit Maschinenpistolen ausgerüstet auf 
Bahnhöfen postiert sind. Diverse Bundesländer wollen solche Waffen 
nun selbst in Streifenwagen deponieren.”” Was PolizistInnen im Alltag 
damit anfangen können und wie sie solche Waffen im stark bevölkerten 
Raum von Bahnhöfen einsetzen könnten, bleibt fraglich. 

Fraglich bleibt auch, ob die SEKs aus Baden-Württemberg und Bay- 
ern ihre neuen „Explosivmittel“ tatsächlich anwenden können. Hand- 
granaten und Maschinengewehre sowie die Befugnis zu deren Einsatz 
hat die bayerische Polizei bereits seit langem. Genutzt wurden sie bisher 
nicht. Auf einer eigenen Homepage, die der Bevölkerung das neue Poli- 
zeiaufgabengesetz näher bringen soll””, bot das bayerische Innenministe- 
rium zwei Varianten für den Gebrauch der neuen Mittel an: Sie könnten 
genutzt werden, um Türen aufzusprengen, hinter denen sich Terroristen 
verbergen. Oder - die Variante ist inzwischen gelöscht - sie könnten bei 
LKW-Anschlägen wie in Nizza im Juli 2016 oder in Berlin fünf Monate 
später zum Einsatz kommen: Mit einem Abschussgerät könne ein 
Sprenggeschoss in den Motorblock geschossen und der LKW gestoppt 
werden. Voraussetzung dafür ist jedoch, dass das SEK mit seinem Ab- 
schussgerät just zum Zeitpunkt des Attentats zugegen ist und keine 
unbeteiligten Menschen in der Schusslinie stehen. 

Im besten Falle werden die neuen Explosivmittel wie die alten 
Handgranaten im Arsenal verstauben und vergessen. 


22 siehe den Beitrag von Dirk Burczyk auf S. 13-20 in diesem Heft 
23 www.polizeiaufgabengesetz-bayern.de 
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Bürgerrechte & Polizei/CILIP 116 (Juli 2018) 


Granatwerfer für die Polizei 
Militärisch gerüstet gegen Terror und im Alltag 
von Dirk Burczyk 


Die ständige Warnung, dass die Bundesrepublik oder gar die ge- 
samte EU im „Fadenkreuz des internationalen Terrorismus“ stün- 
den, erzeugt sprachlich einen permanenten Ausnahmezustand, der 
sich nicht nur in der Nachrüstung des Polizei-, Geheimdienst- und 
Strafverfolgungsrechts niederschlägt, sondern auch auf der Ebene 
der Ausstattung und Ausbildung der Sicherheitskräfte. 


Vielfach wurde in den vergangenen Jahren darüber berichtet, dass die 
Bundesländer „Sturmgewehre“ für ihre Polizeien angeschafft haben. Von 
welchen Einsatzszenarien man dabei ausgeht, hat ein Lobbyist von 
Heckler & Koch 2016 in der Zeitschrift „Polizeipraxis“ der Gewerkschaft 
der Polizei eindrücklich dargestellt:' Die Entwicklung der mittlerweile 
vielfach beschafften MP 7 mit einem Kaliber von 4.6 mm x 30 gehe auf 
Erfahrungen aus dem Afghanistankrieg der 80er zurück, in dem Kämpfer 
der Taliban eine Reihe von Kalaschnikow-Magazinen vor der Brust tru- 
gen. Diese hätten von der bis dahin in Maschinenpistolen verwendbaren 
Munition nicht durchschlagen werden können. Bei den Attentaten von 
Paris seien die Täter aber genau so ausgestattet gewesen. Die MP 7 sei 
von der Feuerkraft her dem Sturmgewehr Kaliber 5.56 der NATO ver- 
gleichbar, aber deutlich leichter in Gewicht und im Handling (und treffe 
daher „auch bei weiblichen Nutzern auf sehr hohe Akzeptanz“). Mit 
entsprechender Zieloptik sei eine „Einsatzreichweite“ von bis zu 200 m 
mit „wirksamen Brusttreffern“ möglich - die bisher im Einsatz befindli- 
che MP5 schafft nur 75 Meter. Auch deshalb sei die MP 7 seit 2001 
beim „Kommando Spezialkräfte“ der Bundeswehr, seit 2004 auch bei der 


1 Heft 2/2016, online unter www.polizeipraxis.de/ausgaben/2016/detailansicht-2016/ 
artikel/mp-7-fuer-den-polizeilichen-anti-terror-einsatz.html 
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regulären Truppe im Einsatz. Die MP 7 werde von den Armeen oder 
Polizeien von 30 Staaten genutzt. Hervorgehoben wird auch die speziell 
für den polizeilichen Einsatz entwickelte Munition mit dem schönen 
Namen „Action“: Sie gebe ihre Energie komplett im „Weichziel“ ab, die 
Verletzung unbeteiligter ZivilistInnen durch Durchschüsse drohe in 
Zukunft nicht mehr. 

Doch nicht nur die Ausstattung auch normaler StreifenpolizistInnen 
mit Kriegswaffen ist auf dem Vormarsch, noch stärker verbreitet ist die 
Ausstattung mit ballistischer Schutzausrüstung. Die StreifenpolizistIn- 
nen als „first responder“ bedürften eines umfassenden Schutzes auch 
gegen Kriegswaffen vom Kaliber 5.56 (die bisher eingesetzten schützen 
nur gegen 9 mm-Kugeln). In der Diskussion wird aber nicht nur auf 
terroristische Bedrohungslagen Bezug genommen. So berichtet der 
marktbeherrschende Hersteller ballistischer Schutzhelme für den deut- 
schen Markt, Ulbricht Protection aus Österreich, gern einen Fall aus 
Baden-Württemberg: Ende Juli 2017 kam es hier zu einer Schießerei in 
einer Diskothek, der eingesetzte Streifenpolizist überlebte demnach nur 
dank eines Titan-Helms von Ulbricht Protection. Am Messestand der 
Firma beim Europäischen Polizeikongress im Februar 2018 in Berlin 
wurde ein Modell vorgeführt, an dem sich neben einem ballistischen 
Schutzvisier auch ein Lederschurz für den Nacken anbringen lässt - 
geeignet für den Einsatz bei Demonstrationen. Wie der Vertreter von 
Ulbricht in seinem Werbevortrag beim Europäischen Polizeikongress 
vermeldete, seien mittlerweile 80 Prozent der deutschen Polizei von 
seiner Firma ausgerüstet, davon 90 Prozent mit Titan-Helmen der neu- 
esten Generation. Die passive Bewaffnung der Polizei ist schon jetzt 
nicht mehr nur auf den terroristischen Ernstfall ausgerichtet. 


Tradition bei der Bundespolizei 


Bei der Bundespolizei (BPol) hat der Einsatz von Sturmgewehren eine 
lange Tradition, die sich aus ihrer Geschichte als paramilitärische Grenz- 
schutztruppe erklärt. Anfang der 50er Jahre, noch vor der Gründung der 
Bundeswehr, wurde beim damaligen Bundesgrenzschutz das Gl eines 
belgischen Herstellers als Standardgewehr eingeführt, 1958 folgte dann 
das G3 von Heckler & Koch. Erst 1996 wurde es wie in der Bundeswehr 
durch das G36, ebenfalls von Heckler & Koch, ersetzt. Während es aller- 
dings bei der Bundeswehr keine Zukunft mehr hat, bleibt es bei der BPol 
in Gebrauch. Für die derzeit noch in Aufstellung befindlichen neuen 
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Sondereinheiten der BPol, die „Beweissicherungs- und Festnahmeeinhei- 
ten +“ (BFE+), wurde mit dem G36c eine Kurzvariante beschafft, die 
für den Einsatz in Häusern und engen Straßen besser geeignet ist als der 
geschasste große Bruder in der Armee. Von der GSG 9 wird sie schon 
länger genutzt. 

Auch in puncto Schutzausstattung greift die BPol auf militärische 
Ausrüstung zurück, nicht nur bei den BFE+. 2011 beschaffte sie über 
einen Rahmenvertrag der Bundeswehr für den Einsatz in Afghanistan 
den „EAGLE IV“, ein leicht gepanzertes Aufklärungsfahrzeug. 2015 
wurden die zehn beschafften Fahrzeuge nach Deutschland überführt und 
Anfang 2017 für den Einsatz an Flughäfen umgerüstet, die Ausstattung 
mit einer Waffenanlage wird geprüft.” Wie twitter-Fotos der BPol zeig- 
ten, kam der EAGLE IV allerdings auch in Hamburg während des G20- 
Gipfels zum Einsatz. 


Aufrüstung bei den Ländern 


Auch bei den Ländern ist der Einsatz von halbautomatischen Maschi- 
nenpistolen nicht neu. In den 70er Jahren wurde die MP 5 von Heckler 
& Koch beschafft, um Feuergefechte mit Mitgliedern der RAF bestehen 
zu können. Neu eingeführt wird bei vielen nun die MP 7. Doch nicht nur 
Heckler & Koch, auch andere deutsche Waffenschmieden wie Haenel, 
Rheinmetall und SIG Sauer profitieren von den über 500 Millionen Euro, 
die Bund und Länder 2016-2017 in neue Ausrüstung stecken.’ 

Bereits abgeschlossen ist die Beschaffung der MP 7 in Baden-Würt- 
temberg; dort wird jeder Streifenwagen mit zwei Exemplaren inklusive 
elektronischer Zielhilfeeinrichtung (Rotpunktvisier) ausgestattet. Nord- 
rhein-Westfalen gibt für die gleiche Ausstattung der Streifenwagen 13,5 
Millionen aus.* Berlin schafft die MP 7 für seine Spezialeinheiten an, 
wegen Lieferschwierigkeiten musste sich das SEK allerdings 40 Exemp- 
lare bei der Bundeswehr ausleihen. Mit Lieferproblemen sind auch an- 
dere Länder konfrontiert: Bis zur flächendeckenden Ausstattung mit der 
MP 7 bestückt Brandenburg deshalb seine Streifenwagen mit alten MP 5, 


2 Ein neues Kraftpaket im Fuhrpark der Bundespolizei, in: Bundespolizei kompakt 2017, 
H. 1, S. 50f. 

3 Die Zeit v. 9.11.2017 

4 Stuttgarter Zeitung v. 28.12.2016 

5 Bild v. 1.2.2018 
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die nun mit Militärmunition benutzt werden.° Niedersachsen rüstete 
zunächst seine 1.200 alten MP 5 mit Zielfernrohren auf und kaufte Ba- 
den-Württemberg die ausgemusterten MP 5 ab.’ Sachsen-Anhalt prüfte 
zunächst, ebenfalls die MP 5 aufzurüsten oder eine neue Mitteldistanz- 
waffe zu beschaffen. Bayern hat sich bereits entschieden und im Mai 
2018 einen Auftrag für die Beschaffung von 800 Mitteldistanzwaffen 
öffentlich ausgeschrieben. An halbautomatischen Mitteldistanzwaffen 
neuerer Bauart steht neben der MP 7 auch die MCX von SIG Sauer zur 
Verfügung, von denen Schleswig-Holstein 522 beschafft.” Auch Berlin 
wird seine Funkstreifen sowie die BFE mit insgesamt 415 MCX ausstat- 
ten.” Hamburg schafft für seine Streifenwagen je zwei MP 5 an und für 
seine Spezialeinsatzkräfte und BFEs 147 CR 223 von Haenel (ebenfalls 
als Halbautomat). Letztere funktionierten mit der Polizeimunition aller- 
dings nicht richtig, weil sie auf Armeemunition ausgerichtet sind.'’ Thü- 
ringen und Rheinland-Pfalz prüften nach letztem Stand noch die An- 
schaffung von Mitteldistanzwaffen.'' 

Eine andere Aufrüstung vollzieht sich etwas weniger spektakulär: Da 
einige Landespolizeien alte Pistolen im Einsatz haben, für die keine 
Ersatzteile mehr beschafft werden können, waren Neuanschaffungen 
notwendig. In letzter Zeit wurde dabei die SFP9 von Heckler & Koch 
beschafft, die mit 15 statt der bisher üblichen acht Schuss die Feuerkraft 
erhöht. Dabei sind die Umsätze beträchtlich: 35.000 SFP 9 werden nach 
Bayern, 5.900 nach Mecklenburg-Vorpommern, 10.000 nach Berlin, 
22.000 nach Niedersachsen, über 4.000 nach Brandenburg verkauft. 

Die Ausstattung mit ballistischen Helmen und Schutzwesten ist 
noch umfassender als jene mit neuen Schusswaffen, mindestens zwölf 
Bundesländer haben Helme angeschafft. In welchem Umfang demnächst 
Streifenwagenbesatzungen nicht nur bei Terrorlagen, sondern schon in 


6 svz.de v. 13.7.2017 

7 Hannoversche Allgemeine Zeitung v. 1.7.2017 

8 Auch hier war zunächst das G36c im Gespräch, vgl. Burczyk, D.: Aufrüstung im Anti- 
Terror-Kampf, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 112, März 2017, S. 13-19 (15) 

9 Der Tagesspiegel v. 23.1.2018; hier wie auch in anderen journalistischen Beiträgen wird 
das MCX als „Sturmgewehr“ bezeichnet. Dabei handelt es sich jedoch um eine andere 
Ausführung. Das bei der Polizei eingesetzte MCX kann ab Werk nur Einzelschüsse ohne 
manuelles Nachladen abgeben (Selbstladebuchse oder Halbautomat). 

10 Hamburger Abendblatt v. 8.8.2017 

11 Die Zeit v. 9.11.2017 
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Fällen häuslicher Gewalt mit ballistischem Helm anrücken, wird die 
Zukunft zeigen. 


Gemeinsame Ausbildung und Übung 


In der Ausbildung gibt es Berührungspunkte zwischen Polizei und Mili- 
tär bislang vor allem bei den jeweiligen Eliteeinheiten. So kooperieren 
die Kampfschwimmer der Marine und der GSG 9 bei Ausbildung und 
Ausrüstung.'” Sowohl die GSG 9 als auch die Kräfte des „Kommando 
Spezialkräfte“ der Bundeswehr werden in Kriegs- und Krisenländern für 
Fälle von Geiselnahmen eingesetzt, die GSG 9 vor allem beim Personen- 
und Objektschutz wie beispielsweise während des Irakkriegs.'” Die 
GSG 9 richtet seit 1983 im Vierjahresrhythmus die „Combat Team Con- 
ference“ aus, bei der polizeiliche und militärische Spezialeinheiten aus 
aller Welt gegeneinander antreten. Regelmäßiger Bestandteil der Aus- 
bildung sind dabei Elemente des „four block war“. Hierbei geht es da- 
rum, auch in besiedeltem Gelände auf eng begrenztem Raum Gefechte 
von hoher Intensität und großer Zielgenauigkeit zu führen. Hier kann 
durchaus zugleich von Verpolizeilichung des Militärs gesprochen wer- 
den: Um die Akzeptanz militärischer Intervention in der betroffenen 
Bevölkerung nicht zu gefährden, ist der einigermaßen präzise Zugriff auf 
feindliche Kräfte, der zugleich so durchgeführt wird, dass ein Gefecht 
nur von kurzer Dauer ist, einem Bombardement ganzer Stadtteile vorzu- 
ziehen. Dieser Logik folgen polizeiliche Spezialeinheiten schon länger. 
Die Elemente der Ausbildung für den „four block war“ bleiben auch 
in der Polizei nicht auf „Eliten“-Ebene. Die GSG 9 gibt ihre Fähigkeiten 
in der Ausbildung an Landesspezialkräfte und insbesondere an die neuen 
BFE+ der BPol weiter. Diese sollen hoch gerüstete AngreiferInnen be- 
kämpfen und räumlich binden, bis die GSG 9 eingetroffen ist. Weil die 
Übungsszenarien von einem Aufeinandertreffen mit militärisch ausge- 
bildeten Feinden als quasi neuem „Normaltypus“ des terroristischen 
Anschlags ausgehen, wird eine entsprechende Ausbildung nicht mehr 
nur für die Spezialeinheiten - SEK und MEK - als notwendig angesehen. 
Noch im Bau ist Übungsstadt „Schnöggersburg“ in der Altmark. Sie 
wird durch Rheinmetall betrieben, ihre tatsächlichen Errichtungskosten 
werden wohl bei 140 Millionen Euro liegen, 40 mehr als in den Planun- 


12 https://veterans22.jimdo.com/kampfschwimmer/ 
13 Der Spiegel Nr. 9 v. 1.3.2010, S. 38-46 
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gen. Schon nach Bekanntwerden der Pläne gab es Mutmaßungen, dass 
nicht nur die Bundeswehr, sondern auch andere Armeen, private Sicher- 
heitsdienstleister - und die Polizei dort Ausbildungen durchlaufen und 
Übungen durchführen könnten.'* Schließlich muss eine solche Einrich- 
tung wirtschaftlich betrieben werden. Auch gemeinsame Übungen 
kommen in Betracht. Eine solche fand unter der Bezeichnung GETEX 
(Gemeinsame Terrorismusabwehr-Exercise) in sechs Bundesländern mit 
insgesamt 360 Soldaten vom 6.-8. März 2017 statt. Das Szenario: Poli- 
zeikräfte sind durch mehrere terroristische Angriffe gleichzeitig gebun- 
den, die Bundeswehr muss zur Unterstützung eingreifen.” 


Neue Einsatzkonzepte 


Als im Februar dieses Jahres der Entwurf für ein neues „Leitbild“ der 
Polizei in Nordrhein-Westfalen bekannt wurde, war die Aufregung zu- 
nächst groß. Mit der bisher zurückhaltenden „NRW-Linie“, die „das 
Wort als wesentliches taktisches Einsatzmittel“ für die BeamtInnen 
vorgab, hat der neue Slang nicht mehr viel zu tun. „Körperliche Robust- 
heit, Präsenz und Durchsetzungsfähigkeit“ sollen demnach gestärkt 
werden, wesentlicher Grundsatz: „Polizeibeamte müssen durchsetzungs- 
fähig und -stark und damit letztlich gewaltfähig, aber nicht gewaltaffin 
werden.“ Das entspricht so auch dem Profil modernen Soldatentums - 
hier wird eher der besonnene Killer als der skrupellose Rambo gesucht. 
Vom Himmel fiel diese Entwicklung im Übrigen nicht. Schon der 
ehemalige NRW-Innenminister Ralf Jäger (SPD) hatte im März 2016, 
vier Monate nach den Anschlägen von Paris, ein neues Konzept entwi- 
ckeln lassen, demzufolge StreifenpolizistInnen nicht mehr das Eintreffen 
von Spezialkräften abwarten sollten, sondern selbst den oder die Atten- 
täter „stoppen“. Warten auf das Eintreffen von Spezialeinheiten sei 
„keine Option“.' Aus dem Personalrat der Polizei kamen Stimmen, die 
das Konzept als „lebensgefährlich“ kritisierten. Die Strategie führte als 
Titel „Vorgehensweise bei Szenarien mit sofortiger polizeilicher Inter- 
ventionserfordernis“ (sic!). Alle in der Nähe befindlichen Streifenpolizis- 
tInnen sollen sich demnach in kleinen Einheiten aus unterschiedlicher 
Richtung nähern. Eine taktische Vorgehensweise, die ohne entsprechen- 


14 Ostsee-Zeitung v. 6.10.2018 
15 s. den Beitrag von Frank Brendle in diesem Heft 
16 Rheinische Post v. 30.4.2016 
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de Übung und Drill absehbar vor allem zu Opfern unter der Polizei füh- 
ren würde und ohne militärisch-taktisch geschulte Einsatzleitung nicht 
denkbar ist. Aber der Innenminister, der damals wegen der Silvester- 
nacht von Köln unter starkem politischen Druck stand, wollte auch hier- 
für sorgen: Das Konzept sah auch spezielle Trainingszentren vor. 


Besseres Sicherheitsgefühl? 


Im Einsatz sind auch Waffen, die in anderer Ausstattung unter das 
Kriegswaffenkontrollgesetz fallen: So ist die in mehreren Bundesländern 
verbreitete Mehrzweckpistole MZP 1, vom Hersteller Heckler & Koch 
unter der Bezeichnung „HK 69“ bzw. „HK 169“ vertrieben, nicht nur für 
das Verschießen von Blend- und Reizgasgranaten geeignet, sondern 
firmiert nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz unter „Granatmaschinen- 
waffen, Granatgewehre, Granatpistolen“. Die neu entwickelte „HK 269“ 
kann auch direkt an das G 36 angebracht werden. Die entsprechenden 
MZP 1 waren in Hamburg während des G20-Gipfels im Einsatz. 22 
Reizgasgranaten wurden nach einem Bericht des Hamburger Innensena- 
tors durch die sächsischen Einsatzkräfte verschossen, 21 von jenen aus 
Thüringen, 18 von denen aus Bayern." Letztere dürfen nach dem neuen 
Polizeiaufgabengesetz (PAG) nun nicht nur Reizgasgranaten, sondern 
auch echte Granaten im Einsatz verwenden. Art. 78 Abs. 5 PAG wurde 
so erweitert, dass nicht nur der Einsatz von Handgranaten (wie schon 
bislang), sondern auch der von „Sprenggeschossen, die aus Schusswaf- 
fen verschossen werden können“ erlaubt ist. Die sächsischen SEK- 
Beamten paradierten bei ihrem Einsatz im Schanzenviertel auch gleich 
mit ihren CR 223, nicht etwa mit angeklappter Schulterstutze an der 
Seite, sondern einsatzbereit mit aufgerichtetem Lauf.'® Dies zeigt deut- 
lich, dass ein Ausstrahlen der Militarisierung im Bereich der Terroris- 
musbekämpfung auf ein polizeiliches Einsatzgeschehen gegen allenfalls 
mit Steinen und Flaschen bewaffnete Störer nicht so abwegig ist, wie es 
Polizei und Waffenlobbyisten darstellen. Ebenfalls in Sachsen wurden 
bei einer antifaschistischen Demonstration am 2. September 2017 in 
Wurzen, bei der es lediglich zu vereinzelten Störungen durch Gegende- 
monstrantInnen kam, alle fünf SEK-Einheiten der sächsischen Polizei 


17 Die Rheinpfalz v. 18.8.2017 
18 https://p5.focus.de/img/fotos/crop7345804/2436035994-cfreecrop_21_9-w1280-h720- 
otx0_y91-q75-p5/1495d000eefc6a37.jpg 
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eingesetzt. Die Sprecherin der sächsischen Polizei erklärte auf Nachfra- 
ge, dass es bereits im März 2017 einen Einsatz eines SEK ebenfalls bei 
einer Demonstration gegeben habe.'? Ob eine auf möglichst überfallarti- 
ge Überwältigung des Gegners aus einer Position der Stärke und Domi- 
nanz agierende Spezialeinheit der richtige Akteur ist, um verfassungs- 
mäßige Rechte zu schützen, kann bezweifelt werden. 

Aber selbst im Hinblick auf die Logik des öffentlichen Diskurses um 
die „Innere Sicherheit“ ist die Militarisierung der Polizei im Ergebnis 
zweifelhaft. Abgestellt wird immer auf das „Sicherheitsgefühl der Bürge- 
rinnen und Bürger“. Wer schon einmal mit Maschinenpistolen bewaffne- 
te BundespolizistInnen bei der Durchführung einer Personenkontrolle in 
einem Hauptbahnhof erlebt hat, wird festgestellt haben: Ein Sicherheits- 
gefühl mag sich hier durchaus nicht einstellen, das Gegenteil ist der Fall. 
Wer hochgerüstete BeamtInnen sieht, vermutet Gefahr und ein ebenso 
hochgerüstetes Gegenüber. Wer also unterstellen wollte, gerade konser- 
vative PolitikerInnen wollten das Gefühl jenes permanenten Ausnahme- 
zustands gerade erst herstellen, den sie zu bekämpfen vorgeben - der 
oder die kann sich durch jeden bis an Zähne bewaffneten Streifenpolizis- 
ten bestätigt fühlen. 


19 www.vice.com v. 6.9.2017: Sturmgewehre und Panzerwagen: wie sich die deutsche 
Polizei militarisiert 
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Bürgerrechte & Polizei/CILIP 116 (Juli 2018) 


An der Heimatfront 
Militärische Einsätze im Innern 
von Frank Brendle 


Die Rufe nach Inlandseinsätzen der Bundeswehr, die vor zehn Jah- 
ren noch von SicherheitspolitikerInnen vor allem von Union und 
SPD formuliert wurden, sind merklich abgeebbt. Das Thema bleibt 
aber virulent: 2017 gab es die erste gemeinsame Übung von Polizei 
und Militär seit dem Zweiten Weltkrieg. 


Anlässlich der Fußball-Weltmeisterschaft 2006 hatte der damalige Bun- 
desinnenminister Wolfgang Schäuble (CDU) gemahnt, ohne die Bun- 
deswehr könne die Sicherheit in Stadien und auf Fanmeilen nicht ge- 
währleistet werden. Es ging dann doch ohne hoheitlichen Einsatz, aber 
seither hat die Bundeswehr Strukturen aufgebaut, die Grundlage auch 
für hoheitliche Einsätze im Inneren sind. Begründet werden sie mit dem 
Mantra der „Vernetzten Sicherheit“, demzufolge zwischen inneren und 
äußeren Bedrohungen und ergo zwischen militärischen und polizeilichen 
Aufgaben nicht mehr trennscharf unterschieden werden könne. 

Was einem da verkauft werden soll, ist aber nichts Neues, sondern 
im Gegenteil ein ganz alter Hut: Schon die preußische Verordnung zur 
„Verhütung der Tumulte und Bestrafung der Urheber und Theilnehmer“ 
von 1798 sah vor, dass die Militärbehörden „der Polizei zur Unterdrü- 
ckung entstehender Tumulte schleunigen und kräftigen Beistand leisten 

.. und wenn gelindere Mittel nicht wirksam sein sollten, Gewalt brau- 
chen“. 

Im Deutschen Bund, im Deutschen Kaiserreich und in der Weimarer 
Republik gab es verfassungsrechtliche Regelungen, die den Einsatz von 
Militär im Inneren vorsahen, und zwar nicht nur anlässlich eines 
„Staatsnotstands“ (wie etwa der 1848/49er Revolutionen), sondern auch 
in rein polizeilichen Lagen. Vor allem in Preußen wurde mehrmals zur 
Niederschlagung von Streiks davon Gebrauch gemacht. Voraussetzung 
war jeweils die Anforderung durch eine sich überfordert wähnende Zi- 
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vilbehörde.' Die preußische Verfassung von 1850 sah u.a. den „kleinen“ 
Belagerungszustand vor, der die zeitliche und örtliche Aussetzung von 
Verfassungsrechten erlaubte und frappierende Ähnlichkeiten mit polizei- 
lichen Allgemeinverfügungen der Gegenwart hatte, die eine mehrere 
Quadratkilometer weite demokratiefreie Zone ausweisen können. 

Parallel zum sich entwickelnden Aufbau von Polizeikräften gerieten 
militärische Inlandseinsätze allerdings in die öffentliche Kritik. Soldaten, 
so wurde - ähnlich wie auch heute - argumentiert, seien für Polizeiauf- 
gaben nicht ausreichend qualifiziert. Auch höhere Beamte zweifelten, ob 
ausgerechnet junge Wehrpflichtige immer die nötige „Festigkeit“ für 
ihre Arbeit hätten - zu der unter anderem auch die Beaufsichtigung von 
„unsittlichen Weibspersonen“ gehörte.” Generell wurde ein übermäßig 
hartes Vorgehen beklagt. Nach der Zabern-Affäre Ende November 1913 
(als ein Garnisonschef die elsässische Ortschaft regelrecht besetzte) 
bekräftigte Kaiser Wilhelm II deshalb in einer „Allerhöchsten Dienstvor- 
schrift über den Waffengebrauch des Militairs und seine Mitwirkung zur 
Unterdrückung innerer Unruhen“ vom 19. März 1914,° das Militär dürfe 
nur auf Anforderung von Zivilbehörden und nur dann eingreifen, wenn 
die Polizeikräfte nicht ausreichten. 

Militäreinsätze während der Weimarer Republik bezogen sich eher 
auf Fälle des „Notstandes“, vor allem zur Bekämpfung revolutionärer 
Bestrebungen oder zur Absetzung revolutionärer Landesregierungen als 
auf polizeiliche Lagen - kein Wunder, umfasste die Reichswehr gerade 
einmal 100.000 Mann und damit weniger als die Polizei. 

Was das Dritte Reich angeht, war in Bezug auf Inlandseinsätze we- 
niger die Wehrmacht von Bedeutung als die militarisierten „Parteiar- 
meen“ in Gestalt von SA und SS. In der DDR unterstützte die NVA im 
Herbst 1989 polizeiliche Absperrungen gegen DemonstrantInnen und 
führte, zumindest in Dresden, auch Festnahmen durch. Zweifellos die 


1 Eine Übersicht findet sich u. a. in Grubert, W.: Verteidigungsfremde Verwendungen der 
Streitkräfte in Deutschland seit dem Kaiserreich außerhalb des inneren Notstandes, 
Frankfurt a. M. 1997, S. 77f. 

2 Lüdtke, A.: „Willkürgewalt des Staates“? Polizeipraxis und administrative Definitions- 
macht im vormärzlichen Preußen, in: Reinke, H. (Hg.): „... nur für die Sicherheit da...“? 
Zur Geschichte der Polizei im 19. und 20. Jahrhundert, Frankfurt/New York 1993, S. 48 

3 dokumentiert in: Mayer, M.E.: Die neuen Vorschriften über den Waffengebrauch des 
Militärs, in: Deutsche Strafrechts-Zeitung 1914, Sp. 229-233 
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einschneidendste auf innenpolitische Zwecke gerichtete Maßnahme war 
der Schusswaffengebrauch durch die Grenztruppen. 

In der BRD war die Rechtslage bis 1968 übersichtlich: Inlandsein- 
sätze waren verboten, Punkt. So groß war das Misstrauen in der Politik, 
dass die Bundeswehr nicht einmal bei Naturkatastrophen zum (hoheitli- 
chen) Einsatz schreiten durfte. Dass anlässlich der Hamburger Sturmflut 
1962 genau dies passiert war, war, wie Helmut Schmidt später einräum- 
te,* verfassungswidrig. Das änderte sich im Rahmen der Notstandsge- 
setze 1968, zu deren schärfsten KritikerInnen der damalige Chef der 
Gewerkschaft der Polizei, Werner Kuhlmann, gehörte: Er warnte, je 
mehr Inlandseinsätze es gebe, desto größer werde die Missbrauchsmög- 
lichkeit. Seit 1968 ist der Militäreinsatz in Friedenszeiten insoweit zu- 
lässig, als er auf Anforderung der zivilen Behörden erfolgt, und nur so- 
weit er zur Bewältigung der Katastrophe oder eines Unglücksfalls tat- 
sächlich notwendig ist. 

Nach dem 11. September 2001 unternommene Versuche, diese Be- 
schränkung durch neue Gesetze oder Verfassungsänderungen zu erwei- 
tern, sind bis heute gescheitert. Das von Rot-Grün 2005 verabschiedete 
Luftsicherheitsgesetz, das den Abschuss von im 9/11-Stil terrorverdäch- 
tigen Flugzeugen erlauben sollte, wurde schon ein Jahr später vom Bun- 
desverfassungsgericht kassiert. Das Grundgesetz erlaube keinen Kampf- 
einsatz der Streitkräfte mit spezifisch militärischen Waffen, sondern 
allenfalls mit solchen, die auch das jeweilige Länderpolizeirecht vorsehe. 
Kampfflugzeuge gehören bislang nicht dazu.’ Die damals zuständigen 
MinisterInnen Wolfgang Schäuble (Inneres) und Brigitte Zypries (Justiz) 
legten daraufhin im Jahr 2008 einen Entwurf zur Änderung des Grund- 
gesetzes vor, der allerdings innerhalb kurzer Zeit sowohl von zahlrei- 
chen Länderregierungen (die ihre Kompetenzen beschnitten sahen) als 
auch der SPD-Bundestagsfraktion zerrissen wurde. 


„Flächendeckendes Netzwerk“ 


An der Gesetzesfront war seither Ruhe, und die Ausweitung der In- 
landseinsätze schien vom Tisch. Dafür wurde ab dem Jahr 2007 zunächst 


4 zit. nach Fiebig, J.P.: Der Einsatz der Bundeswehr im Innern. Verfassungsrechtliche 
Zulässigkeit von innerstaatlichen Verwendungen der Streitkräfte bei Großveranstaltun- 
gen und terroristischen Bedrohungen, Berlin 2004, S. 84f. 

5 Bundesverfassungsgericht: Urteil v. 15.2.2006 Az.: 1 BvR 357/05 
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unterhalb der „Einsatzschwelle“ eine neue dauerhafte Struktur für Ver- 
wendungen der Bundeswehr im Inneren aufgebaut: die sog. Zivil- 
Militärische Zusammenarbeit (ZMZ). Das Oberkommando hat, wie 
generell für alle Inlandseinsätze, der Inspekteur der Streitkräftebasis als 
Nationaler Territorialer Befehlshaber. Ihm unterstellt sind 15 Landes- 
kommandos sowie in Berlin die Abteilung Standortaufgaben. „Auf den 
einsatzentscheidenden unteren und mittleren Ebenen“, so hieß in der 
Ankündigung des Weißbuches im Jahr 2006, wurden flächendeckend 
Bezirks- bzw. Kreisverbindungskommandos (BVK bzw. KVK) etabliert.‘ 
Nach Angaben des Kommandos Streitkräftebasis existiert derzeit (April 
2018) „ein flächendeckendes Netzwerk“ von mehr als 30 BVK und 400 
KVK. Diese Kommandos bestehen im Normalfall aus Reservisten, von 
denen einer (der Beauftragte der Bundeswehr für Zivil-Militärische Zu- 
sammenarbeit, BeaBwZMZ) als dauerhafter Ansprechpartner für die 
Verwaltungen der Regierungspräsiden bzw. Landratsämter und kreis- 
freien Städte fungiert. Weitere elf Reservisten können im Bedarfsfall zur 
Unterstützung des Kommandos mobilisiert werden. 

Zu den Aufgaben der KVK und BVK gehört insbesondere die Bera- 
tung der Zivilverwaltung über vorhandene Ressourcen der Bundeswehr: 
Die Katastrophenschützer in von einer Naturkatastrophe oder einem 
großen Unglücksfall betroffenen Kommunen sollen so schnell wie mög- 
lich erfahren, welche Hilfsgüter es am nächstgelegenen Bundeswehr- 
Standort gibt, bzw. können allfällige bundesweite Hilfsanfragen den 
Kollegen der ZMZ-Kommandos überlassen. Der BeaBwZMZ wiederum 
wird eng in die Katastrophenschutz-Planungen der zivilen Behörden 
einbezogen, verfügt über eine Büroinfrastruktur und wird zu Bespre- 
chungen und Übungen mit Zivilverwaltung, Polizei, Rettungskräften 
und Betreibern „kritischer Infrastrukturen“ hinzugezogen. „In der Krise 
Köpfe kennen“, lautet der Grundsatz. Die zwölf Reservisten fungieren 
als eine Art Voraus- oder Verbindungskommando, das im Bedarfsfall 
nachrückende militärische Kräfte einweisen kann. Mit dieser Struktur 
wurde eine fest institutionalisierte, dauerhafte Zusammenarbeit von 
Militär und Zivilverwaltung etabliert, mithin also das Einsickern militä- 
rischer Expertise in einen originär zivilen Aufgabenbereich. Das ist nicht 


6 BMvVg: Weißbuch 2006 zur Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und zur Zukunft 
der Bundeswehr, Berlin 2006, online nur noch unter http://archives.livreblancdefenseet 
securite.gouv.fr/2008/IMG/pdf/weissbuch_2006.pdf 
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unproblematisch: Mit Blick auf mögliche Repressivmaßnahmen der 
Bundeswehr sind fundierte, aktuelle Kenntnisse der Bundeswehr über 
örtliche Katastrophenpläne und den Bereitschaftstand ziviler Rettungs- 
kräfte, wie auch polizeiliche Lageeinschätzungen zum Beispiel bei Groß- 
demonstrationen, unverzichtbar. 

Die Militarisierung des Katastrophenschutzes wird von den Ländern 
fatalerweise mitbetrieben, weil diese auf Kostenersparnis setzen. Geht es 
nach ihnen, soll „das vorhandene gesamte Potenzial der Bundeswehr im 
Bedarfsfall auch für den Schutz der eigenen Bevölkerung im Inland ein- 
gesetzt werden ... und zwar im Wege der Amtshilfe ... und bei Gefahren- 
lagen, die durch international operierende Terrororganisationen geschaf- 
fen werden, auch im originären Auftrag als Angelegenheit der Verteidi- 
gung“, hieß es in einem Bericht des AK V der Innenministerkonferenz 
vom April 2005.’ Die Unterstützung der Zivilbehörden solle nicht mehr 
subsidiär erfolgen, sondern „zu einer originären Aufgabe der Bundes- 
wehr werden.“ Die nimmt zwar gerne den Imagegewinn mit, ließ aber 
wissen, dass ihr Beitrag zum Katastrophenschutz davon abhänge, was 
gerade im Auslandseinsatz benötigt werde. 

In den Verteidigungspolitischen Richtlinien des Jahres 2003 war die 
Einführung der ZMZ mit den Worten angekündigt worden, der „Schutz 
Deutschlands“ verlange „die Synergie aller staatlichen Instrumente der 
Sicherheitsvorsorge“. Und im April 2018 verkündet das „Zentrum Zivil- 
Militärische Zusammenarbeit der Bundeswehr“, im Mittelpunkt der 
ZMZ stehe der Gedanke, „die Interaktion zwischen militärischen und 
zivilen Akteuren zu fördern, um so das Erreichen gemeinsamer, ziviler 
und militärischer Ziele, zu gewährleisten.“® 

Wenn Repressivstrukturen synergetisch wirken, geht die Bevölke- 
rung besser in Deckung. Angaben zum repressiven Potential dieser 
Strukturen lassen sich der Antwort auf eine Kleine Anfrage der Links- 
fraktion entnehmen.’ Darin führte die Bundesregierung zur Frage, ob die 
ZMZ-Strukturen auch anlässlich von Großereignissen oder Demonstra- 
tionen tätig werden könnten, aus, dies obliege „den für die örtliche poli- 
zeiliche und nichtpolizeiliche Gefahrenabwehr zuständigen Landebehör- 


7 www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/termine/to-beschluesse/05-06-24/05-06-24- 
anlage-nr-24.pdf?__blob=publicationFile&v=2? 

8 siehe auf www.kommando.streitkraeftebasis.de/ unter KdoTerrAufgBW, Zentrum Zivil- 
militärische Zusammenarbeit 

9 BT-Drs. 16/13970 v. 28.8.2009 
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den.“ Ob die Reservisten bzw. ihre aktiven Kameraden bei Streiks im 
Transport-, Energie- oder Sanitätssektor sowie bei der Müllabfuhr her- 
angezogen werden, sei ebenfalls dem „jeweiligen konkreten Einzelfall 
vorbehalten.“ Die Frage, ob die Bundesregierung Maßnahmen plane, um 
auszuschließen, „dass die ZMZ-Strukturen zur Unterstützung polizeili- 
cher Repressivmaßname gegen Streikende und/oder Demonstrantinnen 
und Demonstranten herangezogen werden“, beantwortete die Bundesre- 
gierung mit einem knappen „Nein“. 

Alles, so wird versichert, geschehe „im Rahmen der verfassungs- 
rechtlichen Vorgaben“. Fürs erste darf man das so verstehen: Wenn die 
herrschende Verfassungsinterpretation ein polizeiliches Vorgehen gegen 
Zivilisten zulässt, dann kann nach herrschender Lesart auch die Bun- 
deswehr herangezogen werden, um diesen Polizeieinsatz zu unterstüt- 
zen. 

Das ist keine Zukunftsmusik: Die ZMZ-Strukturen waren 2007 an- 
lässlich des G8-Gipfels in Heiligendamm in die Planungen der zivilen 
Behörden eingebunden und haben als de-facto-Repressionsberater über 
die beim Militär vorhandenen Kapazitäten informiert. Wie bekannt, war 
die Bundeswehr damals mit Überwachungstornados und Spähpanzern 
angerückt, um die Anreisewege zum Gipfel und alles Verdächtige rund 
um das Protestgeschehen zu erfassen und, was ihr verdächtig vorkam, an 
die Polizei weiterzugeben, die daraufhin ihre Einsatzplanung anpassen 
konnte. 


„Heimatschutz“ 


Unterstützung erhält der sog. Heimatschutz durch die in den Jahren 
2012 und 2013 aufgestellten „Regionalen Sicherungs- und Unterstüt- 
zungskräfte“ (RSU-Kräfte). Sie sind, wie die ZMZ-Einheiten, Teil der 
Territorialen Reserve der Bundeswehr, ihr Verständnis von „Heimat- 
schutz“ ist allerdings in erster Linie militärisch: Die Konzeption der 
Reserve definiert Heimatschutz als „Verteidigungsaufgaben auf deut- 
schem Hoheitsgebiet sowie Amtshilfe in Fällen von Naturkatastrophen 
und schweren Unglücksfällen, zum Schutz kritischer Infrastruktur und 
bei innerem Notstand“. 

Die Reservisten-Zeitschrift „loyal“ führt dazu aus: „Statt sich wie 
bisher in Feuerbekämpfung, ABC-Schutz oder Flugabwehr zu üben, 
steht für die RSU-Kräfte wieder der klassisch-militärische Auftrag im 
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Mittelpunkt ... Erst in zweiter Linie spielen die unterstützenden Hilfe- 
leistungen im Rahmen der Katastrophenhilfe eine Rolle.“'° 

Die RSU-Kräfte bestehen aus Reservisten, die einen Auffrischungs- 
kurs im Umgang mit Pistole, MP und evtl. einem Maschinengewehr 
erhalten und ein paar Wochen Reservedienst schieben, um im Ernstfall 
militärische Objekte und „Kritische Infrastrukturen“ zu bewachen. Sta- 
tioniert sind sie an 30 Standorten mit je rund 100 Dienstposten, die bei 
Bedarf aufgestockt werden können. Ihre konkreten Tätigkeiten erstre- 
cken sich bisher, soweit sie überhaupt Zivilisten tangieren, auf unter- 
stützende, nicht-hoheitliche Maßnahmen bei Naturkatastrophen. 


Verfassungsänderung per Gerichtsurteil 


Der zivilmilitärische Mischauftrag der RSU-Kräfte, das Repressivpoten- 
zial der ZMZ wie auch der Heiligendamm-Einsatz der Bundeswehr wer- 
fen die Frage auf: Wie weit darf die Bundeswehr auf dem Wege der 
„Amtshilfe“ eigentlich gehen? Das Kommando Streitkräftebasis ver- 
merkt leider zu Recht: „Die verstärkten Flüchtlingsströme als Resultat 
veränderter Sicherheitslagen in anderen Ländern haben den Begriff der 
Amtshilfe verändert und nicht zuletzt hat auch die veränderte Sicher- 
heitslage innerhalb der Europäischen Grenzen zu einem neuen Ver- 
ständnis bezüglich unserer unterstützenden Rolle in Lagen mit katastro- 
phischem Ausmaß geführt.“ '' 

Damit wird indirekt Bezug genommen auf das Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts, das 2012 in einer Entscheidung des Gesamtplenums 
seine Rechtsprechung über Bord warf. Anders als noch 2006 im Urteil 
zum Luftsicherheitsgesetz entschieden, ist der Bundeswehr seither sehr 
wohl erlaubt, militärische Waffen auch in nichtmilitärischen Lagen ein- 
zusetzen. Das Grundgesetz, hieß es extrem-pragmatisch, „zwingt nicht 
zu einer angesichts heutiger Bedrohungslagen nicht mehr zweckgerech- 
ten Auslegung“. 

Das Gericht betonte zwar, die neue Verfassungsauslegung gelte nur 
für „besonders schwere Unglücksfälle“ von „katastrophischer Dimensi- 
on“, wobei menschenverursachte Katastrophen, also auch Terrorismus, 
ausdrücklich eingeschlossen seien. Messbare Kriterien gab das Gericht 


10 Hemicker, L: Tempo beim Heimatschutz, in: loyal 2012, H. 5, S. 9-13 (12f.) 
11 Kommando Streitkräftebasis: Die Streitkräftebasis - Partner im Inland, Flyer, Bonn o.]. 
12 Bundesverfassungsgericht: Beschluss v. 3.7.2012 Az.: 2 PBVU 1/11 
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nicht mit, außer dass es eben um „ungewöhnliche Ausnahmesituatio- 
nen“ gehe. Einschränkend hielt es fest, es stelle „nicht jede Gefahrensi- 
tuation, die ein Land mittels seiner Polizei nicht zu beherrschen imstan- 
de ist, allein schon aus diesem Grund einen besonders schweren Un- 
glücksfall“ dar, der den Streitkräfteeinsatz erlaubte. 

Auch betonten die RichterInnen, dass „Gefahren für Menschen und 
Sachen, die aus oder von einer demonstrierenden Menschenmenge dro- 
hen, keinen besonders schweren Unglücksfall“ darstellten - ein Hinweis, 
der allerdings wenig bewirken dürfte, wenn die Polizei eine katastro- 
phendräuende Gefahrenprognose stellt. Richter Reinhard Gaier konsta- 
tierte in seinem Minderheitenvotum, der Urteilspruch habe „im Ergeb- 
nis die Wirkungen einer Verfassungsänderung“. Die vagen Begriffsbe- 
stimmungen ließen etwa bei regierungskritischen Großdemonstrationen 
viel Spielraum für subjektive Einschätzungen. „Im Schatten eines Arse- 
nals militärischer Waffen kann freie Meinungsäußerung schwerlich ge- 
deihen“, so Gaier. 


Die Anti-Terror-Übung 


Nach jahrzehntelanger Abstinenz müssen militärisch-polizeiliche Anti- 
terroreinsätze freilich erst wieder intensiv geübt werden. Diesem Zweck 
diente die sog. Gemeinsame Terrorabwehr-Exercise (GETEX) im März 
2017. Fürs erste war sie lediglich eine Stabsrahmenübung, erfolgte also 
nicht „auf der Straße“, sondern beschränkte sich auf die „Überprüfung 
von Verfahren in der Situation eines besonders schweren Unglücksfalls, 
in der eine ausschließliche Reaktion mit Polizeikräften auf terroristische 
Bedrohungen wegen deren Ausmaßes nicht mehr möglich ist“ so die 
Bundesregierung. 

Dabei ging es nicht nur um die auch sonst üblichen Amtshilfeleis- 
tungen. In einer ersten Bilanz der Übung verkündete das Bundesinnen- 
ministerium, dass von knapp 50 gestellten Amtshilfeanträgen ein Drittel 
Fälle betrafen, „die eine Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben durch die 
Bundeswehr unter dem Kommando der Polizei erforderten“. Weiter hieß 
es, dies „betraf beispielsweise die Evakuierung von Gebäuden oder auch 
von Stadtgebieten, den Schutz von Gebäuden und Einrichtungen oder 
auch die Verkehrslenkung.“'* 


13 BT-Drs. 19/1243 v. 16.3.2018 
14 www.bmi.bund.de/SharedDocs/kurzmeldungen/DE/2017/03/abschluss-getex.html 
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Eine realistische Annahme lag der Übung allerdings nicht zugrunde. 
Das hat seinen Grund darin, dass die Terrorlagen, wie sie bisher in 
Deutschland auftraten, bei aller Dramatik kaum jenen Grad an „kata- 
strophischer“ Dimension erreichten, der vom Bundesverfassungsgericht 
als Einsatzermächtigung für die Bundeswehr verlangt wird. Um sicher- 
zustellen, dass die Übung den Anforderungen des Verfassungsgerichtes 
entsprach, wurde das Übungsszenario bewusst „systematisch verschärft, 
um die Grundlage für den Einsatz der Bundeswehr im Inneren zu schaf- 
fen“,'® hieß es auf bundeswehr.de. Der Phantasie der Sicherheitsbehör- 
den sind eben keine Grenzen gesetzt. 

Rundum zufrieden mit dem Verlauf der Übung waren der Bund und 
die beteiligten Länder nicht: Die Bundeswehr, so habe der Inspekteur 
der NRW-Polizei geklagt, habe „viel zu spät“ über Amtshilfeanträge 
entschieden.'!‘ Als Schlussfolgerung aus der GETEX-Übung ziehen die 
Beteiligten, die zivil-militärische Kooperation zu verstetigen: Es brauche 
eine „Intensivierung und Verfestigung der Zusammenarbeit zwischen 
Verwaltungs-/Polizeistäben der Länder und Verbindungselementen der 
Bundeswehr.“ Dazu werden gemeinsame Fortbildungsveranstaltungen 
angeregt und die Optimierung von Kommunikationswegen und Verfah- 
rensweisen. Bei Amtshilfeanträgen der Bundeswehr müssten die Ent- 
scheidungsabläufe weiter beschleunigt und verständlicher dargestellt 
werden.” 

Auch wenn Deutschland hinsichtlich militärischer Inlandseinsätze 
im europäischen Vergleich noch vergleichsweise restriktive Regelungen 
hat: Die Verzahnung von Militär, Polizei und Zivilbehörden schreitet 
voran. 


15 „Eine Kampfeinheit, die sich in der Übung ‚Kata 'aib Saif Alnabi‘ nennt, attackiert 
Deutschland. Zuerst explodiert in einem bayerischen Bahnhof eine Bombe, tötet 20 
Menschen. In Bremen ereignet sich in einer Schule eine Schießerei, in einer Nachbar- 
schule explodiert ebenfalls eine Bombe. Auch den Flughafen Düsseldorf nehmen die 
Terroristen ins Visier: Im Terminal fordert eine weitere Bombe 20 Menschenleben, au- 
ßerdem wird auf dem Flugfeld eine Flugabwehrwaffe gefunden. In dieses Chaos platzt 
eine weitere Hiobsbotschaft: In Bayern haben Terroristen einen Linienbus entführt und 
fordern die Ausstrahlung eines Videos - die Forderung wird nicht erfüllt, eine Geisel 
wird getötet.“ aus: Polizei und Bundeswehr trainieren zusammen für Terror-Ernstfall, 
www.dbwv.de v. 20.1.2017 (Abruf 27. 5. 2018) 

16 Getex in der Diskussion: So lief die Terrorabwehr-Übung, in: loyal 2018, H. 1, S.82f. 

17 BT-Drs. 19/1243 v. 16.3.2018 
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Bürgerrechte & Polizei/CILIP 116 (Juli 2018) 


Narrative der Militarisierung 


Zum Verhältnis von Wirtschaft und Polizei auf dem Europä- 
ischen Polizeikongress 


von Stephanie Schmidt und Philipp Knopp 


Im Februar 2018 fand in Berlin der 26. Europäische Polizeikongress 
statt. Die vom „Behörden Spiegel“, einer überregionalen (privaten) 
Zeitung für den öffentlichen Dienst, organisierte Verkaufsausstel- 
lung mit Kongresscharakter versammelt VertreterInnen von Si- 
cherheitsbehörden, Politik und Wirtschaft. ' 


In diesem Artikel beleuchten wir die diskursiven Interaktionsdynamiken 
zwischen VertreterInnen deutscher Polizeien (und verwandter Sicher- 
heitsorganisationen) und Wirtschaftsakteuren auf diesem Kongress, an 
dem wir selbst teilnahmen. Wir fokussieren insbesondere die narrativen 
Bezüge zwischen beiden und werden herausarbeiten, wie Narrationen 
der Wirtschaftsakteure eine Militarisierung der Polizei stimulieren. Es 
gibt für eine solche Untersuchung wohl kaum einen besseren Ort als den 
Europäischen Polizeikongress, denn sein zentraler Zweck ist die Förde- 
rung der Zusammenarbeit und der Vernetzung von polizeilicher Füh- 
rungsebene mit der Sicherheits- und Rüstungsindustrie. 

Die Analyse der diskursiven Bezugnahmen muss notwendig zwei 
theoretische Leerstellen der Erforschung autoritativer und militarisie- 
render Tendenzen in Polizeien angehen: Einerseits dominiert in dieser 
eine oberflächliche Sichtweise auf Militarisierungsprozesse, die über das 
Aufzeigen technischer Innovationen der Bewaffnung und Ausrüstung 
der Polizei oft nicht hinausgeht, und andererseits die Frage, wie das 
wirtschaftliche Feld Einfluss auf die Polizei nimmt. 

Unter Militarisierung verstehen wir die Herausbildung von organisa- 
tionalen Wahrnehmungs-, Deutungs- und Handlungsschemata (Habi- 


1 mehr Informationen und das Programm auf www.europaeischer-polizeikongress.de 
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tus), die zunehmend militärischen Logiken folgen. Sie sind daher in 
sukzessive stärkerem Maße gekennzeichnet durch Gleichgültigkeit ge- 
genüber der Integrität vermuteter StraftäterInnen, eine starke Abgren- 
zung des ‚Eigenen‘ von diesen ‚Anderen‘, die fließend in offene Feind- 
Bestimmungen übergeht, die Wahrnehmung einer chaotischen Umge- 
bung, in der wie in einem Feindgebiet patrouilliert und eingegriffen 
werden muss, um „Chaos“ einzudämmen.?” Die technische Aufrüstung 
der Polizei ist daher nur ein praktischer Ausdruck der Veränderungen 
des polizeilichen Habitus hin zur Militarisierung. Militarisierung stellt in 
Deutschland ebenso nur eine Entwicklungslinie dar, die in intra- und 
interorganisationalen Kämpfen durchaus durch andere Tendenzen (etwa 
das sog. Community Policing oder die Privatisierung von Sicherheits- 
produktion) konterkariert wird. 

Das zweite theoretische Problem der kritischen Polizeiforschung be- 
rührt die Frage, wie das ökonomische und das polizeiliche Feld mitei- 
nander verknüpft sind, d. h. für unsere Untersuchung, was die Ökono- 
mie mit der Militarisierung der Polizei zu tun hat. Denn Veränderungen 
des polizeilichen Feldes sind, wie Andrea Kretschmann richtig feststellt, 
nicht aus Entwicklungen der Ökonomie ableitbar.’ Sie entstehen viel- 
mehr in relativ autonomen Eigengesetzlichkeiten, die durch gesellschaft- 
liche Bedingungskonstellationen präfiguriert werden. Beispielsweise 
sickern neoliberale Effizienzkriterien in die Organisation Polizei ein, was 
man als eine Ökonomisierung des staatlichen Gewaltmonopols bezeichnen 
kann.‘ Zudem sind die Transformationen sozialer Probleme (mit zumin- 
dest zum Teil ökonomischen Ursachen) in Sicherheitsprobleme als poli- 
zeirelevante Einflussfaktoren zu nennen. Das bedeutet unter anderem 
schlichtweg eine Ausweitung der polizeilichen Aufgabenfelder z. B. 
durch erhöhte Zahlen zu begleitender Proteste oder das Polizieren von 
Migrationsbewegungen und Geflüchtetenunterkünften. Mit der Untersu- 
chung der diskursiven Interaktionsdynamiken auf dem Europäischen 


2 Bigo, D.: The (In)Securitization Practices of the Three Universes of EU Border Control. 
Military/Navy - Border Guards/Police - Database Analysts, in: Security Dialogue 2014, 
no. 3, S. 209-225 (211) 

3 Kretschmann, A.: Katalysator Wirtschaftskrise? Zum Wandel von Protest Policing in 
Europa, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 106 (Oktober 2014), S. 52-58 

4 Briken, K.: Ein verbetriebswirtschaftlichtes Gewaltmonopol? New Police Management 
im europäischen Vergleich, in: Kriminologisches Journal 2014, H. 4, S. 213-32; dies.; 
Eick, V. (Hg.): Urban (in)security. Policing in neoliberal times, Ottawa 2013 
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Polizeikongress wollen wir einen analytischen Weg vorschlagen, der die 
profitlogisch motivierte Bestätigung polizeilicher Dispositionen durch 
WirtschaftsvertreterInnen in den Blick nimmt. Wir werden also aufzei- 
gen, wie polizeiliche Krisendeutungen, Wahrnehmungsschemata und 
Praktiken der Militarisierung in der „lokalen narrativen Struktur“? des 
Polizeikongresses gefördert werden, indem das Werben auf feldspezifi- 
sche Legitimationsressourcen und hegemonialen Selbstbilder einer krie- 
gerischen PolizistInnenkultur ausgerichtet wird.° Aus der Perspektive 
der Konsumsoziologie untersuchen wir also die Form und Struktur des 
Werbens der (Rüstungs-)Industrie und ihre Beziehung zu polizeilichen 
Selbst- und Weltbildern. Für den Konsumphilosophen Jean Baudrillard 
war früh klar, dass das wirtschaftlich motivierte Werben „keiner Logik 
der Thesen und des Beweises, sondern einer Logik der Fabel und des 
Mitspielens“ folgt.” Die Werbung bestätigt, kultiviert und befriedigt die 
Bedürfnisse der polizeilichen KundInnen selektiv. Das wirtschaftliche 
Werben erzeugt damit keine Bedürfnisse aus dem Nichts, sondern stärkt 
und entwickelt einige Narrative und Logiken des polizeilichen Denkens, 
Fühlens und Handelns, die wir im Folgenden vorstellen werden. 


Die „Krise“ der Polizei 


Militarisierung stellt eine spezifische Krisenlösungsstrategie der Polizei- 
en dar. Um sie zu verstehen, ist es unverzichtbar die zugrundeliegende 
polizeiliche Zeitdiagnose zu erfassen. Diese Deutungen wurden auf dem 
Polizeikongress auch in fast allen Vorträgen und Werbereden der Unter- 
nehmensvertreterInnen aufgenommen und zeichneten — beinahe aus- 
schließlich - krisenhafte Bilder der aktuellen „Lage“.? 


5 Scheffer, T.: Zug-um-Zug und Schritt-für-Schritt. Annäherungen an eine trans- 
sequentielle Analytik, in: Hirschauer, S. u.a. (Hg.): Theoretische Empirie. Zur Relevanz 
qualitativer Forschung, Berlin 2008, S. 368-398 

6 vgl. dazu Behr, R.: Cop Culture. Der Alltag des Gewaltmonopols. Männlichkeit, Hand- 
lungsmuster und Kultur in der Polizei, 2. Auflage, Wiesbaden 2008 

7 Baudrillard, J.: Das System der Dinge. Über unser Verhältnis zu den alltäglichen Gegen- 
ständen, 3. Auflage, Frankfurt/Main, New York 2007, S. 207 

8 Die „Lage“ ist ein zentraler, mithin fetischisierter polizeilicher Begriff, der als Ord- 
nungskonstrukt polizeiexterne Situationen als polizeirelevante Ereignisse qualifiziert. 
Damit konstituiert die Lage auch ein Tätigkeitsfeld, das die Grundlage für polizeiliches 
Handeln bietet. Eine Lage markiert immer auch Handlungsbedarf. Vgl. zum Begriff der 
Lage Jacobsen, A.: Die gesellschaftliche Wirklichkeit der Polizei: eine empirische Unter- 
suchung zur Rationalität polizeilichen Handelns, Dissertation, Universität Bielefeld 2005 
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In zentralen Reden auf dem Polizeikongress tauchten immer wieder 
drei Ereignisse auf, die zur Veranschaulichung der gegenwärtigen Prob- 
leme polizeilichen Handelns herangezogen und als Zäsuren der polizeili- 
chen Arbeit beschrieben wurden. Sie dienen als Legitimationsgrundlage 
für Militarisierungstendenzen. Erstens war dies der islamistische Terror- 
anschlag auf einen jüdischen Supermarkt und die Diskothek Bataclan in 
Paris 2015, zweitens der LKW-Anschlag von Anis Amri auf den Weih- 
nachtsmarkt auf dem Berliner Breitscheidplatz 2016 sowie drittens der 
G20-Gipfel in Hamburg 2017. Alle drei galten als Ereignisse, die entwe- 
der durch bestimmte Mittel, wie dem Angriff mit Sturmgewehren (Pa- 
ris), durch die Allgegenwart von möglichen „Tatwaffen“ (Berlin) oder 
durch die in einigen Bevölkerungsteilen vermeintlich gestiegene Ableh- 
nung und Feindschaft gegenüber Polizist*innen (Hamburg) eine schein- 
bare Machtlosigkeit der Polizei aufzeigen, der mit strategischer und 
technischer Aufrüstung zu begegnen sei. Dies bestätigend listete ein 
„Wirkmittelvergleich“ (siehe Abb.) des Waffenherstellers Heckler & 
Koch (H&K) die zu erwartenden Waffen der „Gegner“ - Messer, Sturm- 
gewehr AK47 und LKW - direkt neben den aus Sicht des Herstellers zu 
kleinen Waffen der Polizeien und den angemessenen militärischen Mit- 
teln auf. Auf der gefüllten Liste des Militärs ist ein großes Arsenal an 
H&K-Produkten abgebildet bis hin zum Maschinengewehr. Die Polizei 
verfügt im Bild hingegen mit Pistole und Maschinenpistole über weniger 
„Wirkmittel“ als sie TerroristInnen zur Verfügung stünden. 

Dem Sturmgewehr AK47 kommt dabei eine beinahe mystische 
Funktion im Diskurs des Polizeikongresses zu. Es sei „die Waffe, die der 
Gegner im Einsatz in der Regel bringt“ (Heckler & Koch). Sie wird da- 
mit zum Symbol vermeintlicher polizeilicher Unterlegenheit, Konver- 
genzpunkt für artikulierte Ängste und Aufrüstungsbestrebungen. 

Nicht nur in Bezug auf Waffen, sondern auch im Hinblick auf die 
Zugriffsmöglichkeiten auf und den Austausch von Informationen sieht 
sich die TeilnehmerInnenschaft des Polizeikongresses in der Durchset- 
zungskraft staatlicher Sicherheitsmacht illegitim gezügelt. So sprach 
Günther Krings (CDU), parlamentarischer Staatssekretär im Bundesin- 
nenministerium, von „grundrechtlichen Phantomschmerzen“, die einer 
engeren Zusammenarbeit von Geheimdiensten und Polizei entgegen- 
stünden und daher einen Nachteil gegenüber vermeintlich „völlig“ freien 
und „perfekt“ vernetzten kriminellen Organisationen darstellen würden. 

Das hier an der Bewaffnung veranschaulichte Risiko polizeilicher 
(Alltags-)Einsätze ist gleichermaßen ein Kapital, das im Positionskampf 
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um Ressourcen und Anerkennung zwischen Einheiten des Gewaltmono- 
pols eingesetzt wird. So verdeutlicht der Leiter der Zentralen Unterstüt- 
zungsgruppe des Zolls (ZuZ, vergleichbar mit einem polizeilichen SEK) 
seine Zugehörigkeit und Relevanz im polizeilichen Feld neben der Dar- 
stellung von Effizienz und Erfolgszahlen mit der alltäglichen und doch 
unvorhersehbaren Gefahr bei Baustellenkontrollen, auf denen BeamtlIn- 
nen mit bewaffneten Ex-Soldaten aus Jugoslawien zusammentreffen 
könnten. Die alltägliche Routine kann in der polizeilichen Wahrneh- 
mung sofort in einen Ausnahmezustand umschlagen, auf den man sich 
aus Gründen des Selbstschutzes vorbereiten müsse.” Auch wenn die 
Polizei in ihrer alltäglichen Arbeit stets in als krisenhaft verstandenen 
Lagen agiert, gelten diese als grundlegend kontrollierbar. Mithilfe von 
polizeilichen Praktiken und der zur Verfügung stehenden Technik kön- 
nen die BeamtInnen in den meisten Fällen davon ausgehen, „Herr der 
Lage“ zu sein. Kippt dies jedoch, wie bei den von der Polizei so verstan- 
denen Zäsuren, wird die Lage zu einem unkontrollierbaren (Ausnahme- 
)Zustand. Damit ähneln die polizeilichen Beschreibungen - wie auch die 
der wirtschaftlichen AkteurInnen - nicht nur einem Narrativ der Be- 
kämpfung von allgegenwärtigen und doch versteckten GegnerInnen, 
sondern unterstützen auch die Vorstellung von heldenhaften, jede Krise 
überwindenden PolizistInnen. Dies geschieht auch im Bewusstsein des 
hohen Vertrauens in der allgemeinen Bevölkerung und der politischen 
Wirkung des aktuell diagnostizierten Terrorrisikos auf Investitionen in 
die Polizeien. 


Die Logik des „noch nicht!“- Blick in eine düstere Zukunft 


Viele der beschriebenen Bedrohungssituationen, die in Polizeien kursie- 
ren und von der Wirtschaft als Verkaufsargument in Anschlag gebracht 
werden, sind in Deutschland nicht eingetroffen (z.B. islamistischer Ter- 
roranschlag mit AK47-Sturmgewehren). Dennoch werden Polizeien der- 
zeit mit diesen Begründungen aufgerüstet und Selbst- und Weltbilder 
richten sich an den düsteren Visionen aus. So folgten viele Verkaufsar- 
gumentationen einer Risikologik. Die gesellschaftliche Situation wird 
durch eine düstere und unsichere Zeit gekennzeichnet, in der potenziell 
alles passieren kann, eingetreten ist es bloß „noch nicht!“, so der Vertre- 


9 Ganz unsichtbar ist dieser Gegner freilich nicht. Denn es existiert eine klare Dominanz 
der Gefahrenzuschreibung auf (radikale) Linke und MigrantInnen. 
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ter von Ulbricht Protection. Zukünftigen, durch verbesserte Bewaffnung 
der StraftäterInnen entstehenden Risikosituationen müsste bereits heute 
vorgebeugt werden, bevor es zu spät sei und Sicherheitskräfte zu Scha- 
den kämen. Die Aufrüstung der Polizeien ist somit vor allem präventiv. 
Die zukünftigen Gefahrenquellen umfassen eine weite Spanne von Phä- 
nomenen wie bewaffnete DemonstrantInnen über AK47-Beschuss auf 
StreifenpolizistInnen, die daher Schutzausrüstung wie SEK-BeamtInnen 
bräuchten, bis hin zur Vereisung von Dienstwaffen oder der Notwendig- 
keit, unter Wasser zu schießen (Vortrag von Heckler & Koch). 


Jeder kann ein Held sein ... mit der richtigen Ausstattung 


Neben dem allgegenwärtigen Risiko zeigt ein weiterer Vortrag einer 
selbsternannten Randfigur des deutschen polizeilichen Feldes — des 
Leiters der Spezialabteilung der Züricher Polizei -, dass die Ausrüstung 
der Polizei selbst für Anerkennung sorgen kann. Seine Plädoyers für die 
Nutzung von dezidiertem Militärmaterial und vor allem von Gummige- 
schossen fand bei vielen KongressteilnehmerInnen positive Beachtung, 
wenngleich die Gewerkschaft der Polizei (GdP) sich gegen diese Milita- 
risierungsstufe ausspricht.'’” Auch die Tötungseffizienz der Züricher 
Spezialeinheit („nach einem Schuss ist Schluss“) wurde in einem Vor- 
tragspanel mit durchaus positiv gemeintem Lachen aufgenommen. 

Polizeiliche Helden sind also im lokalen Narrativ des Polizeikongres- 
ses dadurch gekennzeichnet, dass sie unter widrigen und gefährlichen 
Bedingungen effizient ihren Dienst tun. Dafür benötigt der moderne 
Held eine für seine Aufgabe angemessene Ausrüstung, die ihm die In- 
dustrie bereitstellen könnte, wenn die Politik es denn so wollte. So wird 
auch mit diesen Helden geworben: Ein Ausstatter für Schutzausrüstung 
bemerkte im Gespräch mit uns, dass seine Firma das Schild herstellte, 
mit dessen Schutz ein Polizist im Pariser Bataclan zwei Terroristen hatte 
erschießen können und nun ein Held sei. 

Die Wirtschaft bot der Polizei auf dem Polizeikongress daher nicht 
die Vermeidung von Risiken an, sondern rüstet die Figur des polizeili- 
chen Helden mit der Fähigkeit aus, die Risiken durch neue und „robus- 
tere“ Ausstattung als „Immunisierung“ und „Dispositonsprophylaxe“ zu 


10 s. www.gdp.de/gdp/gdp.nsf/id/DE_GdP-NRW-Einsatz-von-Gummigeschossen-ist-un- 
verantwortlich-?open&Highlight=gummi [30.5.2018] 
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managen.'' Die Verhaltensveränderungen treten - auch das war am 
Rande präsent - in Konflikt mit „bürgernahen“ polizeilichen Strategien. 
Narrative über eine krisenhafte Arbeit in einer Gesellschaft, die durch 
unsichtbare und unkontrollierbare StraftäterInnen zumindest zeitweise 
in einen Ausnahmezustand gebracht werde und die Fabeln über gut 
ausgerüstete Helden, die diesen Ausnahmezustand dennoch kontrollie- 
ren, sind dabei nicht nur Erzählungen, die zur Unterhaltung dienen. Es 
sind auch „Weisen der Welterzeugung“,'” die polizeiliche Zeitdiagnosen 
mit konstituieren, verdoppeln und so auch eine Anpassung und Militari- 
sierung der Polizei begünstigen. Die Ausrichtung auf das schlechter- 
dings Mögliche, nicht auf das Wahrscheinliche, evoziert Veränderungen 
der Wahrnehmungs- und Handlungsschemata, die im Polizeialltag zu 
zunehmender Distanz zu verdächtigen Bevölkerungskreisen führen kön- 
nen und schon jetzt zu einer neuen Aufrüstungskonjunktur der persön- 
lichen und organisationalen Eigensicherung beiträgt. ' 


Schlussbemerkung 


Die Polizei sieht sich in einer durch immer und überall mögliche Bedro- 
hungen gekennzeichneten Situation. Das vermeintlich allgegenwärtige 
und zunehmende Risiko ist für sie Krisenmerkmal wie auch zentrale 
Bedingung für die Ausbildung eines kriegerischen Selbstbilds in einem 
polizeilichen Feld, in dem effizientes und resolutes Vorgehen gegen 
„Gegner“ mit Anerkennung verknüpft ist. Diese Anerkennung wurde auf 
dem Polizeikongress sowohl polizeiintern attribuiert, wie auch von Sei- 
ten der Wirtschaft und Politik diskursiv befördert. Gleichermaßen ist die 
konstruierte, genuin männliche Figur des heldenhaften Kriegers'* nur so 
gut wie ihre waffen- und schutztechnische Ausrüstung, die deren Männ- 
lichkeit noch unterstreicht. 

Was die wirtschaftliche Werbung auf dem Polizeikongress mit ver- 
kauft, ist das, was als eine spezifische Ausprägung der Illusio des polizei- 
lichen Feldes bezeichnet werden kann:'” Sie bestätigt selektiv die Regeln 


11 Bröckling, U.: Vorbeugen ist besser... Zur Soziologie der Prävention, in: Behemoth. A 
Journal on Civilisation, 2008, No. 1, S. 38-48 

12 Goodman, N.: Weisen der Welterzeugung, Frankfurt a. Main, 1990 

13 z.B. durch Umstellung auf (schwere) ballistische Titanhelme, Tragen von Maschinenpis- 
tolen oder Einführung militärischer Einsatzmittel wie den Panzerwagen Survivor R 

14 Behr a.a.O. (Fn. 6) 

15 Bourdieu, P.; Wacquant, L.: Reflexive Anthropologie, 3. Auflage, Frankfurt/M. 2013 
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und Anerkennungshierarchien des polizeilichen Feldes. So tragen die 
werbenden Interaktionen zur diskursiven Verdopplung von düsteren 
Krisenszenarien und Gesellschaftsdiagnosen bei. Sie befördern militari- 
sierte Selbstbilder zumindest bei einem signifikanten und auch rangho- 
hen Teil der Polizeien. 

Auf dem Europäischen Polizeikongress waren so verschiedene Dis- 
positionen eines militärischen Habitus aufzufinden und wurden kulti- 
viert. Dazu zählen die Indifferenz gegenüber den „Gefährdern“, die 
Kernfiguren der Freund-Feind-Opposition sind und bereits zum Teil als 
auszuschalten wahrgenommen werden, das Bild einer chaotischen, ge- 
fahrvollen Umwelt, aber auch das Bild des heroischen Kriegers, der auf- 
opferungsvoll gegen diese Widrigkeiten ankämpft. Die adressierten und 
verbreiteten Selbst- und Weltdeutungen entsprechen dabei weit verbrei- 
teten Bildern der PolizistInnenkultur und treten nicht selten - randstän- 
dig auch auf dem Polizeikongress - in direkte Opposition zur organisati- 
onalen Schauseite der Polizei, die BürgerInnennähe und die Deeskalati- 
on betont. Die hier aufgezeigten Militarisierungstendenzen sind auch 
innerhalb der Polizei nicht unumstritten, auf dem Polizeikongress je- 
doch diskursiv enorm wirkmächtig. 


Abb.: Aus der Power Point Präsentation von Heckler & Koch 
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Bürgerrechte & Polizei/CILIP 116 (Juli 2018) 


Militarisierte Polizei in Frankreich 
Formeller Status und polizeiliche Praktiken 
von Fabien Jobard 


Der französische Staat verfügt traditionell über eine Gendarmerie, 
eine Polizei mit militärischem Status. Die Entwicklung der franzö- 
sischen Polizeien - zumal in den vergangenen zwei Jahrzehnten - 
zeigt jedoch einen anderen Prozess der „Militarisierung“, der auch 
die Polizei mit zivilem Status betrifft. 


Wenn es in den öffentlichen und soziologischen Debatten über die Poli- 
zei einen ambivalenten und unpräzisen Begriff gibt, dann ist es jener der 
„Militarisierung“. „Militarisierung“ kann zum einen bedeuten, dass Poli- 
zeibehörden einen militärischen Status haben: Das ist nicht nur in 
Frankreich der Fall, sondern beispielsweise auch in Österreich, Spanien 
oder Italien. Gendarmerien nehmen in diesen Ländern hauptsächlich 
polizeiliche Aufgaben wahr. Umgekehrt kann sich der Begriff auch auf 
zivile Organisationen beziehen, die militärische Aufgaben übernehmen, 
oder auf zivile Polizeibehörden, deren Kultur, Organisation, Ausstattung 
etc. dem Militär entlehnt sind. 

In den 1980er Jahren wurde in Großbritannien eine lebhafte soziolo- 
gische Debatte über die damals neu gebildeten Bereitschaftspolizeiein- 
heiten geführt: Grundsätzlich war man sich einig, dass dies eine Form 
der Militarisierung der Polizei darstellte. Umstritten war hingegen die 
Bewertung. Die Mehrheit der Beteiligten warnte vor einer gefährlichen 
Entwicklung. Andere sahen hier in erster Linie einen Prozess der Profes- 
sionalisierung, der eben zu mehr Disziplin führe." 

Kappeler und Kraska haben den Begriff der Militarisierung für die 
USA wieder aufgegriffen. Sie haben dabei vor allem „paramilitärische“ 


1 siehe die gegensätzlichen Positionen von Hall, St. u. a.: Policing the Crisis, London 1979 
und Waddington, P.: The Strong Arm of the Law: Armed and Public Order Policing, Ox- 
ford 1991 
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Polizeikräfte im Blick - SWAT-Teams (Special Weapons and Tactics), 
die in der Art von Kommandotruppen agieren, ohne sich um die mögli- 
chen Kollateralschäden ihrer Interventionen zu kümmern.” Die Schwie- 
rigkeiten des Militarisierungsbegriffs zeigen sich jedoch daran, dass die 
Vorgehensweise der SWAT-Teams sich radikal von jener der bereit- 
schafts- oder truppenpolizeilichen Verbände unterscheidet, die bei 
„Großlagen“ auftauchen. Letztere intervenieren in einem äußerst stren- 
gen hierarchischen Rahmen und in großer Zahl, um zu beeindrucken 
und abzuschrecken - in der Erwartung, dass sie dadurch die Anwendung 
von Gewalt reduzieren. Bei SWAT-Teams dagegen handelt es sich um 
kleine Kommandos, die selbstständig und ohne ständige Verbindung zur 
Führung agieren und sich kaum um die Begrenzung der Gewaltanwen- 
dung sorgen. 

Was die Diskussion um das Konzept der „Militarisierung“ angeht, 
bietet Frankreich eine breite Palette von Anschauungsmaterial: Erstens, 
weil es dort, wie erwähnt, eine Gendarmerie gibt; zweitens, weil die 
Einheiten, die sich ausschließlich den Großlagen widmen, bereits 1921 
„professionalisiert“ wurden, um den Begriff aus der englischen Debatte 
aufzugreifen. Drittens, weil der Kampf gegen Unruhen und Aufstände in 
den Vorstädten (Banlieues), die sozialen Proteste, der Ausnahmezustand 
und die Zunahme der polizeilichen Autonomie in den letzten zwei Jahr- 
zehnten zu einer unbestreitbaren „Militarisierung“ aller französischen 
Polizeikräfte geführt haben, die zwar für deutsche BesucherInnen sofort 
sichtbar ist, wenn sie am Pariser Gare du Nord aussteigen, die aber ge- 
nauer untersucht werden muss. 


Police und Gendarmerie: Macht der Status einen 
Unterschied? 


Frankreich verfügt über zwei zentrale Polizeibehörden: die Police Natio- 
nale mit zivilem und die Gendarmerie Nationale mit militärischem Sta- 
tus.” Aber ist die eine Polizeibehörde tatsächlich weniger „zivil“ als die 
andere? Keineswegs, weder im Bereich der Alltagspolizei noch im Um- 
gang mit „Großlagen“. 


2 Kraska P.; Kappeler V.: Militarizing American Police: The Rise and Normalization of 
Paramilitary Units, in: Social Problems 1997, No. 1, S. 1-18 

3 Daneben gibt es eine Vielzahl kommunaler Polizeien mit weniger weitreichenden Befug- 
nissen als die beiden Zentralbehörden. Sie umfassen höchstens 25.000 BeamtInnen. 
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Police Nationale und Gendarmerie Nationale stehen seit 2009 unter 
der alleinigen Führung des Innenministeriums. Zuvor unterstand die 
Gendarmerie dem Verteidigungsministerium. Trotz dieser Verlagerung 
der ministeriellen Zuständigkeit behielt die Gendarmerie mit ihren 
knapp 110.000 BeamtlInnen ihren militärischen Status. Die Police Natio- 
nale ist zwar eine zivile Polizei, nichtsdestoweniger ist auch sie zentra- 
listisch organisiert. Gegründet wurde sie 1941 unter dem autoritären 
Vichy-Regime. Bis dahin waren die Polizeibehörden (außer in Paris, 
Lyon, Marseille und einigen Industriestädten) kommunaler Natur.* Als 
zentralistisch organisierte Polizei steht sie mit ihren heute rund 140.000 
BeamtInnen der Regierung näher als den lokalen Bevölkerungen.° 

Die beiden Polizeibehörden haben sehr unterschiedliche Einsatzre- 
gionen und daher auch Organisationsformen. Die Gendarmerie ist die 
Polizei des ländlichen Raums. Sie deckt zwar 95 Prozent des Territori- 
ums ab, ist aber nur zuständig für die Hälfte der französischen Bevölke- 
rung.° Während die Gendarmerie also in eher ruhigen Gefilden operiert, 
muss sich die Police Nationale dagegen mit den schwierigen städtischen 
Gebieten auseinandersetzen. 

Die BeamtInnen der Gendarmerie leben in Gebäuden, die an ihren 
Arbeitsplatz angrenzen („Brigade“), und der befindet sich meistens in 
der Hauptgemeinde ihres Gebietes. Sie teilen also das Leben der lokalen 
Bevölkerung. Die PolizeibeamtInnen, die nach ihrer zwölfmonatigen 
Ausbildung in den Vorstädten eingesetzt werden, wollen nach Arbeits- 
schluss ihrem Einsatzort so schnell wie möglich entkommen. Viele von 
ihnen mieten gemeinsam mit KollegInnen unbequeme Wohnungen 
fernab ihres Arbeitsplatzes. Paradoxerweise verkörpert damit die Gen- 
darmerie die bürgernähere und die Police Nationale eher die bevölke- 
rungsferne Polizei. 

Schon 1977 wurde in einem Bericht an den Justizminister empfoh- 
len, die Polizeipraktiken denen der Gendarmerie anzunähern, um die zu 


4 Für historische Überblicke s. Anderson, M.: In Thrall to Political Change. Police and 
Gendarmerie in France, Oxford 2011 und Berliere, J.-M.; Levy, R.: Histoire des polices en 
France, Paris 2013 (2. Aufl.) 

5 Mouhanna, Ch.: Reforms in France: irreversibly spirraling into more centralisation, in: 
Fyfe, N.; Tersptra, J.; Tops, P. (Hg.): Centralizing forces? Comparative perspectives on 
contemporary police reform in northern and western Europe, Den Haag 2013, S. 23-39 

6 Mouhanna, Ch.: Rural Policing in France: The End of Genuine Community Policing, in: 
Mawby, R.; Yarwood R. (Hg.): Rural Policing and Policing the Rural. A Constable Coun- 
tryside?, London 2011, S. 45-57 
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jener Zeit schon schlechten bzw. von Gewalt geprägten Beziehungen zu 
den BürgerInnen zu verbessern. Die jüngsten Reformen, insbesondere 
das Gesetz von 2009, haben dagegen eine schleichende Angleichung der 
Praxis der Gendarmerie an die der Polizei bewirkt. Grund dafür ist die 
verbreitete Faszination der Politik für die martialische Herangehenswei- 
se der Police Nationale. 


Police und Gendarmerie in Großlagen 


Lange Zeit war die Gendarmerie die Militärpolizei par excellence, die 
sich den nicht seltenen Großlagen widmete. Bereits 1921 wurde eine 
„Gendarmerie Mobile“ (EGM) gegründet. Sie war eine der ersten aus- 
schließlich für Demonstrationseinsätze vorgesehenen Polizeieinheiten. 
Die Gendarmerie Mobile erprobte damals verschiedene Muster der Be- 
grenzung von Gewalt - durch Disziplin und Unterordnung der Einsatz- 
kräfte unter die Leitung, durch die Abstufung des Gewalteinsatzes, 
durch „weniger tödliche“ anstelle von Schusswaffen. Am Ende des Zwei- 
ten Weltkrieges baute die Police Nationale ähnliche Bereitschaftseinhei- 
ten auf, die „Compagnies Republicaines de Securite“ (CRS). Sowohl 
CRS als auch EGM haben fast ausschließlich männliches Personal. 

Auch bei den Großeinsätzen gibt es eine Reihe gegensätzlicher As- 
pekte. Erstens: Das crowd policing in den französischen Kolonien wird 
systematisch durch die Gendarmerie Mobile gewährleistet. Sie prakti- 
ziert es manchmal mit äußerster Brutalität wie 1988 beim Massaker in 
der kaledonischen Höhle von Ouvea.’ Zweitens werden zwar üblicher- 
weise bei großen Demonstrationen die CRS und die Gendarmerie Mobile 
eingesetzt. Die Regierung verfügt jedoch in Paris über ihre eigene (zivi- 
le) Polizei, die weniger professionell, weniger diszipliniert, weniger mili- 
tärisch ... und viel brutaler als die EGM und CRS ist, wie die Massaker 
an Hunderten von Algeriern im September und Oktober 1961 oder der 
Tod von elf kommunistischen Aktivisten im Februar 1962 bezeugen.® Ab 
Mai 1968 schlossen sich die Pariser Polizeikräfte dem allgemeinen Trend 
zur Selbstbeherrschung an. 


7 Plenel, E.; Rollat, A.: Mourir & Ouvea, Paris 1988 
8 House, J.; MacMaster, N.: Paris 1961, Oxford, 2006 ; Dewerpe, A.: Charonne, 8 fevrier 
1962, Paris, 2006 
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Die Militarisierung der Polizeipraxis 


Jenseits von Status und Organisationsformen verdienen die Polizeiprak- 
tiken in Frankreich eine genauere Betrachtung, da sich hier - bei beiden 
Polizeibehörden - verschiedene Prozesse der Militarisierung bemerkbar 
machen. 

Angesichts der Zunahme der Revolten in den Banlieues und der dor- 
tigen Zusammenstöße mit der Polizei seit Anfang der 1990er Jahre sind 
die aufeinander folgenden Regierungen in eine Spirale der militarisierten 
Eskalation in diesen städtischen Gebieten geraten.” 

Erstens wurden die klassischen CRS und EGM in den letzten zwan- 
zig Jahren immer häufiger in die Vorstädte geschickt, um dort „Siche- 
rungsinterventionen“ durchzuführen. Kasernierte Einheiten zum Bei- 
spiel aus Marseille oder Bordeaux wurden mobilisiert, eine den betroffe- 
nen Polizisten völlig unbekannte Stadt für eine Woche zu „sichern“. 
Konkret bedeuten solche Einsätze, dass sich die Polizisten an den Kreis- 
verkehren postieren, die die Plattenbausiedlungen bzw. Hochhäuser vom 
bürgerlicheren Stadtzentrum trennen, und dort Fahrzeuge anhalten und 
durchsuchen sowie Identitätskontrollen durchführen. Diese Programme 
verärgern junge FranzösInnen mit Migrationshintergrund aus den be- 
troffenen Stadtteilen. Sie sehen in diesen „Checkpoints“ (die Bezeich- 
nung ist der palästinensischen Situation entlehnt) den Beweis dafür, 
dass sie BürgerInnen zweiter Klasse sind. 

Darüber hinaus wurden verschiedene Polizeieinheiten nach militäri- 
schem Muster gebildet, also kleinere CRS oder EGM, die ausschließlich 
für Patrouillen in den Vorstädten geschaffen wurden. Da waren zunächst 
die „Compagnies Departementales d’Intervention“, ab 2008 folgten die 
„Compagnies de securisation“ und ab 2010 die „Brigades Speciales de 
Terrain“, deren Beamte zu viert oder fünft in Ninja-Ausrüstung durch 
die Plattenbausiedlungen wandern, um eine starke und einschüchternde 
Präsenz des Staates in den Banlieues zu markieren. 

Zudem gab es diverse Zentralisierungsprozesse. Diese betrafen vor 
allem den Großraum Paris (Paris und die drei benachbarten Vorstädte), 
in dem sieben Millionen Menschen wohnen. Hier wurde die Führung 
sämtlicher Polizeikräfte einer einzigen Behörde, dem Präfekten von Pa- 


9 Jobard, F.: Police, securite et insecurite en Ile-de-France, in: Ballanger E. et al. (Hg.): 
Banlieues populaires. Territoires, societes et politiques en Ile-de-France, La Tour 
d’Aigues 2018, S. 193-204 
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ris, übertragen, der damit täglich nicht weniger als 30.000 PolizistInnen 
und mehrere tausend Gendarmerie-Angehörige befehligt. Diese Zentra- 
lisierung - verbunden mit der staatlichen Sparpolitik - führte dazu, dass 
Zivilfahnder-Einheiten (Brigades Anti-Criminalite, BAC) nicht mehr auf 
lokaler, sondern auf Ebene der Departemente (Verwaltungseinheiten 
von - im Großraum Paris - 1,5 bis 2 Millionen EinwohnerInnen) organi- 
siert wurden. Die durchtrainierten männlichen Polizisten dieser Einhei- 
ten werden jetzt von Beamten des höheren Dienstes aus „Kommando- 
räumen“ ferngesteuert und in Stadtteile dirigiert'’ - nicht um Kontakte 
mit der lokalen Bevölkerung zu pflegen, sondern um mit strammem 
Auftreten die Situation zur Kenntnis zu nehmen." 

Schließlich trägt auch die Ausrüstung stark zur Verbreitung eines 
militärischen oder paramilitärischen Charakters der verschiedenen Poli- 
zeikräfte bei. Die Banlieue-Unruhen von 2005, die sich in über 300 fran- 
zösischen Städten drei Wochen lang hinzogen, verstärkten einen Trend, 
der bereits seit Anfang der 2000er Jahre anhält: mehr Schutzausrüstung, 
mehr Offensivausrüstung (vor allem Gummigeschosse) und eine stärker 
militärische oder zumindest martialischere Herangehensweise der Poli- 
zei im Alltag. 

Zu diesen Transformationen der Polizeikräfte kommt die tägliche 
Präsenz der Armee im öffentlichen Raum hinzu. Wenige Tage nach dem 
Anschlag auf die Redaktion von „Charlie Hebdo“ und die Geiselnahme 
in einem jüdischen Supermarkt im Januar 2015 (insgesamt 17 Tote) 
beschloss Präsident Francois Hollande, etwa 7.000 SoldatInnen auf die 
französischen Straßen zu schicken, die hauptsächlich für die Überwa- 
chung von Touristenattraktionen und anderen stark frequentierten Or- 
ten sowie jüdischen Einrichtungen eingesetzt wurden. 

Die Zahl der an diesen Patrouillen beteiligten SoldatInnen wurde 
zwischenzeitlich erhöht. Während der Fußball-Europameisterschaft 
2016 waren bis zu 10.000 im Einsatz. Praktisch heißt das, dass mehr 
französische SoldatInnen auf den Straßen des Inlandes agieren, als an 
den diversen Kriegsschauplätzen und in internationalen Missionen rund 


10 Offiziell ist von „unit&s projetees“ die Rede, was eine Übernahme aus dem militärischen 
Sprachgebrauch darstellt. 

11 zu meinen Beobachtungen in solchen Einheiten aus dem Jahre 2004 siehe Jobard, F.: 
Ethnizität und Rassismus in der gesellschaftlichen Konstruktion der gefährlichen Klas- 
sen. Polizeikultur- und -praxis in den französischen Vororten, in: Schweizerische Zeit- 
schrift für Soziologie 2008, H. 2, S. 261-280 
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um die Welt. Die Kosten und vor allem der Nutzen dieser „Sentinelle“- 
Operation sind Gegenstand heftiger Kritik: Die einzigen Terroristen, die 
diese SoldatInnen bisher festnehmen konnten, waren diejenigen, von 
denen sie selbst angegriffen wurden. (Bis Ende 2017 wurden sechs Fälle 
registriert; dabei handelte es sich in der Mehrzahl um Messerattacken.) 


Fazit 


In Frankreich sind hauptsächlich zwei Polizeibehörden tätig, die eine mit 
Militärstatus, die andere mit Zivilstatus. Innerhalb dieser beiden Behör- 
den wurden Bereitschaftspolizeieinheiten gebildet, die dem engsten 
Militärmuster entsprechen und die jetzt im Alltag der Banlieuestädte 
Präsenz zeigen. Parallel dazu wurden alle Polizeibehörden mehr und 
mehr zentralisiert, und immer häufiger - sowohl als Schutz gegen Ter- 
rorattacken als auch gegen städtische Gewalt - mit Militärausrüstung 
bewaffnet. Im Endeffekt spielt dabei der Status einer Polizei eine gerin- 
gere Rolle als die Organisationsformen und die Ideologie der Polizeibe- 
hörden: Die französischen Polizeien sind nach wie vor Machtinstrumen- 
te der Exekutive. Konzepte der Bürgernähe blieben chancenlos. Das 
zeigt sich im Gegenzug auch an der Häufigkeit der Übergriffe gegen 
PolizeibeamtInnen - mit oder ohne islamistischer Rechtfertigungen.'? 


12 Jobard, F.: Terrorismus. Nicht nur ein Problem der inneren Sicherheit, in: Leviathan 
2017, H. 4, S. 592-599 
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Bürgerrechte & Polizei/CILIP 116 (Juli 2018) 


Eine italienische Staatstradition 
Polizeien mit militärischem Status 
von Salvatore Palidda 


Von den 343.000 BeamtInnen der nationalen Polizeien Italiens 
gehören heute 57,8 Prozent einem Korps mit militärischem Status 
an. Die lange Tradition solcher Polizeiorganisationen prägt die 
Sicherheitspolitik des Landes bis heute. 


Italien ist das Land mit der größten Anzahl von Polizeibehörden in Eu- 
ropa, der höchsten Polizeidichte und den höchsten Kosten pro Einwoh- 
nerIn für die öffentliche und private Sicherheit. Bis zur Reform von 1981 
hatten alle italienischen Polizeieinheiten einen militärischen Status. 
Seither sind die Staatspolizei und die Gefängnispolizei „zivil“; Carabinie- 
ri und Finanzpolizei (Guardia di finanza) behielten ihren militärischen 
Status, ebenso die Forstpolizei, die 2017 in die Carabinieri integriert 
wurde, sowie die Küstenwache. Diese Polizeikorps wurden alle zu Be- 
ginn des 19. Jahrhunderts geschaffen und waren Teil des Königreichs 
Piemont, sie existierten also bereits vor der Vereinigung Italiens (1861). 
Ihre Geschichte ist geprägt von Kontinuität, Anpassungen und Innovati- 
on durch die Einführung neuer Technologien. 

Was ihre Aktivitäten im Bereich der inneren Sicherheit (öffentliche 
Ordnung, Kontrolle des Territoriums, Verbrechensbekämpfung, kurz 
Prävention und vor allem Repression) angeht, sind sowohl die Polizeien 
mit militärischem Status als auch die Staatspolizei, die Gefängnispolizei 
und die Feuerwehr Teil des „Sicherheitsdepartements“ des Innenminis- 
teriums. Was ihre Spezialgebiete betrifft, ist jede Einheit aber auch Teil 
ihres Referenzministeriums: Die Carabinieri sind Teil der Armee und 
damit dem Verteidigungsministerium unterstellt, die Finanzpolizei dem 
Finanzministerium, die Staatspolizei und die Feuerwehr dem Innenmi- 
nisterium, die Gefängniswärter dem Justizministerium. Zusätzlich zu 
diesen staatlichen Polizeicorps gibt es Stadt- und Gemeindepolizeien, die 
den jeweiligen BürgermeisterInnen unterstehen. All diese Polizeicorps, 
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auch die lokalen, sind mit Schusswaffen ausgestattet und haben fast die 
gleichen Befugnisse wie die Staatspolizei, inklusive dem Recht, Verhaf- 
tungen vorzunehmen. 


Zwischen Vergangenheit und Gegenwart 


Vor und nach der nationalen Einheit von 1861 war das italienische Si- 
cherheitssystem in erster Linie als militärisches Dispositiv zum Schutz 
der politischen Macht und der herrschenden Klassen angelegt. Der 
Staatsgedanke beruhte auf einer Art Kolonisierung des gesamten natio- 
nalen Territoriums, die mit aller Härte durchgeführt und bei der die 
lokale Bevölkerung, der man Widerstand gegen diese „Zivilisierung“ 
unterstellte, als Ansammlung von Feinden oder Banditen betrachtet 
wurde. Dieses Vorgehen wurde unter anderem von Cesare Lombroso 
und seinen Schülern gerechtfertigt, die sich zu der Aussage verstiegen, 
diese Leute seien „dem Eisen und dem Feuer ganz wie in den Kolonien“ 
auszusetzen und als innere Feinde zu betrachten; die Angst vor Revolten 
wie jener von 1848 und später dominierte die nationalen und lokalen 
Instanzen. Noch Ende des 19. Jahrhunderts ging die Armee zur „Wie- 
derherstellung der Ordnung“ mit Kanonen gegen die Bevölkerung von 
Mailand vor, als diese gegen die Erhöhung des Brotpreises protestierte. 

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts suchte der Liberale Giovanni Giolitti 
als Chef mehrerer Regierungen zwischen 1903 und 1921 den Einsatz der 
Armee zu vermeiden und eine moderne Polizei zu schaffen, die eine 
„soziale Chirurgie“ betreiben und dabei zwischen den „arbeitenden und 
den gefährlichen, subversiven Klassen“ unterscheiden sollte. Nach seiner 
Machtübernahme setzte der Faschismus vor allem auf seine Milizen, da 
er der Staatspolizei eher misstraute. 

Die Befreiung 1945 wurde in erster Linie von kommunistischen und 
linken Widerstandsgruppen erkämpft, zu denen sich einige Liberale und 
Christdemokraten gesellten. In zahlreichen Provinzen übernahmen die 
Anführer der Resistance die Rolle des Polizeipräfekten. Aber die Befrei- 
ung litt unter der Hypothek der Dominanz der US-amerikanischen und 
britischen Alliierten und geriet in den Strudel des Kalten Krieges. Ob- 
gleich sie fast die Mehrheit hatte, akzeptierte die Linke einen Kompro- 
miss und verzichtete auf die Säuberung der öffentlichen Organe von 
FaschistInnen und KollaborateurInnen, die sich weiterhin die leitenden 
Stellen der Polizei- und Staatsbehörden erhalten konnten. Polizei und 
Justiz blieben von reaktionären Elementen dominiert. 
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Die begrenzte Souveränität, die Italien nach dem verlorenen Krieg 
zugestanden wurde, führte einerseits zur fast vollständigen Unterord- 
nung des Militärs unter die Politik der NATO und damit der USA und 
andererseits zu einer relativen Autonomie im Bereich der Innenpolitik, 
wo sich die Christdemokraten (Democrazia Cristiana, DC) die Macht 
sicherten. Innenminister Mario Scelba (DC) verlieh der Staatspolizei 
eine neue starke Machtposition, sie behielt aber, wie alle anderen Poli- 
zeien, ihren militärischen Status. Ihre Leistungen bestanden vor allem in 
der gewaltsamen Handhabung der „öffentlichen Ordnung“, als deren 
Ergebnis eine Vielzahl von Toten bei Demonstrationen zu beklagen 
waren. Gleichzeitig blieb insbesondere in Sizilien der Schutz der Macht 
und der herrschenden Klasse in den Händen mafiöser Organisationen. 
Polizeien und Mafia teilten sich die wirtschaftliche und soziale Kontrolle 
und Regulierung im Kampf gegen die Emanzipationsbestrebungen der 
Arbeiterschaft. 

Seit den 60er Jahren gingen die Angriffe auf die ArbeiterInnenbewe- 
gung, die sich vor allem gegen die Möglichkeit einer linken Regierungs- 
übernahme richteten, zuerst von faschistischen Elementen innerhalb der 
Armee aus, die mehrfach den Staatsstreich versuchten. Später, während 
der „bleiernen Jahre“, waren es vor allem die Geheimdienste, die faschis- 
tische Kriminelle für spektakuläre Attacken, darunter Bombenattentate 
mit hunderten Toten, einsetzten. Das Auftauchen des „roten“ Terroris- 
mus erlaubte es der Staatsmacht in der Phase des „historischer Kom- 
promisses“ zwischen DC, sozialistischer und kommunistischer Partei 
(wenn auch ohne Regierungsbeteiligung der letzteren) sich als Verteidi- 
gerin des Landes gegen die „Extremismen von beiden Seiten“ zu profi- 
lieren. Der „rote Terrorismus“ war zwar ein durch nichts zu rechtferti- 
gender Gewaltausbruch, der noch dazu teilweise indirekt von den Ge- 
heimdiensten manipuliert wurde. Hinlänglich bekannt ist jedoch, dass 
die schrecklichen Massaker der Jahre 1969-1981 allesamt von den Fa- 
schistInnen oder den Geheimdiensten verübt wurden. In den langen 
schwarzen Jahren waren die Führungskader der Polizeien verantwortlich 
für massive Gewalt, für Machtmissbrauch, für Verbrechen und für viele 
Fälle von Korruption. Die Carabinieri, die in ländlichen Regionen zwar 
oft als paternalistisch und gutmütig empfunden werden, erwiesen sich 
dabei als das am stärksten von reaktionären Kräften beherrschte Korps. 

Nach dem Ende dieser bleiernen Zeit, in den 80er Jahren, stellen 
sich wichtige demokratische Erfolge ein: gesetzliche Garantien für die 
Arbeitenden, Recht auf Scheidung und Abtreibung und schließlich die 
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Polizeireform von 1981. Die großen Kämpfe der StudentInnen und Ar- 
beiterInnen zwischen 1968 und 1977 ließen auch innerhalb des Militärs 
und der Staatspolizei den Ruf nach Demokratisierung lauter werden, 
nach einem Ende der Rolle als „Prätorianergarde“ der Mächtigen und 
Reichen. Die Reform blieb jedoch Stückwerk. Zunächst verlor nur die 
Staatspolizei, 1990 auch die Gefängnispolizei den militärischen Status, 
was den BeamtInnen die gewerkschaftliche Organisierung erlaubte. Die 
Demilitarisierung der anderen Polizeien wurde hingegen verweigert. 


Das Privilegiensystem 


Die politische Macht hatte in Italien immer zwei Mittel, um die Polizei- 
behörden unter Kontrolle zu halten: erstens die Zuteilung der finanziel- 
len Ressourcen, zweitens die Ernennung der Personen in leitenden Posi- 
tionen - einschließlich der Regierungspräfekten und der Polizeichefs in 
den Provinzen. Im Gegenzug verpflichteten sich die so Begünstigten der 
Treue gegenüber den politischen Machthabern, erhielten aber auch völ- 
lige Autonomie. Die politischen Führungen hatten deshalb nie den Mut, 
eine grundlegende Reform der Eckpfeiler des Polizeiwesens und des 
Systems der inneren Sicherheit in die Wege zu leiten. Praktisch bedeute- 
te das den Verzicht auf jegliche effektive demokratische Kontrolle dieser 
Institutionen. 

Das ist umso mehr der Fall, als die Legitimität der Classe politique 
nur sehr schwach war und ist, während sich die Polizeiorgane brüsten, 
besonders „volksnah“ zu sein. Unzählige Beispiele zeigen, wie Politiker- 
Innen den Polizeiführungen zu hofieren suchen, nicht nur weil deren 
Personal ein wichtiges Wählersegment darstellt, sondern auch um bei 
einem allfälligen „Missgeschick“ eine wohlwollende Behandlung wenn 
nicht gar „Deckung“ zu erhalten - eine Gefälligkeit, die durchaus auch in 
die andere Richtung funktioniert, schließlich gibt es genügend straf- 
rechtlich relevante „Zwischenfälle“ bei den oberen Chargen der Polizei- 
en (Missbrauch, Korruption, diverse Straftaten). 

Aus dieser Verquickung von Sicherheitsbehörden und politischer 
Macht erklärt sich auch, dass die absurd hohe Zahl von eigenständigen 
Polizeien erhalten blieb, die doppelte Zuordnung ihrer Aufgaben und 
Dispositive sowie die enorme Verschleuderung von Mitteln und Res- 
sourcen. Jede Polizei wacht eifersüchtig über ihre Autonomie, denn sie 
bedeutet eine Vielzahl an Privilegien, leitenden Stellungen und Struktu- 
ren. Die Sparmaßnahmen, die die öffentliche Verwaltung mit voller 
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Wucht getroffen haben (insbesondere im Gesundheits- und Ausbil- 
dungswesen, aber auch in der Forschung), sind fast unmerklich an Poli- 
zei und Militär vorbeigegangen; auch wurden hier, anders als in der 
restlichen öffentlichen Verwaltung, Lohnanpassungen nicht über einen 
langen Zeitraum hinweg blockiert. 

Mit der neoliberalen Wende vor allem ab 1990 nahm die Bedeutung 
der Polizeien und des Sicherheitsmanagements noch weiter zu. Wie in 
allen „westlichen“ Ländern eskalierte der herrschende Diskurs und ver- 
ortete die Ursache für die wirtschaftlichen und sozialen Probleme und 
das allgemeine Unbehagen bei den ImmigrantInnen, den Randgruppen 
und dem pseudo-islamistischen Terror. Die Konkurrenz zwischen der 
Rechten und der ehemalige Linken, die sich in diesem Diskurs zu über- 
treffen suchten, beherrschte wie üblich die öffentliche Agenda - mit 
beträchtlichem Nutzen für die Polizeien, die Moralunternehmer und die 
Verfechter einer Nulltoleranz. Sogar lokale Polizeichefs begannen nun, 
sich als Sicherheitspolitiker aufzuspielen. Sie gewannen damit eine neue 
Popularität „von unten“, die mindestens so wichtig wurde wie das 
Wohlwollen „von oben“ (von befreundeten PolitikerInnen oder der Füh- 
rung der nationalen Polizeien). Es versteht sich von selbst, dass diese 
Legitimität nicht immer mit den Normen eines demokratischen Rechts- 
staates konform ist, manchmal ist sie sogar das Gegenteil von Legalität. 


Remilitarisierung der Polizeien, Militär als Polizei 


Die Regierung des Ex-Kommunisten Massimo D’Alema setzte 2002 das 
Gesetz 297 durch, mit dem die Carabinieri - neben dem Heer, der Mari- 
ne und der Luftwaffe - zu einer eigenständigen Teilstreitkraft, zur 4. 
Armee erhoben wurden. Das bedeutete nicht nur mehr Gewicht für die 
Carabinieri, sondern auch eine Abwertung der Staatspolizei, gegen die 
deren BeamtInnen mit ganzseitigen Zeitungsinseraten protestierten. 

Die Carabinieri wurden in der Tat zum wichtigsten Polizeikorps des 
Landes. Gleichzeitig wurden alle anderen Polizeien in einen Remiilitari- 
sierungsprozess gedrängt - ein Prozess, der verbunden ist mit den per- 
manenten Kriegen, den Polizeimissionen in allen Teilen der Welt und 
deren Rückwirkungen auf die innere Sicherheit. Die Carabinieri haben 
dabei die Nase vorn, denn sie haben schon immer an militärischen Mis- 
sionen im Ausland teilgenommen. Sie gehören auch der 2006 gegründe- 
ten European Gendarmerie Force (EGF) an, die zwar nicht formell Teil 
der EU sind, aber in ihren internationalen Polizeimissionen als „In- 
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tegrated Police Unit“, sprich: unter militärischem Kommando eingesetzt 
werden.' Gleichzeitig stehen sie im Ruf, bei der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung die „härtesten Hunde“ zu sein, was die konkurrie- 
renden Einheiten der Staatspolizei dazu drängt, ebenso hart vorzugehen 
und sich gleichfalls ein militärisches Gebaren zuzulegen. 

Hinzu kommt, dass neben den Polizeien auch Angehörige des Mili- 
tärs zur Kontrolle des öffentlichen Raums und zum Schutz „sensibler 
Einrichtungen“ eingesetzt werden. Seit 1999 wurde die Wehrpflicht 
nach und nach abgeschafft und ersetzt durch Berufs- sowie Zeitsoldaten, 
die für zwei oder drei Jahre Militärdienst leisten. Seither rekrutieren alle 
Polizeien vornehmlich ehemalige Soldaten, die ihren Dienst in der Regel 
bei Missionen im Ausland geleistet haben. Praktisch alle neuen Polizei- 
kräfte sind Leute mit Erfahrung auf Kriegsschauplätzen - auf dem Bal- 
kan, in Afghanistan, im Irak usw. Dieser Umstand wird von altgedienten 
PolizistInnen mit demokratischer Gesinnung als gravierendes Element 
einer Militarisierung der Polizeien kritisiert. 

Das einschneidendste Ereignis seit der Jahrhundertwende war der 
G8-Gipfel in Genua 2001. Unter anderem dank aussagekräftiger Video- 
aufnahmen gibt es eine sehr genaue Rekonstruktion der Ereignisse. Sie 
zeigt, dass es die Carabinieri waren, die den gewalttätigen und völlig 
ungerechtfertigten Angriff auf die DemonstrantInnen starteten und da- 
bei selbst die Appelle zur Mäßigung und die Befehle des zuständigen 
Einsatzleiters, eines Kommissars der Staatspolizei, ignorierten. Diese 
Haltung haben die Carabinieri bei Einsätzen gegen Demonstrationen 
oder auch in Fußballstadien immer wieder an den Tag gelegt. Sie respek- 
tieren kaum die Einsatzleitung, die bei solchen Operationen der Staats- 
polizei obliegt. Ähnliches gilt für die Guardia di Finanza, was die Absur- 
dität des Einsatzes militärischer Kräfte zur Aufrechterhaltung der öffent- 
lichen Ordnung unterstreicht. 


1 Der italienische Carabinieri-General Giovanni Truglio kommandierte die EGF von Juli 
2007 bis Juli 2009. Er hatte eine führende Rolle beim italienischen Somalia-Einsatz im 
Rahmen der Operation „Restore Hope“, bei der 1994 der Fotograf Miran Hrovatin und 
die Journalistin Ilaria Alpi ermordet wurden, die in Somalia über die Verstrickung italie- 
nischer Militärs in den Handel mit Waffen und giftigen Abfällen recherchierten. Truglio 
kommandierte 2001 die eigens für den G8-Gipfel in Genua aufgestellten „Compagnie di 
contenimento e intervento risolutivo“. Bei dem Einsatz wurde der Student Carlo Giuliani 
von dem jungen Carabiniere Mario Placanica erschossen. 
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Fazit 


Polizeien mit militärischem Status prägen die fast 160-jährige Staatsge- 
schichte ebenso wie die neoliberale Wende mit ihren permanenten Krie- 
gen und deren Kontinuum im Innern. Der Umgang mit öffentlicher 
„Unordnung“ ist daher eher gewalttätig statt deeskalierend. Eine Demi- 
litarisierung der Polizeien ist sehr unwahrscheinlich, da die politische 
Macht sich nicht traut, die Privilegien und die Autonomie dieser Korps 
anzutasten. Ein demokratischer Rationalisierungsprozess des gesamten 
italienischen Staatspolizeiapparats scheint ausgeschlossen, da die Mehr- 
heit der ParlamentarierInnen gestern wie heute in ehrfürchtiger Vereh- 
rung den Polizeien gegenüber erstarrt ist. 
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Kapitalistische Kampfbünde 
Zum Verhältnis von Polizei und Militär in den USA 
von Volker Eick 


Seit 1991 hat das US-Verteidigungsministerium Waffen und sons- 
tiges Material im Wert von 6,8 Milliarden Dollar an lokale und 
staatliche Polizeibehörden ausgereicht, davon allein 450 Millionen 
im Haushaltsjahr 2013/14. Nur vier Prozent der 2013/14 geliefer- 
ten Ausstattung waren „controlled property“, also reine Militäraus- 
rüstung. 


„Nur“ vier Prozent? Immerhin hieß das rund 78.000 Schusswaffen, mehr 
als 600 minengeschützte Kettenfahrzeuge, also Mine Resistant Ambush 
Protected Vehicles (MRAPSs), und sonstiges taktisches Kampfmaterial. 
Zwischen Januar 1997 und Oktober 1999 kamen so 253 Flugzeuge und 
Hubschrauber, rund 7.900 M16-Gewehre, 180 Granatwerfer, 8.100 
schusssichere Helme und 1.160 Nachtsichtgeräte in Polizeibesitz. Zwi- 
schen Januar 2006 und April 2014 lieferte das Pentagon an lokale und 
bundesstaatliche Polizeibehörden rund 80.000 Sturmgewehre, 200 Gra- 
natwerfer, 12.000 Bajonette, 50 Flugzeuge sowie 422 Helikopter. Allein 
die beiden für Ferguson (Missouri) zuständigen County-Polizeien (we- 
niger als 1.000 Bedienstete) erhielten vom US-Militär u. a. neun MRAPSs, 
zwölf M16-Sturmgewehre und drei Hubschrauber. 

Dieses Militärmaterial? wurde über die vergangenen knapp 30 Jahre 
an rund 17.000? der insgesamt 18.000 Polizeibehörden ausgereicht, von 


1 Twohey, M.: SWATs Under Fire, in: National Journal 2000, No. 1, S. 37-44; Rezvani, A.; 
Pupovac, J.; Eads, D.; Fisher, T.: MRAPs and Bayonets: What We Know About the Pen- 
tagon's 1033 Program, NPR v. 2.9.2014; Grasso, V.B.: Defense Surplus Equipment Dis- 
posal, Including the Law Enforcement 1033 Program. Washington D.C. 2014, S. 6. 

2 Knapp die Hälfte wird verbilligt an ausländische Polizeien und Armeen verkauft; vgl. 
Grasso (Fn. 1), S. 1. 

3 Balko, R.: Rise of the Warrior Cop. New York 2014, S. 210; vgl. die LESO Website: 
www.dla.mil/DispositionServices/Offers/Reutilization/LawEnforcement.aspx 
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denen rund 93 Prozent weniger als 100 BeamtInnen beschäftigen.* Der 
Zusammenbruch der Sowjetunion und das vorläufige Ende des Kalten 
Kriegs hatten Folgen für die Legitimation der US-Militärausgaben und 
die Profitträchtigkeit des militärisch-industriellen Komplexes,° der daher 
konsequent zu einem polizeilich-industriellen um- bzw. ausgebaut wur- 
de. Das zentrale Instrument dafür war - auch wenn die Versorgung der 
Strafverfolgungsbehörden mit Militärmaterial deutlich älter ist° - das 
Programm 1033’ von 1997 bzw. dessen Vorläufer. Das Programm - 
zunächst unter dem Titel 1208 - war Teil des National Defense Authoriza- 
tion Act für die Jahre 1990/91 und erlaubte dem Pentagon die direkte 
Versorgung zunächst nur bundes- und nationalstaatlicher Behörden mit 
Militärmaterial im Rahmen des War on Drugs. 

1994 schlossen Justiz- und Verteidigungsministerium die Vereinba- 
rung zu „Operations Other Than War“, die gegenseitige Unterstützung 
und Versorgung mit Waffen fixierte (dual use-Technologie).’ Im Okto- 
ber 1995 übernahm die Defense Logistic Agency (DLA) die Verteilung 
des Militärmaterials an die lokalen Law Enforcement Agencies (LEAs), 
die seitdem wiederum das Material an die Polizeien ausreichen. 1997 
wurde das Programm ausgeweitet, in 1033 umbenannt und seit 2009 
durch das Law Enforcement Support Office (LESO) koordiniert. Von 
Alaska bis zu den Virgin Islands sind alle Bundesstaaten und Territorien 
der USA an dem Programm beteiligt, wobei südliche Bundesstaaten 
(Florida, Kalifornien, Texas) und kleine Polizeistationen überdurch- 
schnittlich partizipieren.” Zusammen mit dem Aufbau sogenannter 


4 Reaves, B.: Census of State and Local Law Enforcement Agencies 2008. Bureau of Justice 
Statistics. Washington D.C. 2011, S. 2 

5 Haggerty, K. D.; Ericson, R. V.: The Militarization of Policing in the Information Age, in: 
Journal of Political and Military Sociology 1999, No. 2, S. 242 

6 Mit dem Foreign Assistance Act (1974) wurden ausländische Polizeien und Militärs mit 
Waffen und Trainings zum Kampf gegen linke Bewegungen versorgt; mit dem Military 
Cooperation with Law Enforcement Agencies Act (1981) intensivierte sich der gezielte 
Verkauf von Militärmaterial und der Informationsaustausch zwischen Polizei und Militär 
im Inland; vgl. Johnson, T. C.; Hansen, J. A.: Law Enforcement Agencies’ Participation in 
the Military Surplus Equipment Program, in: Policing: An International Journal of Police 
Strategies & Management 2016, No. 1, S. 792; Hill, S; Beger, R.: The Paramilitary Jug- 
gernaut, in: Social Justice 2009, No. 1, S. 33 

7 Grasso (Fn. 1); vgl. Rahall, K.: The Green to Blue Pipeline, in: Cardozo Law Review 
2015, No. 5, S. 1792 

8 Haggerty & Ericson (Fn 5), S. 243 

9 Haynes Jr., J. B.;; McQuoid, A. F.: The Thin (Red) Blue Line. Annapolis (MD) 2017, S. 
5ff, Johnson & Hansen (Fn. 6), S. 795 
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SWAT-Teams (Special Weapons And Tactics) seit den 1970er-Jahren hat 
dieses Programm die meiste Aufmerksamkeit im Zusammenhang mit 
der „Militarisierung“ von Polizeikräften nach dem Tod von Michael 
Brown in Ferguson erregt." 


Hand in Hand 


Nach Peter B. Kraska handelt es sich bei „Militarismus“ dem Grunde 
nach um eine „Ideologie“, die „auf Glaubensbekenntnissen, Werten und 
Vorstellungen basiert, nach denen die Drohung mit und der Einsatz von 
Gewalt die angemessensten und effektivsten Mittel seien, um Probleme 
zu lösen.“'' „Militarisierung“ ist die Implementierung dieser Ideologie, 
also ein Prozess zunehmend kämpferisch orientierter Kultur, Organisa- 
tion, Ausrüstung und Verhaltensweise der Polizeien. Soweit Militarisie- 
rung ein Prozess ist, kann der Zeitpunkt, wann sie begonnen haben soll, 
nicht frei gewählt werden. Vielmehr muss der Blick darauf gerichtet 
sein, wann und wie Polizei und Militär in den USA bzw. ihren kolonia- 
len Vorläufern entstanden sind: Etwa in South Carolina des frühen 18. 
Jahrhunderts, als „die Kolonie zwei Arten von Militärkräften brauchte: 
eine Miliz, um fremde Feinde (die Spanier, V.E.) abzuwehren und eine 
Patrouille, die zur Abschreckung gegen etwaige Sklavenaufstände da- 
heimbleiben musste.“'* Zahlreiche andere Südstaaten hatten ebenfalls 
Sklavenpatrouillen (Slave Patrols), die sich meist aus ärmeren Weißen 
zusammensetzten und aus denen sowohl das Militär als auch die ersten 
Polizeien hervorgingen.'” Sie wurden in den folgenden Jahrzehnten nach 
und nach so professionalisiert, dass sich das polizeiliche (Night) Watch- 
Modell des Nordens'* und die Slave Patrols des Südens einander annä- 
herten, das Militär aber weiterhin als zentrale Ordnungsmacht im Innern 
verblieb. Das änderte erst der Posse Comitatus Act von 1878, der nach 
dem Ende des Bürgerkriegs den vorrangigen Einsatz des Militärs zu 


10 vgl. etwa Hayes, C.: Policing the Colony, in: The Nation v. 17. April 2017 

11 Kraska, P. B.: Militarization and Policing, in: Policing: A Journal of Policy and Practice 
2007, No. 4, S. 503 

12 Hadden, S. E.: Slave Patrols. Cambridge, MA 2001, S. 19f; Websdale, N.: Policing the 
Poor, Boston 2001, S. 20f. 

13 Reichel, P.L.: Southern Slave Patrols as a Transitional Police Type, in: American Journal 
of Police 1988, No. 2, S. 51; William, C.: Our Enemies in Blue. Brooklyn 2004, S. 36ff. 

14 Harring, S. L.: Policing a Class Society. New Brunswick, NJ 1983, S. 30ff. 
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Polizeizwecken unterbinden sollte und insgesamt dessen Einsatz im 
Innern verbot. Erst damit waren auch Polizei und Militär klar getrennt. '° 

Aber noch im selben Jahr (und danach immer wieder) wurde das 
Verbot unterlaufen, durch die Regierung aufgehoben und durch Ge- 
richtsurteile durchlöchert.'® Zu dieser „direkten Militarisierung“ gehört 
auch die Joint Task Force-6, eine Militäreinheit, die seit 1989 Grenz- 
schutz, Polizei und Militär für den War on Drugs und den War on Mig- 
rants integriert und damit die seit 1982 bestehenden Einsatzmöglichkei- 
ten des Militärs im Innern institutionalisiert hat.'” Heute sind rund 
5.000 Militärs dauerhaft im Innern der USA im Einsatz.” 


Von Slave Patrols zu SWATs 


„Indirekte Militarisierung“ wäre entsprechend der Aufbau von SWAT- 
Teams, die auch als PPUs (Police Paramilitary Units) bezeichnet werden. 
Ausgerüstet mit militärischen Waffen wurden diese Spezialeinheiten 
Ende der 1960er-Jahre nach europäischem Vorbild aufgebaut: Sieht man 
von Vorläufern in New York 1925 ab,'” machte das Philadelphia Police 
Department 1964 den Anfang. 1967 folgte das Los Angeles Police De- 
partment, nachdem es bereits 1956 die erste polizeiliche Hubschraube- 
reinheit in den USA nach militärischem Vorbild aufgebaut hatte.” Der 
erste Einsatz richtete sich gegen die Black Panther-Bewegung, deren 
Parteibüro mit einem von der Nationalgarde geliehenen Panzer und der 
Erlaubnis durch das Justizministerium, Handgranaten einzusetzen, an- 


15 Hall, A. R.; Coyne, C. J.: The Militarization of US Domestic Policing, in: The Independ- 
ent Review 2013, No. 4, S. 491 

16 ebd., S. 492f. Die Arbeiterbewegung der 1920er-Jahre war eines der zentralen Opfer, vgl. 
Weiss, R.P.: Corporate Security at Ford Motor Company, in: Walby, K.; Lippert, R. K. 
(Hg.): Corporate Security in the 21st Century, Basingstoke 2014, S. 17-38 

17 vgl. Dunn, T.J.: Border Militarization via Drug and Immigration Enforcement, in: Social 
Justice 2001, No. 2, S. 10 

18 Bieler, S.: Police Militarization in the USA, in: Policing: An International Journal of 
Police Strategies & Management 2016, No. 4, S. 593 

19 Davon abzusehen wäre aber fahrlässig, denn nach dem Selbstverständnis führender US- 
amerikanischer Polizeivertreter der 1920er-Jahre galt und agierte die Polizei als „lokale 
Armee“ und „quasi-militärische Einheit“. Kriminelle seien „Feinde, ihre Anwälte deren 
Diplomaten, Polizisten die erste Verteidigungslinie und das gesamte urbane Amerika ein 
Schlachtfeld“, Fogelson, R.M.: Big-City Police, Cambridge (MA) 1977, S. 54 

20 Eick, V.: „Gute Ordnung“? Zur Militarisierung der Polizei, in: Freie Assoziation 2017, 
Nr. 1,S. 124 
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gegriffen wurde.”' Ursprüngliche Aufgabe der SWATSs sollte der Einsatz 
bei Gefahren- und Notfallsituationen sein (Terrorangriffe, Geiselnahmen 
etc.). Tatsächlich wurden sie in den durch die jeweiligen US-Präsidenten 
ausgerufenen „Kriegen“ (War on Crime, 1965; War on Drugs, 197]; 
War on Terror, 2001) eingesetzt.”” Fokussierend auf Armuts- und damit 
Quartiere mit farbiger Bevölkerungsmehrheit, waren diese Einsätze von 
Beginn eingebettet in eine Anti-Aufstandsdoktrin (counterinsurgency), 
die auch Überfälle auf ganze Nachbarschaften beinhaltete.” 

Die Wachstumsgeschwindigkeit der SWATs war zunächst in den 
Großstädten sehr hoch und gewann dann in kleineren Kommunen in 
den 1980er-Jahren an Tempo: 2008 hatten so 90 Prozent aller US- 
amerikanischen Städte mit mehr als 50.000 und 75 Prozent aller Städte 
mit unter 50.000 Einwohnern SWATSs. Mit Blick auf counterinsurgency 
gehören Einschüchterungen und Angriffe auf Demonstrierende zu ihrem 
Regelrepertoire.”* Im Alltag sind es (insbesondere in kleineren Kommu- 
nen) vermehrt „normale“ Polizeiaufgaben, die aber stets in voller para- 
militärischer Ausrüstung durchgeführt werden. 1995 hatten 76 Prozent 
aller Einsätze die Durchsetzung einfacher Haftbefehle zum Ziel - Tötun- 
gen waren einkalkuliert. 2014 lag diese Quote bei 79 Prozent.” 

Polizei und Militär bleiben als kapitalistische Kampfbünde Our 
Enemies in Khaki and Blue, und sie entpuppen sich in ihrer großen 
Mehrheit als das, was sie immer waren: „Protectors of Privilege“.”° Da- 
mit müssen wir uns auch in der BRD auseinandersetzen,” und nicht so 
sehr damit, ob und wenn, wann Militarisierung vorliegt. 


21 Murch, D.: Crack in Los Angeles, in: Journal of American History 2015, No. 1, S. 165 

22 Mit Blick auf die parapolizeiliche Bearbeitung der Armutsbevölkerungen in Sozialinstitu- 
tionen wäre auch der War on Poverty (1964) hinzuzuziehen; vgl. Gilliom, J.: Overseers 
ofthe Poor, Chicago 2001, S. 17ff. 

23 Parenti, C.: Lockdown America, New York 1999, S. 113ff. 

24 Kontinuierlich wurde zudem an der Zusammenarbeit von Polizei (mit dem FBI ab 1908), 
Militär und kommerziellen Sicherheitsdienste gearbeitet; vgl. Seigel, M.: Objects of Poli- 
ce History, in: Journal of American History, 2015, No. 1, S. 154f.; Morn, F.: The Eye that 
Never Sleeps, Bloomington (IN) 1982, S. 91ff. 

25 Lieblich, E.; Shinar, A.: The Case against Police Militarization, in: Michigan Journal of 
Race & Law 2018, No. 1, S. 9; Kraska, P. B.; Kappeler, V.E.: Militarizing American Po- 
lice, in: Social Problems 1997, No. 1, S. 7 

26 Donner, F.: Protectors of Privilege, Berkeley 1990 

27 Für die USA: McMichael, C.: Pacification and Police, in: Capital & Class 2017, No. ]; 
Howell, A.: Forget “Militarization”, in: International Feminist Journal of Politics 2018, 
No. 2 
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Daten aus Kampfgebieten 
Europol startet eine „Kriminalitätsinformationszelle“ 
von Matthias Monroy 


Die EU verzahnt ihre Strukturen der inneren und äußeren Sicher- 
heit. Der Kampf gegen Terrorismus und Schleuser soll den Daten- 
austausch zwischen Militär und Strafverfolgung rechtfertigen. 


Am 22. März 2017 trafen sich die AußenministerInnen der Anti-ISIS- 
Koalition in Washington: Die US-geführte „globale Koalition“, der fast 
alle EU-Mitgliedstaaten sowie die EU selbst angehören, feierte nicht nur 
die militärischen Erfolge gegen den „Islamischen Staat“. Nebenbei ver- 
einbarte man den Austausch von Informationen und Beweismitteln aus 
Kampfgebieten („battlefield information and evidence“) zwischen Mili- 
tärs und Strafverfolgungsbehörden. Dabei geht es unter anderem um 
Informationen, die in Syrien oder dem Irak bei „ausländischen Kämp- 
fern“ sichergestellt werden. In der Abschlusserklärung ermutigten die 
MinisterInnen die beteiligten Staaten und Organisationen, „kollektive 
Strafverfolgungskanäle wie Interpol und Europol“ zu nutzen. ' 

Der Informationsaustausch funktioniert aber auch in der anderen 
Richtung - von den EU-Agenturen Frontex oder Europol zu den Militärs 
der Koalition: Beide Agenturen sind in den „Hot Spots“ in Griechenland 
und Italien präsent, Europol ist dort zuständig für die „Sicherheitsüber- 
prüfung“ von Geflüchteten. Bei deren Befragung oder bei der Auswer- 
tung beschlagnahmter Kommunikationsmittel können auch die Mitar- 
beiterInnen der Agenturen oder vor Ort zuständigen Mitgliedstaaten in 
den Besitz von Informationen aus Konfliktgebieten - von Aussagen der 
Geflüchteten bis hin zu Fotos, Textnachrichten, Dateien oder Dokumen- 
ten - kommen, die für die Militärmissionen von Interesse sein können. 


1 Statement by Ministers of the Global Coalition: Meeting on the defeat of ISIS v. 
22.3.2017, www.state.gov/r/pa/prs/ps/2017/03/269045.htm 
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„Win-win Situation“ für beide Seiten 


Die Kooperation von militärischen und polizeilichen bzw. grenzpolizeili- 
chen Apparaten hat auch innerhalb der EU Konjunktur. Bereits Anfang 
2017 hatte sich der Rat für Auswärtige Angelegenheiten und internatio- 
nale Beziehungen für die Einrichtung einer „Kriminalitätsinformations- 
zelle“ („Crime information cell“, CIC) zwischen Europol und Frontex 
einerseits und der EU-Militäroperation im zentrale Mittelmeer EUNA- 
VFOR MED andererseits ausgesprochen, die den bisher schon mögli- 
chen Informationsaustausch zwischen beiden Seiten verstärken sollte. 
Am 14. Mai 2018 wurde das Mandat der Militäroperation formell erwei- 
tert.” Die neue Zusammenarbeit soll der Kriminalitätsprävention, Er- 
mittlung und Strafverfolgung dienen. Im Mittelpunkt steht der zivil- 
militärische Austausch sowohl von Risikoanalysen als auch von perso- 
nenbezogenen Daten, um diese gegen Terrorismus, Schleusungskrimina- 
lität, Menschenhandel, illegalen Waffenhandel und andere Formen 
grenzüberschreitender Kriminalität zu nutzen. 

Die EU-Agenturen sowie ausgewählte Mitgliedstaaten entsenden da- 
für zehn ExpertInnen aus dem Bereich der Strafverfolgung zur EU- 
Militärmission EUNAVFOR MED im Mittelmeer. Sofern möglich, sollen 
die ExpertInnen aus den Mitgliedstaaten über einen militärischen Status 
verfügen. So heißt es im Bericht über einen gemeinsamen „Workshop“ 
diverser Ratsarbeitsgruppen sowohl aus dem außen- und militärpoliti- 
schen Bereich (GSVP) als auch aus dem Sektor der Justiz- und Innenpo- 
litik vom November 2017.° In Frage kommen dafür in erster Linie Ange- 
hörige der Gendarmerien, die es in einigen Mitgliedstaaten gibt. Als 
mögliche Teilnehmerin wird daher nicht zufällig auch die paramilitäri- 
sche, formell nicht zur Europäischen Union gehörende Gendarmerie- 
truppe EUROGENDFOR genannt, die in Libyen in beratender Funktion 
in der EUBAM-Mission mitarbeitet. Außerdem soll die Internationale 
Kriminalpolizeiliche Organisation (Interpol) in der „Kriminalitätsinfor- 
mationszelle“ mitarbeiten. Den Plänen zufolge werden die beteiligten 
BeamtInnen auf dem italienischen Flugzeugträger stationiert, der auch 
das Hauptquartier von EUNAVFOR MED beherbergt. 


2 siehe Amtsblatt der EU L120 v. 16.5.2018; Pressemitteilung des Rates vom 14.5.2018: 
EUNAVFOR MED Operation Sophia: operation to contribute to better information sha- 
ring on crime in the Mediterranean 

3 Ratsdok. 14265/17 v. 20.11.2017 
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Die „Kriminalitätsinformationszelle“ ist ein weiterer Link zwischen 
der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) der EU 
sowie den Bereich Justiz und Inneres (JI) und damit zwischen den Poli- 
tikbereichen des Auswärtigen Dienstes und der Europäischen Kommis- 
sion. Die Einrichtung der CIC stützt sich für den Bereich der Migration 
auf die „Erklärung von Malta“ vom 3. Februar 2017* und der dort vorge- 
tragenen Forderung eines „integrierten Ansatzes“, in den „relevante 
internationale Partner, die beteiligten Mitgliedstaaten, GSVP-Missionen 
und -Operationen, Europol und die Europäische Grenz- und Küstenwa- 
che einzubeziehen sind“. Für den Bereich der Terrorismusbekämpfung 
wird in den Schlussfolgerungen des Rates für Außenbeziehungen vom 
19. Juni 2017 zu einer „verstärkten Zusammenarbeit und zur Ermittlung 
von Synergien zwischen Maßnahmen im Bereich GSVP und JI“ aufgeru- 
fen.’ Mit der CIC scheint dieses Ziel erreicht, jedenfalls ist laut der briti- 
schen Bürgerrechtsorganisation Statewatch in einem eingestuften Do- 
kument des EU-Militärstabes® von einer „win-win Situation“ für die 
zivilen und militärischen EU-Missionen die Rede. 

Der Datentausch in der „Kriminalitätsinformationszelle“ soll „rezip- 
rok“ sein, die Militärs also auch Informationen aus dem Bereich Justiz 
und Inneres erhalten. Wie es in dem oben zitierten Workshop-Bericht 
vom November 2017 heißt, könnten die Militärs zudem davon profitie- 
ren, dass die beiden Agenturen aus dem JI-Bereich sämtliche erhaltenen 
Informationen in „allen relevanten“ Datenbanken abgleichen. Dabei 
dürfte es sich zum einen um die einschlägigen Analysedateien von Euro- 
pol aus dem Bereich Terrorismus und Schleuserkriminalität, zum andern 
auch um das Schengener Informationssystem handeln. Etwaige Treffer 
sollen auch zur Verbesserung der Zusammenarbeit der Staatsanwalt- 
schaften dienen, auch Eurojust ist in die Zusammenarbeit involviert. Für 
den Empfang und das Verarbeiten der militärischen Aufklärungsdaten 
hat Europol in Den Haag ein „Information Clearing House“ (ICH) gegen 
„Migrantenschmuggel“ eingerichtet.” Die Dokumentationsstelle ist als 
Organisationseinheit im „Zentrum gegen Migrantenschmuggel“ ange- 
siedelt, das wiederum zur Abteilung „Operationen“ bei Europol gehört.® 


http://archiv.bundeskanzleramt.at/DocView.axd?Cobld=65342 
Ratsdok. 10279/17 v. 19.6.2017 
http://statewatch.org/news/2017/nov/eu-civ-mil-intel-coop.htm 
COM (2017) 669 final v. 15.11.2017 

BT-Drs. 19/647 v. 6.2.2018 


onoauvue 
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Fünf EU-Mitgliedstaaten sowie Frontex sind der Kommission zufolge 
bereits am „Clearing House“ beteiligt: Deutschland, Griechenland, Ita- 
lien, Spanien und Großbritannien. 


Frontex startet Drohnen im Mittelmeer 


Frontex soll außer Personendaten auch „Informationen aus der Überwa- 
chung“ mit der EU-Militärmission teilen. Die Grenzagentur will noch in 
diesem Jahr Langstreckendrohnen der MALE-Klasse im Mittelmeer ein- 
setzen, zwei Verträge für verschieden große Luftfahrzeuge wurden be- 
reits unterschrieben. Die unbemannten Plattformen sollen zunächst in 
einer Testphase an 120 Kalendertagen des Jahres in die Luft steigen. Sie 
sind mit hochauflösenden Kameras, Infrarotgeräten für den Nachtflug 
und Empfängern für Schiffspositionsdaten ausgestattet. Seit Dezember 
vergangenen Jahres stellt die italienische Luftwaffe im Rahmen von 
EUNAVFOR MED vor der libyschen Küste Flugstunden seiner unbe- 
waffneten „Predator“-Drohnen zur Verfügung. 

Probleme ergeben sich jedoch beim Mandat der Militärmission, das 
der „Kriminalitätsinformationszelle“ eigentlich entgegensteht. Kernauf- 
trag der Militärmission ist die „Bekämpfung krimineller Schleusernetz- 
werke“ vor der libyschen Küste. Nachträglich wurde EUNAVFOR MED 
mit zwei „Unterstützungsaufgaben“ mandatiert, darunter der Ausbil- 
dung der libyschen Küstenwache und Marine in der Kontrolle der See- 
grenzen. Nach zwei Resolutionen des UN-Sicherheitsrats wird durch 
EUNAVFOR MED auch das Waffenembargo gegen Libyen überwacht. 
Die Militäroperation verfügt zwar nicht selbst über eine rechtliche 
Grundlage zur Terrorismusbekämpfung oder Strafverfolgung, soll aber 
durch den Informationsaustausch die Strafverfolgung unterstützen. 

Die EU versteht die CIC in EUNAVFOR MED als ein Pilotprojekt. 
Die Militäroperation im Mittelmeer sei dafür „besonders geeignet“ 
(„particularly well suited“), weil ihr Mandat bereits die Erhebung und 
Weitergabe von Daten erlaubt. Nach erfolgreicher Bewertung könnte das 
Modell auf andere Missionen übertragen werden, denen allerdings die 
Befugnis zur Datenerhebung fehlt. Eine solche Bestimmung müsste für 
die übrigen EU-Missionen nachgeholt werden. 

Ein weiteres Problem ist die Einstufung der ausgetauschten Daten. 
Im militärischen Bereich sind Informationen oft als geheim oder streng 
geheim klassifiziert, weshalb Strafverfolgungsbehörden sie nicht einse- 
hen dürfen. Um sie in einer „Kriminalitätsinformationszelle“ bearbeiten 
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zu können, müssten sie niedriger eingestuft werden. Nicht in allen EU- 
Staaten ist es jedoch erlaubt, Daten aus militärischen Quellen für die 
Strafverfolgung zu nutzen. 


Biometrische Daten aus Syrien und Irak 


Europol hat außerdem eine neue Kooperation mit internationalen Ge- 
heimdiensten und Militärs Rahmen der US-Operation „Gallant Phoenix“ 
begonnen. Die Polizeiagentur soll biometrische Daten verarbeiten dür- 
fen, die das US-Militär in Kampfgebieten in Syrien und im Irak sam- 
melt.’ „Gallant Phoenix“ mit 21 beteiligten Staaten steht unter Leitung 
des Joint Special Operations Command, das die Spezialeinheiten aller 
US-Teilstreitkräfte (darunter auch Militärgeheimdienste) befehligt. Der 
eigentliche Standort der Operation ist in Jordanien. Europol hat jetzt 
einen Verbindungsbeamten für die Operation benannt, der jedoch kei- 
nen direkten Zugriff auf dort geführte Datenbanken hat. Im Rahmen von 
„Gallant Phoenix“ erhält Europol seine Informationen über das FBI und 
kann diese anschließend mit eigenen Datenbanken abgleichen und in 
seinen Analysedateien speichern. '° 

Laut der „Berliner Morgenpost“ handelt es sich bei den in „Gallant 
Phoenix“ ausgetauschten Daten beispielsweise um „Fingerabrücke von 
Kalaschnikows, Spuren von Anschlagsorten oder DNA-Proben von getö- 
teten IS-Terroristen“.'' Der EU-Terrorismuskoordinator zählt auch ab- 
gehörte Telefongespräche zu den in „Gallant Phoenix“ anfallenden In- 
formationen. Vor dem Datentausch soll ein Abkommen mit der US- 
Regierung unterschrieben werden, das die Verarbeitung eingestufter 
Informationen regelt. Möglicherweise würden Personen aufgrund der 
aus Kampfgebieten übermittelten Erkenntnisse anschließend im Schen- 
gener Informationssystem zur Fahndung oder heimlichen Beobachtung 
ausgeschrieben. Schließlich könnten die vom Militär erhaltenen Daten 
auch Rückschlüsse auf Finanztransaktionen liefern. Europol hat bereits 
auf anderem Wege Daten zu mindestens 26.000 Personen vom „Terro- 
rist Screening Centre“ des FBI erhalten. 


9 Ratsdok. 10880/17 ADD 1 v. 11.7.2017, online unter www.statewatch.org/news/2017/ 
aug/eu-council-mil-leas-10880-ADD-1-17.pdf 

10 Antwort der Kommission auf die Schriftliche Frage der MEP Sabine Lösing E- 
000009/2018 v. 28.3.2018 

11 Berliner Morgenpost v. 4.3.2017 
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Teilnehmende Staaten bleiben geheim 


In den Informationsaustausch mit „Gallant Phoenix“ ist auch Interpol 
eingebunden. Über die internationale Polizeiorganisation sollen bereits 
fünf RückkehrerInnen identifiziert und anschließend festgenommen 
worden sein. Möglicherweise handelt es sich dabei um Maßnahmen des 
„Projekts Kalkan“, mit dem Interpol Behörden im Irak bei der Verfol- 
gung der Aktivitäten von „ausländischen Kämpfern“ unterstützt.'? 

Die US-Regierung hat laut einem Bericht des „Spiegel“ aus dem Jah- 
re 2016 auch dem Bundesnachrichtendienst eine Beteiligung an „Gallant 
Phoenix“ angetragen.'” Dadurch sollte der Auslandsgeheimdienst an 
Informationen und Reisebewegungen von „Islamisten aus Deutschland“ 
gelangen, wenn sich diese im Irak und in Syrien aufhalten. Das Kanzler- 
amt soll eine Beteiligung zunächst abgelehnt haben, da die USA die 
gewonnenen Informationen möglicherweise für Militäraktionen gegen 
deutsche DschihadistInnen verwendeten. Inzwischen nimmt der Bun- 
desnachrichtendienst an „Gallant Phoenix“ teil.'* Sämtliche weiteren 
Angaben zu den teilnehmenden Staaten hält die Bundesregierung ge- 
heim." 


Neuauflage des Projekts „VENNLIG“? 


Bereits in zwei Vorläuferprojekten hatten europäische Justiz- und In- 
nenministerien Informationen des US-Verteidigungsministeriums über 
„ausländische Terroristen“ verarbeitet. Ab 2006 etablierte das US- 
Militär die Projekte „VENNLIG“ für den Irak und „HAMAH“ für Afgha- 
nistan. Der Datenaustausch wurde über das FBI und das Interpolbüro 
der USA in Washington abgewickelt. Auch das BKA nahm daran teil, 
stellte die Zusammenarbeit jedoch nach Angaben des Bundesinnenmi- 
nisteriums im Jahre 2012 wegen rechtlicher Bedenken ein.'‘ Mit dem 
Rückzug vieler Koalitionstruppen aus dem Irak und Afghanistan endeten 
die Projekte. Laut dem US-Justizministerium enthielten sie damals Na- 
men von 48.000 Personen sowie 53.000 weitere „Hinweise“. Seit Jahren 
drängt der EU-Anti-Terrorismuskoordinator auf die Wiederaufnahme. 


12 www.interpol.int/News-and-media/News/2017/N2017-090 

13 Spiegel online v. 14.5.2016 

14 Tagesschau v. 3.2.2018 (www.tagesschau.de/ausland/bnd-is-103.html) 
15 BT-Drs. 19/489 v. 19.1.2018 

16 BT-Drs. 18/934 v. 26.3.2014 
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Seinen neuen Plänen zufolge soll „VENNLIG“ wieder aufgelegt werden, 
jetzt allerdings unter Federführung der irakischen Behörden.'” Die 
Übermittlung von Informationen zu „ausländischen Kämpfern“, ihren 
biometrischen Daten oder ihren DNA-Profilen könnte dann über das 
Interpolbüro in Bagdad erfolgen. Nachdem die US-Regierung „grünes 
Licht“ für den neuen Datentausch mit dem Irak gegeben hat, könnte mit 
dem Aufbau der benötigten technischen Infrastruktur begonnen werden. 

Perspektivisch könnten Europol und Interpol auch biometrische Da- 
ten von der NATO erhalten. Die Europäische Union prüft derzeit die 
Finanzierung eines entsprechenden Projektes im Irak. Denkbar wäre 
auch der Zugang Europols zu der bei der NATO geführten „Biometric 
Enhanced Watch List“. Weitere Informationen aus Kampfgebieten könn- 
te Europol mit der Kommission für internationale Justiz und Verantwor- 
tung (CIJA) austauschen. Dabei handelt es sich um einen privaten Zu- 
sammenschluss von ErmittlerInnen und Staatsanwaltschaften, der im 
Irak und in Syrien Beweise für Kriegsverbrechen sammelt. Die in den 
Niederlanden registrierte CIJA hat rund 150 Angestellte und wird unter 
anderem von der Europäischen Union und Deutschland finanziert. Eu- 
ropol sucht nun Möglichkeiten für einen direkten Zugang zur CIJA- 
Datenbank. Ein nicht genannter EU-Mitgliedstaat will hierfür als Da- 
tenmakler fungieren. 


17 Ratsdok. 10880/17 ADD1 v. 11.7.2017 
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Bürgerrechte & Polizei/CILIP 116 (Juli 2018) 


Neue deutsche Welle 


Zum Stand der Polizeigesetzgebung der Länder 
von Heiner Busch 


Im April 2017 verabschiedete der Bundestag ein neues BKA-Ge- 
setz. Jetzt ziehen die Länder nach. Das einzig Positive an dieser 
Entwicklung: Erstmals seit Jahrzehnten regt sich breiterer Wider- 
stand. 40.000 Leute demonstrierten am 10. Mai 2018 gegen das 
bayerische Polizeiaufgabengesetz, 20.000 gingen am 7. Juli 2018 
gegen das nordrhein-westfälische Polizeigesetz auf die Straße. 


Von den Gesetzen über das Bundeskriminalamt und die Bundespolizei 
abgesehen ist das Polizeirecht in Deutschland Ländersache. Obwohl der 
Bund hier also nichts zu husten hat, kündigten CDU, CSU und SPD im 
Februar 2018 in ihrem Koalitionsvertrag die „Erarbeitung eines gemein- 
samen Musterpolizeigesetzes (gemäß Innenministerkonferenz)“ an.' Die 
in die Klammer verbannte Innenministerkonferenz (IMK) hatte bereits 
im Juni 2017 beschlossen, eine „länderoffene Arbeitsgruppe unter Betei- 
ligung des Bundesinnenministeriums“ für die Erarbeitung eines solchen 
Musters einzurichten, um „hohe gemeinsame gesetzliche Standards und 
eine effektive Erhöhung der öffentlichen Sicherheit zu erreichen“.? 

Seit Jahrzehnten sieht die IMK die Vereinheitlichung des Polizei- 
rechts der Länder als ihre Aufgabe. Dafür hat sie bereits in den 1970er 
Jahren und dann erneut 1986 „Musterentwürfe für ein einheitliches 
Polizeigesetz“ vorgelegt, die nicht nur eine Vereinheitlichung, sondern 
vor allem eine massive Ausdehnung der polizeilichen Aufgaben und 
Befugnisse brachten. 


1 Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, Berlin 7.2.2018, S. 126, Zeilen 5949- 
5951, www.cdu.de/koalitionsvertrag-2018 

2 IMK v. 12.-14.6.2017: TOP 52 Gesetzgeberische Handlungsempfehlungen im Zusam- 
menhang mit islamistischem Terrorismus, www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/ 
termine/to-beschluesse/2017-06-14_12/beschluesse.pdf 
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Schon in den 1970ern ging es um verdachtsunabhängige Kontrollen 
sowie um den „finalen Rettungsschuss“, 1986 - drei Jahre nach dem 
Volkszählungsurteil des Bundesverfassungsgerichts - um die Verrechtli- 
chung der diversen verdeckten und verdeckten technischen Methoden: 
von der Observation über den Einsatz von V-Leuten und Verdeckten 
ErmittlerInnen bis hin zur Rasterfahndung. Einen Stillstand der Gesetz- 
gebung in Sachen Polizeirecht hat es auch danach nicht gegeben: Stück 
für Stück legalisierten die Länder die Schleierfahndung, den Großen 
Lauschangriff, die Videoüberwachung und diverses mehr. 

Die neue Welle hat vor allem zwei Anlässe: Da ist erstens die Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom April 2016 über das BKA- 
Gesetz von 2009, das dem Amt eine ganze Palette von neuen Befugnis- 
sen in der präventiven Bekämpfung des Terrorismus eröffnet hatte.” Da 
diese „besonderen Mittel der Datenerhebung“ in der einen oder anderen 
Form auch in den Landespolizeigesetzen enthalten sind, zwingt das 
Urteil auch die Bundesländer zur Anpassung. 

Und da ist zweitens das kurz vor Ende der letzten Legislaturperiode 
rundum erneuerte BKA-Gesetz: Es enthält nicht nur die bereits 2009 
fixierten Überwachungsmethoden - inklusive Trojanereinsatz -, sondern 
auch spezielle Maßnahmen gegen „GefährderInnen“, die die Regie- 
rungsparteien nach dem Anschlag auf den Berliner Weihnachtsmarkt im 
Schnellverfahren ins Gesetz hievten: Aufenthaltsanordnungen, Kontakt- 
verbote und zu deren Kontrolle „elektronische Fußfesseln“.* Da die 
Landeskriminalämter erheblich mehr Personen als „Gefährder“ einge- 
stuft haben als das BKA, erging nun der Aufruf an die Länder, doch mög- 
lichst schnell entsprechende Normen zu erlassen. 

Die Länder haben den neuen Musterentwurf nicht abgewartet: Fünf 
haben bereits Änderungen ihrer Polizeigesetze verabschiedet, in vier 
Bundesländern liegen Entwürfe vor. In Bremen wurde ein Entwurf vor- 
erst zurückgezogen. In den meisten anderen Ländern sind Vorlagen 
angekündigt oder geplant. Teils handelt es sich wie in Bayern um umfas- 
sende Novellierungen, teils „nur“ um die vom Bundesinnenministerium 
„dringlich“ geforderten Maßnahmen gegen „GefährderInnen“. 


3  Bundesverfassungsgericht: Urteil v. 20.4.2016 (Az.: 1 BvR 966/09, 1 BvR 1140/09); 
siehe dazu Roggan, F.: Enzyklopädie des Polizeirechts. Das Bundesverfassungsgericht 
zum BKA-Gesetz, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 111 (Oktober 2016), S. 74-82 

4 BT-Drs. 18/11163 v. 14.2.2017; s. a. Busch, H.: Fast verdächtig. Die unerträgliche Leich- 
tigkeit der Gesetzgebung, in: Bürgerrechte & Polizei 112 (März 2017), S. 3-12 (9) 
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Drohende Gefahr 


Eine konkrete Gefahr ist „eine Sachlage, die bei ungehindertem Ablauf 
des objektiv zu erwartenden Geschehens im Einzelfall in absehbarer Zeit 
mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu einer Verletzung eines polizei- 
lichen Schutzguts führt.“ Die klassische Aufgabennorm des deutschen 
Polizeirechts, die Abwehr konkreter Gefahren, sollte gewährleisten, dass 
die Polizei nicht immer und überall und auch nur gegen „StörerInnen“, 
also gegen die für die Gefahr verantwortlichen Personen interveniert. 
Seit den 1970er Jahren klaffen diese Aufgabennorm und die in den Poli- 
zeigesetzen normierten Befugnisse mehr und mehr auseinander, weil 
letztere sich eben nicht mehr nur gegen „StörerInnen“, sondern - Bei- 
spiel Videoüberwachung - gegen sämtliche an einem überwachten Ort 
präsenten Personen richten oder in erster Linie der Verdachtsschöpfung 
dienen wie die „besonderen Mittel der Datenerhebung“ von der länger- 
fristigen Observation über den Einsatz von V-Leuten und Verdeckten 
ErmittlerInnen bis hin zur Nutzung von Trojanern. 

In seinem Urteil zum BKA-Gesetz startete das Bundesverfassungsge- 
richt einen erneuten Versuch, diese Kluft zu kitten. Es war dabei sehr 
großzügig, denn es schloss Überwachungsmaßnahmen im Vorfeld kon- 
kreter Gefahren nicht grundsätzlich aus, verlangte aber „zumindest tat- 
sächliche Anhaltspunkte für die Entstehung einer konkreten Gefahr“. 
Bestimmte Tatsachen müssten „auf eine im Einzelfall drohende Gefahr 
für ein überragend wichtiges Rechtsgut“ hinweisen. Erforderlich sei 
entweder, dass diese „Tatsachen ... den Schluss auf ein wenigstens sei- 
ner Art nach konkretisiertes und zeitlich absehbares Geschehen zulas- 
sen“ oder dass „das individuelle Verhalten einer Person die konkrete 
Wahrscheinlichkeit begründet, dass sie solche Straftaten in überschau- 
barer Zukunft begehen wird.“®° 

Die beiden Alternativen wurden wortwörtlich ins BKA-Gesetz über- 
tragen und finden sich auch in den neuen Landespolizeigesetzen und 
Entwürfen. Was im Urteil des Gerichts noch den Versuch darstellte, die 
polizeiliche Vorfeldaktivität zu begrenzen, geriet nun zur neuen pau- 
schalen Rechtfertigungsklausel, deren unbestimmter Charakter schon 
daran zu erkennen ist, dass für die vom Bundesverfassungsgericht gefor- 
derten „bestimmten“ Tatsachen nie auch nur ein Beispiel genannt wird. 


5 Bundesverfassungsgericht a.a.O. (Fn. 3), u.a. Rn. 112 
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Das BKA-Gesetz begrenzt das präventive Handeln des Amtes und 
damit auch die entsprechenden Befugnisse auf die Bekämpfung von 
„Gefahren des internationalen Terrorismus“. Im bayerischen Polizeiauf- 
gabengesetz (PAG) werden die beiden Formeln schlicht zusammengezo- 
gen und ergeben so die Definition der „drohenden Gefahr“, die dann bei 
einer Vielzahl von Befugnissen zur Eingriffsvoraussetzung wird - ohne 
jeglichen Bezug zum Terrorismus. Auch Baden-Württemberg verzichtet 
auf eine Eingrenzung auf den Bereich der Terrorismusbekämpfung. 
Nordrhein-Westfalen unterscheidet zwischen einer „drohenden“ und 
einer „drohenden terroristischen Gefahr“. Einige Bundesländer ergänzen 
die bisher schon in ihren Polizeigesetzen enthaltenen Definitionen von 
„Straftaten mit erheblicher Bedeutung“ um solche von „terroristischen“ 
oder zusätzlich wie Niedersachsen von „organisierten Gewaltstraftaten“ 
($ 2 Nr. 15 und 16) und erreichen damit eine gewisse Abstufung der 
zugelassenen Maßnahmen. 


Von der Telekommunikationsüberwachung zum Trojaner 


Die 1968 parallel zu den Notstandsgesetzen eingeführte Telefonüberwa- 
chung, die im Zuge der technischen Entwicklung zur Telekommunikati- 
onsüberwachung (TKÜ) schlechthin ausgeweitet wurde, galt bis zur 
Jahrhundertwende als strafprozessuale Zwangsmaßnahme. Eine Aus- 
nahme davon gab es „nur“ im Rahmen des G10-Gesetzes für die Ge- 
heimdienste. Der Straftatenkatalog im $100a der Strafprozessordnung, 
der die TKÜ regelt, wurde im Lauf der Jahre ständig erweitert und die 
Zahl der Überwachungen wuchs kontinuierlich. Dennoch schien der 
Eingriff in die Privatsphäre zu heftig, um ihn auch im Bereich der prä- 
ventiv-polizeilichen Tätigkeit zuzulassen. 

Thüringen, Rheinland-Pfalz und Niedersachsen waren die ersten 
Bundesländer, die die TKÜ auch in ihren Polizeigesetzen verankerten.® 
Legitimiert wurde das mit der Rettung von Personen bei Geiselnahmen 
oder Entführungen, bei der die Polizei (auch) auf polizeirechtlicher 
Grundlage handelt. Der niedersächsische Versuch, die TKÜ auch zur 
„vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten mit erheblicher Bedeutung“, 
also weit im Vorfeld konkreter Gefahren, zuzulassen, scheiterte 2005 am 


6 Roggan, F.: Lauschen im Vorfeld. Neue Regelungen zur präventiven Telefonüberwa- 
chung, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 78 (August 2004), S. 77-81 
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Bundesverfassungsgericht.” Diverse Bundesländer (u.a. Brandenburg, 
Hamburg und Hessen) haben in den vergangenen zehn Jahren die TKÜ- 
Befugnisse in ihr Polizeirecht eingefügt. 

Mit der neuen Welle der Polizeigesetze dürften auch die noch feh- 
lenden Länder nachziehen. Zugelassen wird nicht nur die Überwachung 
von „StörerInnen“, sondern unter Zuhilfenahme der zitierten Klausel 
aus dem BKA-Gesetz-Urteil auch das Vorfeld. In den bereits verabschie- 
deten Gesetzen und in den vorliegenden Entwürfen wird zudem das 
gesamte Paket der technisch-möglichen Begleiterscheinungen der TKÜ 
verankert - von der Auskunft über Bestandsdaten über den (rückwir- 
kenden) Zugriff auf Verkehrs- und Nutzungsdaten und die Feststellung 
des Standortes bei mobilen Geräten bis hin zur Unterbrechung oder 
Verhinderung der Kommunikation. 

Gleiches gilt für den Einsatz von Trojanern - zur Quellen-TKÜ, also 
zum Durchbrechen der Verschlüsselung etwa bei Messenger-Diensten 
oder Internet-Telefonie, oder zur „Online-Durchsuchung“, d.h. zum 
Ausspionieren sämtlicher auf einem PC oder Smartphone gespeicherten 
Daten. Kurz vor Ende der letzten Legislaturperiode hatte die Große Koa- 
lition im Bund beide Methoden bereits in der Strafprozessordnung ver- 
ankert.° Nachdem das Verfassungsgericht die Regelung im BKA-Gesetz 
weitestgehend unbeanstandet ließ, ist auch auf der präventiven Seite der 
Damm gebrochen.” Sachsen ist das einzige Bundesland, das in seinem 
Referentenentwurf - vorerst - weder die Quellen-TKÜ noch die „Online- 
Durchsuchung“ vorgesehen hat. CDU-Innenminister Roland Wöller übt 
jedoch öffentlich Druck auf seinen sozialdemokratischen Koalitions- 
partner aus.'’” Baden-Württemberg hat im November 2017 „nur“ die 
Quellen-TKÜ, nicht aber die „Online-Durchsuchung“ verrechtlicht. 

Von Ausnahmen abgesehen, wird es damit beim Trojaner-Einsatz 
wie zuvor schon bei den anderen Überwachungsmethoden eine doppelte 
Befugnis geben - im Strafprozess- und im Polizeirecht. Allerdings sind 
im präventiven Bereich die Eingriffsvoraussetzungen geringer. 


7  Bundesverfassungsgericht: Urteil v. 27.7.2005 (Az.: 1 BvR 668/04) 

8 $100a Abs. 1 Satz 3 und 4 sowie 100b StPO, Bundesgesetzblatt I, Nr. 58 v. 23.8.2017 

9 vgl. auch die erste Entscheidung in dieser Frage, mit der eine Regelung im nordrhein- 
westfälischen Verfassungsschutzgesetz kassiert wurde, BVerfG: Urteil v. 27.2.2008 
(Az.: 1 BvR 370/07; 1 BvR 595/07) 

10 siehe das Interview in der Freien Presse v. 17.7.2018 
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Vom Hausarrest zur Präventivhaft 


Am 10. Januar 2017, also gerade einmal drei Wochen nach dem An- 
schlag an der Berliner Gedächtniskirche verkündeten die damaligen 
Bundesminister des Innern und der Justiz, Thomas de Maiziere und 
Heiko Maas, ihren Kompromiss in Sachen Terrorismusbekämpfung. 
Gegen „GefährderInnen“, also gegen Personen, die entweder ihre Strafe 
voll verbüßt haben und freizulassen wären oder gegen die - trotz des 
uferlosen Strafrechts im Staatsschutzbereich - kein Tatverdacht vorliegt 
und also auch keine Untersuchungshaft verhängt werden kann, wurden 
in den folgenden Monaten freiheitsbeschränkende Maßnahmen gesetz- 
lich verankert - und zwar im Strafprozessrecht (gegen die sog. Vollver- 
büßerInnen), im Aufenthaltsgesetz (gegen die nicht abschiebbaren oder 
noch nicht abgeschobenen ausländischen „GefährderInnen“) und 
schließlich im BKA-Gesetz. In allen drei Gesetzen ging es um die elekt- 
ronische Aufenthaltsüberwachung (EAU) mittels GPS-Sendern, also um 
„elektronische Fußfesseln“. Ins BKA-Gesetz wurden zudem Kontaktver- 
bote und „Aufenthaltsanordnungen“ eingebaut, die mithilfe der „Fuß- 
fesseln“ zu überwachen wären. Der Begriff der Aufenthaltsanordnung ist 
beschönigend, denn es geht nicht nur um eine Art verlängerten Platz- 
verweis, sondern auch um das Verbot, den Wohn- oder Aufenthaltsort 
zu verlassen, gegebenenfalls also um eine Form des Hausarrestes. 

In den bereits verabschiedeten neuen Landespolizeigesetzen und den 
vorliegenden Entwürfen findet sich dasselbe Instrumentarium.'' Aufent- 
haltsanordnungen (bzw. -vorgaben), Kontaktverbote sowie elektronische 
Aufenthaltsüberwachungen können bzw. sollen jeweils für drei Monate 
verhängt und um jeweils drei Monate verlängert werden - eine Höchst- 
dauer ist nirgends festgeschrieben. In Bayern dürfen Aufenthaltsanord- 
nungen von der Polizei angeordnet werden. Niedersachsen will der Poli- 
zei (Dienststellenleitung) zudem die Anordnung einer elektronische 
Aufenthaltsüberwachung (EAU) überlassen. Alle anderen Gesetze und 
Entwürfe verorten die Anordnungskompetenz bei den Amtsgerichten. 
Bayern und Nordrhein-Westfalen sehen diese Instrumente nicht nur für 
„terroristische GefährderInnen“, sondern auch bei einer „drohenden 


11 Ausnahme Rheinland-Pfalz: In diesem ersten der neuen Polizeigesetze fehlen noch die 
Maßnahmen gegen „GefährderInnen“ 
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Gefahr“ bzw. einer „drohenden Gefahr einer Straftat von erheblicher 
Bedeutung“ vor. 

Den endgültigen Tabubruch vollziehen einige Bundesländer, indem 
sie nicht nur die präventive Freiheitsbeschränkung, sondern auch eine 
Präventivhaft vorsehen: Die Grenze des Polizeigewahrsams lag traditio- 
nell bei 48 Stunden (bis zum Ende des folgenden Tages). Bayern und 
Baden-Württemberg führten in den 1990er Jahren den „Unterbindungs- 
gewahrsam“ von bis zu 14 Tagen ein. Mit seiner ersten PAG-Änderung 
vom Juli 2017 führte Bayern die „Ewigkeitshaft“ ein: RichterInnen kön- 
nen nun bei „drohender Gefahr“ den Gewahrsam für drei Monate ver- 
hängen und jeweils um drei Monate verlängern. Niedersachsen will die 
Präventivhaft für 30 Tage, verlängerbar um weitere 30 und noch einmal 
um 14 Tage. Nordrhein-Westfalen sieht in seinem Entwurf einen Monat 
als Grenze vor und Brandenburg plant dasselbe für zwei Wochen, ver- 
längerbar um weitere zwei Wochen.” 


Darfs sonst noch was sein? 


Die Novellierung von Gesetzen bietet den Exekutiven die Möglichkeit, 
sich auch sonst noch ein paar Wünsche zu erfüllen. Hier eine Auswahl: 
Bayern und Baden-Württemberg ermöglichten ihren Sondereinsatz- 
kommandos den Einsatz von „Sprengmitteln“. Sachsen will „besondere 
Waffen“ für die Polizei. Das dortige Innenministerium hat angekündigt, 
dass es seinen „Survivor“ mit einem Maschinengewehr ausrüsten will. 
Nordrhein-Westfalen möchte den Taser in die Liste der Polizeiwaffen 
einführen. Diverse Bundesländer planen „Meldeauflagen“, die vor allem 
vor Fußballspielen oder Demonstrationen verhängt werden dürften. In 
Mode sind auch Body-Cams und die „intelligente“ Videoüberwachung. 
Baden-Württemberg verzichtet noch auf Gesichtserkennung. Sachsen 
und Brandenburg wollen Regelungen für Videoüberwachung mit Ge- 
sichtserkennung im Grenzgebiet zu Polen und Tschechien einführen. 

Nordrhein-Westfalen holt die Einführung der Schleierfahndung 
nach. Baden-Württemberg ermöglicht es seinen Gemeinden, Alkohol- 
verbote per Polizeiverordnung zu verhängen. Niedersachsen ändert zu- 
sätzlich sein Versammlungsgesetz: Die Vermummung, bisher eine Ord- 
nungswidrigkeit, soll wieder zur Straftat werden. 


12 https://polizeigesetz.brandenburg.de/polg/de 
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Polizeigesetzgebung der Länder - Stand: Juli 2018 
Baden-Württemberg: verabschiedet am 15.11.2017 (LT-Drs. 16/3011 v. 15.11.2017): 
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Mecklenburg-Vorpommern: verabschiedet am 14.3.2018 (LT-Drs. 7/1320 v. 7.12.2017): 
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Bürgerrechte & Polizei/CILIP 116 (Juli 2018) 


Unabhängige Polizeibeschwerdestellen 
Zum Stand der Dinge 
von Eric Töpfer 


Seit Jahrzehnten fordern Bürgerrechtorganisationen und internati- 
onale Menschenrechtsgremien die Einrichtung unabhängiger Poli- 
zeibeschwerdestellen in Deutschland. Doch die Vorstellungen, wie 
diese ausgestaltet sein sollen und was „unabhängig“ heißt, gehen 
auseinander. In den letzten Jahren wurden Beschwerdestellen in 
Innenministerien, polizeiexterne Ermittlungsstellen und Polizeibe- 
auftragte bei Landtagen eingerichtet. Ein Überblick. 


Spätestens seit dem studentischen Ermittlungsausschuss zum tödlichen 
Polizeischuss auf Benno Ohnesorg 1967 ist die Forderung nach unab- 
hängiger Polizeikontrolle auf der Agenda der bundesdeutschen Bürger- 
rechtsbewegung. Ging es dabei ursprünglich bewusst um zivilgesell- 
schaftliche Alternativen zu staatlichen Verfahren in Form von selbstor- 
ganisierten Ermittlungsausschüssen oder Initiativen wie „Bürger be- 
obachten die Polizei“, wird seit Ende der 1970er Jahren über die Institu- 
tionalisierung und rechtliche Normierung einer unabhängigen Kontrolle 
der Polizei nachgedacht. Unter dem Eindruck des Hamburger Polizeis- 
kandals versuchte sich erstmals Hamburg von 1998 bis 2001 mit der 
ehrenamtlichen Polizeikommission an einem Gremium zur unabhängi- 
gen Bearbeitung von Beschwerden gegen die Polizei, bis das Intermezzo 
der Schill-Partei dem Projekt ein Ende setzte. 

Etwa zehn Jahre später erkämpfte Amnesty International im Konzert 
mit anderen Bürgerrechtsorganisationen mit der Kampagne „Mehr Ver- 
antwortung bei der Polizei“ wieder öffentliche Aufmerksamkeit fürs 
Thema. Bundespolitisch aufgegriffen wurden die Forderungen im Zu- 
sammenhang mit dem ersten NSU-Untersuchungsausschuss des Bun- 
destages: SPD, Grüne und Linke plädierten in ihren Sondervoten zum 
Abschlussbericht für die Einrichtung von Polizeibeschwerdestellen; in 
den gemeinsamen Teil schaffte es allerdings nur die Empfehlung zur 
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Stärkung einer „Fehlerkultur“.' Bereits zuvor hatten insbesondere grüne 
und linke Oppositionen in mehreren Bundesländern Vorschläge für un- 
abhängige Polizeibeauftragte oder -kommissionen vorgelegt.” Auf Bun- 
desebene legte die grüne Fraktion im Februar 2016 den Entwurf für ein 
Bundespolizeibeauftragtengesetz vor, der jedoch - trotz NSU - relativ 
geschlossen von der Großen Koalition abgelehnt wurde.’ 


Vielfältige Modelle 


Recht unterschiedlich sind die Vorstellungen davon, wie eine unabhän- 
gige Polizeikontrolle im Detail ausgestaltet sein soll. Während manche 
Vorschläge das Mandat solcher Stellen schwerpunktmäßig bei der Un- 
tersuchung von Misshandlungsvorwürfen sehen,* geht es anderen pri- 
mär um den Schutz vor Diskriminierung? oder auch ganz allgemein um 
den Schutz der Grundrechte und die Ausübung der parlamentarischen 
Kontrolle des Polizeiwesens.° Entsprechend sollen sich einerseits nur 
von polizeilichem Handeln Betroffene mit Beschwerden an solche Stellen 
richten können, oder aber andererseits auch Polizeibedienstete. In orga- 
nisatorischer Hinsicht konkurrieren Vorschläge für divers besetzte und 
eng an die Zivilgesellschaft angebundenen Kommissionen mit Modellen 
von Polizeibeauftragten, die ihren Stab alleine leiten. Mal sollen sie 
Oberste Landesbehörden, mal Hilfsorgane der Parlamente sein. Unter- 
schiedlich sind auch die Vorstellungen zum Verhältnis gegenüber 
Staatsanwaltschaft und Disziplinarrecht: Während manche Stimmen 
lediglich wollen, dass nach Abschluss eigener Untersuchungen nur Emp- 
fehlungen abgegeben werden, schlagen andere vor, dass die Beschwerde- 


1 siehe zum geschichtlichen Rückblick mit Literaturnachweisen Töpfer, E.: Unabhängige 
Polizeibeschwerdestellen. Eckpunkte für ihre Ausgestaltung, Berlin 2014, S. 7ff. 

2 vgl. Aden, H.: Polizeibeauftragte und Beschwerdestellen in Deutschland. Erfolgsbedin- 
gungen und neue Trends in den Ländern, in: vorgänge 2013, H. 204, S. 10-20 

3 BT-Drs. 18/7616, 18/7617 und 18/7618 v. 19.2.2016 

4 Amnesty International; Humanistische Union; Internationale Liga für Menschenrechte; 
Komitee für Grundrechte und Demokratie; Republikanischer Anwältinnen- und Anwäl- 
teverein: Kriterien für eine unabhängige Kontrollinstanz zur Untersuchung von Polizei- 
gewalt, 2012 

5 Büro zur Umsetzung von Gleichbehandlung: Konzept für die Einrichtung unabhängiger 
Polizeibeschwerdestellen, Berlin 2016 

6 Humanistische Union: Gesetzentwurf zur Institutionalisierung eines Polizeibeauftragten 
konzipiert als idealtypischer Musterentwurf für Bundespolizei & Bundeskriminalamt, 
Berlin 2008 
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stellen Ermittlungen und Disziplinarverfahren überwachen können, 
oder, so der Autor, ein Zwei-Säulen-Modell bei dem Ombudsstellen 
neben unabhängigen strafrechtlichen Ermittlungsstellen existieren. 

Nicht eindeutig ist auch, was eigentlich „unabhängig“ meint: So 
steht einerseits die Forderung im Raum, dass Beschwerdestellen nicht 
an die Exekutive gebunden sein dürften, wohingegen etwa Amnesty 
International in Anlehnung an die ständige Rechtsprechung des Europä- 
ischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) lediglich empfiehlt, 
dass sie „nicht über hierarchische oder institutionelle Verbindungen zur 
Polizei verfügen“ sollten.” Wo aber die Grenzen zu ziehen sind, dazu 
gibt auch der EGMR recht widersprüchliche Antworten: Mehrfach hat 
das Gericht zwar inzwischen klargestellt, dass die reine Sachleitung der 
Staatsanwaltschaft über kriminalpolizeiliche Ermittlungen keine hinrei- 
chende Garantie für unabhängige Ermittlungen darstellt. Während die 
Straßburger RichterInnen aber etwa die Unabhängigkeit der Sonderer- 
mittlerInnen des tschechischen Polizeiinspekteurs infragestellten,® weil 
diese weiterhin im Verantwortungsbereich des Innenministeriums ope- 
rieren, sahen sie keine hinreichend engen Verbindungen zwischen er- 
mittelnden KriminalbeamtInnen und beschuldigten Bereitschaftspolizis- 
tInnen des Münchener Polizeipräsidiums, um an der Zuverlässigkeit und 
Effektivität der Ermittlungen zu zweifeln.” 

Legt man angesichts der vielfältigen Modelle und begrifflichen Un- 
schärfen zunächst ein weites Verständnis von unabhängig im Sinne von 
polizeiextern zugrunde, existieren in Deutschland zur Zeit drei Typen 
von Beschwerde- bzw. Ermittlungsstellen: Erstens, exekutive Beschwer- 
destellen der Innenministerien in Sachsen-Anhalt, Niedersachsen, Sach- 
sen und Thüringen, zweitens, polizeiexterne Ermittlungsstellen der 
Innenbehörden von Hamburg und Bremen und, drittens, Landespolizei- 
beauftragte in Personalunion mit Bürgerbeauftragtenstellen der Landta- 
ge in Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg. 


7 Amnesty International: Positionspapier „Unabhängige Untersuchungsmechanismen in 
Fällen von rechtswidriger Polizeigewalt in Deutschland“, 2010, S. 5 

8 EGMR: Kummer v. Czech Republic, Nr. 47274/15, Urteil v. 9.11.2017, Rn. 83ff. 

9 EGMR: Hentschel and Stark v. Germany, Nr. 47274/15, Urteil v. 9.11.2017, Rn. 85 
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Exekutive Beschwerdestellen 


Als erste der Beschwerdestellen in einem Innenministerium wurde am 
1. September 2009 die Zentrale Beschwerdestelle Polizei unter einer 
schwarz-roten Landesregierung in Sachsen-Anhalt eingerichtet. Kursier- 
te ursprünglich die Idee, die Stelle beim Landespräventionsrat anzusie- 
deln, wurde sie letztlich im Innenministerium eingerichtet - allerdings 
räumlich getrennt, um Distanz gegenüber der Polizeiabteilung des Mi- 
nisteriums zu signalisieren. Ihr Mandat wurde inzwischen mehrfach 
erweitert: Seit Oktober 2017 ist sie nicht nur für Beschwerden gegen die 
Polizei, sondern im gesamten Geschäftsbereich des Ministeriums zu- 
ständig und firmiert inzwischen unter dem Namen „Zentrale Beschwer- 
destelle - Korruptionsprävention — Informationssicherheit“. Ende 2016 
beschäftigte die Stelle sechs Personen, davon drei im eigentlichen Be- 
schwerdemanagement. Das Beschwerdeaufkommen bewegt sich zwi- 
schen 258 (2011) und 437 (2014) und betrug zuletzt 394 (2016).'° 

Am 1. Juli 2014 folgte Niedersachen. Mit der Einrichtung der Be- 
schwerdestelle setzte SPD-Innenminister Boris Pistorius eine Vereinba- 
rung aus dem rot-grünen Koalitionsvertrag von 2013 um. Von Anfang an 
war die Beschwerdestelle für den gesamten Geschäftsbereich des In- 
nenministeriums zuständig, so dass Eingaben zur Polizei nur einen Teil 
des Beschwerdeaufkommens ausmachen. Die Zahl der Beschwerden 
blieb weitgehend gleich: Im zweiten Halbjahr 2014 wurden 341 (davon 
224 gegen Polizei) eingereicht, in den ganzen Jahren 2015 und 2016 
waren es 630 (385) bzw. 634 (375). Die im Herbst 2017 an die Macht 
gekommene rot-schwarze Koalition plant nun den Umbau der Be- 
schwerdestelle „in ein Qualitätsmanagement für die gesamte Landes- 
verwaltung“,'' was manche BeobachterInnen als Zeichen dafür deuten, 
dass man die Stelle eigentlich abwickeln möchte. 

In Sachsen nahm die Beschwerdestelle am 5. Januar 2016 ihre Tätig- 
keit im Innenministerium mit vier Mitarbeitenden auf - hier in Umset- 
zung der Koalitionsvereinbarung zwischen CDU und SPD von 2014. 
Nachdem dort im ersten Tätigkeitsjahr 219 Beschwerden eingegangen 


10 Zahlen aus den Jahresberichten Zentralen Beschwerdestelle der sächsischen Polizei: 
https://zentralebeschwerdestelle.sachsen-anhalt. de/zentrale-beschwerdestelle/jahres- 
berichte/ 

11 Koalitionsvereinbarung zwischen SPD und CDU in Niedersachsen für die 18. Wahlperi- 
ode des Niedersächsischen Landtages 2017 bis 2022, Hannover 2017, S. 35 
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waren, sank das Aufkommen 2017 auf 202 Vorgänge.'” Wenig ermuti- 
gend waren Meldungen, dass Strafverfahren gegen einzelne Beschwerde- 
führerInnen eröffnet wurden, nachdem von Beschwerden betroffene 
PolizistInnen deren Personendaten im Rahmen der Vorgangsbearbeitung 
durch die Beschwerdestelle erhalten und Anzeige erstattet hatten.'” In 
Thüringen wurde, wie vage im rot-rot-grünen Koalitionsvertrag von 
2014 vereinbart, am 1. Dezember 2016 eine „Polizeivertrauensstelle“ 
beim Innenministerium eingerichtet. Ähnlich wie ihr Pendant in Sach- 
sen-Anhalt ist auch sie vom Ministerium räumlich getrennt im Landes- 
amt für Statistik untergebracht. '* 

Gemeinsam ist den vier Stellen, dass sie als Stabsstellen direkt den 
Innenstaatssekretären unterstellt sind und damit jenseits von Polizei 
und der Polizeiabteilung im Ministerium operieren sollen. Das Personal, 
immer im einstelligen Bereich, rekrutiert sich in der Regel aus der Ver- 
waltungsbeamtenschaft der Innenbehörden oder dem Polizeivollzugs- 
dienst. Unterschiede gibt es im Mandat: Während die Stellen in Sachsen- 
Anhalt, Niedersachsen und Sachsen sowohl Eingaben von BürgerInnen 
als auch aus dem Polizeiapparat bearbeiten, ist die Thüringer Stelle nur 
für BürgerInnenbeschwerden zuständig. In Sachsen-Anhalt wiederum ist 
sie nur für Dienstaufsichtsbeschwerden zuständig und leitet Fachauf- 
sichtsbeschwerden sofort an die zuständigen Dienststellen weiter, wäh- 
rend die anderen Stellen auch Fachaufsichtsbeschwerden entgegenneh- 
men. Keine der Stellen hat allerdings Befugnisse, eigenständige Untersu- 
chungen anzustrengen; immer ist man bei der Klärung eines Sachverhal- 
tes auf die Auskünfte von beteiligten PolizistInnen oder ihrer Vorgesetz- 
ten angewiesen. Alle disziplinar- oder strafrechtlichen Vorgänge werden 
an die Dienststellenleitung bzw. die Staatsanwaltschaft weitergegeben. 
Somit können sie als „Instrument für die Qualitätssicherung“ zwar die 
Funktion eines zentralen Indikators für eventuelle Missstände für In- 
nenministerium und Polizeiführung erfüllen, zur Abhilfe von Beschwer- 
den können sie aber allerhöchstens ein Gespräch vermitteln. Es über- 
rascht daher nicht, dass im Rahmen der jüngsten „Zufriedenheitsbefra- 


12 Staatsministerium des Innern Freistaat Sachsen: Jahresbilanz der Zentralen Beschwerde- 
stelle der sächsischen Polizei, Pressemitteilung v. 20.02.2018 

13 Leipziger Volkszeitung v. 31.3.2017 

14 MDR Thüringen v. 6.12.2017 
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gung“ in Sachsen-Anhalt etwa 40 Prozent der antwortenden Beschwer- 
deführerInnen angaben, sich nicht ernst genommen zu fühlen.'’ 


Polizeiexterne Ermittlungen in den Stadtstaaten 


Wirklich strafrechtlich ermitteln hingegen das polizeiexterne Dezernat 
Interne Ermittlungen (D.l.E.) in Hamburg und der Abschnitt Interne 
Ermittlung in Bremen. Das D.LE. existiert bereits seit dem 1. Februar 
1995.'° Es war damals unter dem Eindruck des Hamburger Polizeiskan- 
dals eingerichtet worden und hat, anders als die Hamburger Polizei- 
kommission, bis heute überlebt. Seitdem ist die Einheit unverändert 
zuständig für Korruptions- und andere Amtsdelikte nicht nur in den 
Reihen der Polizei, sondern der gesamten Landesverwaltung. '’ Seit Ab- 
schluss ihrer Aufbauphase hat die Sondereinheit zwischen 40 und knapp 
50 MitarbeiterInnen in Vollzeit, davon etwa ein Dutzend für operative 
Maßnahmen wie zum Beispiel Observationen oder verdeckte Ermittlun- 
gen.'? Sie unterstehen direkt dem Staatsrat der Innenbehörde und sind 
der Staatsanwaltschaft gegenüber weisungsgebunden. Das Personal re- 
krutiert sich aus der Hamburger Kriminal- und Schutzpolizei und kann 
allerhöchstens zehn Jahre - im Bereich Amtsdelikte neun Jahre - im 
D.I.E. arbeiten, bevor es wieder in den Polizeidienst zurückkehrt.'? Da- 
mit, so hieß es, soll deutlich gemacht werden, dass die Tätigkeit im 
D.IL.E. kein Makel ist, sondern ein positiver „Karrierebaustein“.” 
Zwischen 2011 und 2015 hat das D.LE. jährlich zwischen 671 und 
750 Verfahren geführt, bei denen Beschuldigte ermittelt werden konn- 
ten. Davon richteten sich zwischen 189 (2015) und 262 (2011) Verfah- 
ren gegen PolizistInnen; bei der überwältigenden Mehrheit ging es um 
den Vorwurf der Körperverletzung im Amt. In den allermeisten Fällen 
wurden die Verfahren mangels hinreichenden Tatverdachts nach $ 170 


15 Zentrale Beschwerdestelle: Jahresbericht 2017 der Zentralen Beschwerdestelle, Magde- 
burg 2018, S. 33f. 

16 Menzel, T.: Dezernat Interne Ermittlungen. Die Bearbeitung von Amtsdelikten und 
Polizeisachen. In: Polizei-heute 1996, H. 2, S. 46-53 

17 Daneben kann das D.LE. auch bei strafrechtlichen Vorwürfen gegen PolizistInnen au- 
ßerhalb des Dienstes ermitteln, wenn diese besonders schwer wiegen oder das öffentli- 
che Ansehen der Polizei zu beschädigen drohen. 

18 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg: Drs. 21/6440 v. 1.11.2016 

19 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg: Drs. 20/7040 v. 5.3.2013 

20 Menzel, T. a.a.O. (Fn. 19), S. 48 
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Abs. 2 StPO von der Staatsanwaltschaft eingestellt. Zu Verurteilungen 
wegen Körperverletzung im Amt kam es nur im niedrigen einstelligen 
Bereich; allerdings schweigt sich die Statistik darüber aus, ob dies Poli- 
zistInnen betraf oder andere AmtsträgerInnen.”' Ein ähnliches Bild zeigt 
sich bei den Ermittlungen des D.l.E. im Gefolge des G20-Gipfels in 
Hamburg: Eine 15-köpfige Sonderkommission führte bis Mitte Mai 2018 
155 Ermittlungsverfahren, 121 von ihnen wegen mutmaßlicher Körper- 
verletzung im Amt. 52 Verfahren waren zu diesem Zeitpunkt bereits 
mangels Tatverdacht eingestellt.” 

Nach dem Vorbild des D.I.E. wurde in Bremen 2009 der Abschnitt 
Interne Ermittlungen beim Innensenator eingerichtet. Auch dort unter- 
stehen die ErmittlerInnen unmittelbar dem Staatsrat und sind gegenüber 
der Staatsanwaltschaft weisungsgebunden. Zwar obliegt die Strafverfol- 
gung von Korruptionsdelikten in Bremen der gleichfalls beim Innensena- 
tor angesiedelten Zentralen Antikorruptionsstelle, allerdings ist das 
Referat mit nur drei MitarbeiterInnen - ein Jurist als Referatsleiter und 
zwei KriminalbeamtInnen für die Sachbearbeitung - immer noch deut- 
lich kleiner als sein Hamburger Pendant.” Gleichwohl haben die Inter- 
nen ErmittlerInnen jährlich eine Anzahl von Verfahren im unteren 
dreistelligen Bereich zu bewältigen, die sich überwiegend auf Polizeibe- 
dienstete beziehen, was die Frage aufwirft, wie gründlich ausermittelt 
werden kann. Die große Mehrheit der Verfahren wird auch hier von der 
Staatsanwaltschaft mangels hinreichenden Tatverdachts eingestellt.”* 

Inzwischen versucht sich Bremen an einem absoluten Novum: Im 
rot-grünen Koalitionsvertrag von 2015 hatte man vereinbart, die Ermitt- 
lungen gegen PolizeibeamtInnen vom Innen- in das Justizressort zu 
überführen, „um jeglichen Anschein von Voreingenommenheit im Vor- 
herein auszuschließen“.’”° Im Oktober 2016 legte der Senat der Innende- 
putation einen Gesetzentwurf zur Änderung des Bremischen Polizeige- 
setzes zur Beratung vor, die durch die Umsiedlung der Internen Ermitt- 
lungen als Dienststelle der Staatsanwaltschaft Bremen quasi eine Art 


21 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg: Drs. 21/6440 v. 1.11.2016 

22 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg: Drs. 21/12897 v. 29.5.2018 

23 www.inneres.bremen.de/inneres/innere_sicherheit/interne_ermittlungen-12215 

24 so zumindest die Zahlen von 2010 bis 2013; vgl. Bremische Bürgerschaft: Drs. 18/1109 
v. 29.10.2013 

25 Vereinbarung zur Zusammenarbeit in einer Regierungskoalition für die 19. Wahlperiode 
der Bremischen Bürgerschaft 2015 - 2019, S. 80 
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Sonderstaatsanwaltschaft für Amtsdelikte unter Fachaufsicht des Justiz- 
senators schaffen soll.” Unklar ist seitdem aber, wie die Personalrekru- 
tierung und -entwicklung einer solchen Dienststelle funktionieren soll, 
da den KriminalbeamtInnen der Internen Ermittlungen ein Aufstieg in 
staatsanwaltschaftliche Funktionen versperrt ist.”” Ob und wie die Hür- 
den auf dem Weg zur Einrichtung einer ersten Stelle zur strafrechtlichen 
Ermittlung mutmaßlicher Polizeidelikte außerhalb einer Innenbehörde 
gelöst werden können, wird sich hoffentlich in naher Zukunft zeigen. 


Polizeibeauftragte der Landtage 


Nicht die strafrechtliche Ermittlung, sondern Moderation und Mediation 
stehen im Zentrum des Modells Landespolizeibeauftragte. Pionier war 
dabei Rheinland-Pfalz, wo am 18. Juli 2014 das Amt des seit 1974 exis- 
tierenden Bürgerbeauftragten des Landestages um die Funktion eines 
unabhängigen und weisungsfreien Polizeibeauftragten erweitert wurde. 
Überraschenderweise ging die rot-grüne Koalition damit über den im 
Koalitionsvertrag von 2011 vereinbarten Kompromiss einer Beschwerde- 
stelle im Innenministerium hinaus und näherte sich der ursprünglichen 
Forderung der Grünen an, eine unabhängige Polizeibeschwerdestelle 
beim Landtag einzurichten. Ausschlaggebend für das Umdenken der 
SPD dürfte gewesen sein, dass die GdP zuvor einen eigenen Gesetzent- 
wurf für einen Polizeibeauftragten vorlegt hatte. Das neu geschaffene 
Amt soll das „partnerschaftliche Verhältnis zwischen Bürger und Poli- 
zei“ stärken. Hierfür sollen BürgerInnen „im Dialog mit der Polizei“ 
unterstützt und Beschwerden bearbeiten werden, die „ein persönliches 
Fehlverhalten einzelner Polizeibeamter oder die Rechtswidrigkeit einer 
polizeilichen Maßnahme“ behaupten.”® Darüber hinaus aber sollen - wie 
von der GdP vorgeschlagen - auch Eingaben aus dem Polizeiapparat 
bearbeitet werden. Der rheinland-pfälzische Bürgerbeauftragte war - 
ähnlich wie seine Kollegen in Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen 
- schon zuvor zuständig für Beschwerden gegen die rechtswidrige oder 


26 Innendeputation der Freien und Hansestadt Bremen: Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Bremischen Polizeigesetzes v. 12.10.2016 

27 Der Senator für Inneres Bremen: Vorlage für die Sitzung der staatlichen Deputation für 
Inneres am 20. Oktober 2016, Vorlage 19/85 v. 17.10.2016 

28 $$ 16 und 19 Landesgesetz über den Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz und 
den Beauftragten für die Landespolizei 
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unzweckmäßige Erledigung von BürgerInnenangelegenheiten durch die 
Landesverwaltung, allerdings hatten Beschwerden gegen die Polizei nur 
eine untergeordnete Rolle gespielt. Doch bereits am Ende des ersten 
Tätigkeitjahres berichtete der rheinland-pfälzische Bürger- und Polizei- 
beauftragte, damals Dieter Burgard, ein ehemaliger Landtagsabgeordne- 
ter der SPD, von einer Vervierfachung der Beschwerden in diesem Be- 
reich.”” Am 29. April 2018 übernahm die ehemalige Vizepräsidentin des 
Landtags, Barbara Schleicher-Rothmund (SPD), das Amt. 

Dem Vorbild von Rheinland-Pfalz folgend, beschlossen auch die 
Landtage von Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein im Februar 
beziehungsweise Juni 2016 die Einrichtung von Landespolizeibeauftrag- 
ten. In beiden Fällen sind die Landespolizeibeauftragten in Personaluni- 
on auch Bürgerbeauftragte der Landtage. In Baden-Württemberg wurde 
das Amt gänzlich neu geschaffen. Aufgrund des Regierungswechsels von 
grün-rot zu grün-schwarz mit deutlicher Verzögerung wählte der Land- 
tag in Stuttgart am 1. Dezember 2016 den ehemaligen Präsidenten des 
Polizeipräsidiums Aalen, Volker Schindler, ins Amt. Im Februar 2017 
nahm er seine Arbeit auf. In Schleswig-Holstein übernimmt die seit 
1994 existierende Bürgerbeauftragte für soziale Angelegenheiten die 
neue Aufgabe seit dem 1. Oktober 2016. Sie ist zugleich auch Antidis- 
kriminierungsstelle und Ombudsperson für die Kinder- und Jugendhilfe 
des Landes. Amtsinhaberin ist die Juristin Samiah El Samadoni. 

Eine Besonderheit ist die Möglichkeit, dass auch Angehörige der Po- 
lizei sich mit Eingaben zu „Vorgängen aus dem innerpolizeilichen Be- 
reich“ an die Polizeibeauftragten wenden können. Obwohl häufig auf das 
Vorbild des Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages verwiesen 
wird, müssen die Polizeibeauftragten jedoch hierbei nicht nur Eingaben 
nachgehen, die auf eine Verletzung von Grundrechten der BeamtInnen 
oder der Grundsätze der Inneren Führung schließen lassen.°” Vielmehr 
können Eingaben, so die Begründung des Gesetzentwurfes aus Rhein- 
land-Pfalz, recht allgemein „nicht nur dienstliche, sondern auch im 
dienstlichen Kontext stehende soziale oder persönliche Konfliktsituatio- 
nen zum Gegenstand haben“.?' Entsprechend stammen beim rheinland- 


29 Der Beauftragte für die Landespolizei Rheinland-Pfalz: Tätigkeitsbericht 2014/15, 
Mainz, S. 45 

30 vgl. $ 1 Abs. 3 des Wehrbeauftragtengesetzes 

31 Landtag Rheinland-Pfalz: Drs. 16/2739 v. 12.9.2013 
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pfälzischen Polizeibeauftragten zwischen 35 und 40 Prozent der etwa 80 
bis 100 Beschwerden, die pro Jahr eingehen, von PolizistInnen, die etwa 
Probleme mit Versetzungen oder mangelnder Beförderung beklagen.” In 
Schleswig-Holstein überwiegt der Anteil der Eingaben aus der Polizei 
sogar deutlich: Bis Mitte Juli 2018 gingen 253 Eingaben aus der Polizei 
ein, im Vergleich zu 73 BürgerInnenbeschwerden.”” Ob es dabei um 
ähnliche Themen geht wie in Rheinland-Pfalz oder die hohe Zahl im 
Zusammenhang mit der Kritik an der Polizeischule und am Landeskri- 
minalamt steht, ist nicht bekannt. Fest steht aber, dass die Polizeibeauf- 
tragten in erheblichem Maße als Anlaufstelle von unzufriedenen Polizis- 
tInnen genutzt werden. 

Gemeinsam ist allen drei Landespolizeibeauftragten, dass sie ange- 
halten sind, auf eine „einvernehmliche Erledigung“ der Angelegenheiten 
hinzuwirken und somit dem Prinzip der Mediation verpflichtet sind. 
Allerdings können sie in Fällen, bei denen sie Rechtsverletzungen er- 
kennen, auch die Innenministerien zur Stellungnahme auffordern; in 
begründeten Fällen und mit Einverständnis der BeschwerdeführerInnen 
können sie auch die für Disziplinar- oder Strafverfahren zuständigen 
Stellen informieren. Lediglich in Schleswig-Holstein ist allerdings die 
praktische Unabhängigkeit der Beauftragten bei der Aufklärung von 
Sachverhalten gesichert: Sie hat Auskunfts-, Akteneinsichts- und Zu- 
gangsrechte gegenüber allen Dienststellen und Einrichtungen der Poli- 
zei, wohingegen die Stellen in Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg 
nur vom Innenministerium Auskunft verlangen dürfen. °* 

In welchem Umfang die schleswig-holsteinische Beauftragte von ih- 
ren Rechten Gebrauch machen kann, ist jedoch fraglich. Denn ebenso 
wie die Kollegin in Rheinland-Pfalz, wo nur zwei Kräfte die Beschwerden 
bearbeiten, ist sie trotz des breiten Mandats personell äußerst schwach 
aufgestellt: Eine Sachbearbeiterin und eine Referentin in Vollzeit arbei- 
ten in Kiel für die Landespolizeibeauftragte.” 


32 vgl. Der Beauftragte für die Landespolizei Rheinland-Pfalz: Tätigkeitsberichte 2014/15 
(S. 17-20), 2015/16 (S. 8), 2016/17 (8. 7) 

33 Auskunft der Beauftragten für die Landespolizei per Email v. 18.7.2018. 

34 siehe $ 22 Bürger- und Polizeibeauftragtengesetz Rheinland-Pfalz, $ 20 Bürgerbeauftrag- 
tengesetz Baden-Württemberg sowie $ 16 Bürger- und Polizeibeauftragtengesetz 
Schleswig-Holstein 

35 Für Baden-Württemberg sind keine Details zum Personal bekannt. 
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Bürgerrechte & Polizei/CILIP 116 (Juli 2018) 


Sächsische HilfspolizistInnen 
Sicherheitswacht, Wachpolizei, Ortspolizei 
von Florian Krahmer 


Sachsen versucht den jahrelangen Personalabbau bei der Polizei 
mit ehrenamtlichen PolizeihelferInnen und angestellten Hilfspoli- 
zistInnen zu kompensieren - eine Art Just-in-time-Sicherheitspro- 
duktion. 


Seit Jahren sind Bund und Länder entsprechend des Dogmas der 
„Schwarzen Null“ bestrebt, Personalkosten einzusparen. Eine besondere 
Belastung für den Staatshaushalt wird dabei im Beamtenstatus gesehen. 
Bevor PolizeibeamtInnen eingesetzt werden können, müssen sie drei 
Jahre ausgebildet werden; und sobald sie den Beamtenstatus erreicht 
haben, sind sie praktisch unkündbar, selbst wenn gesundheitliche Ein- 
schränkungen nur noch eine Verwendung für den Innendienst zulassen. 

Dementsprechend hat Sachsen seit Anfang der 2000er Jahre begon- 
nen, den Personalbestand bei der Landespolizei Schritt für Schritt abzu- 
bauen. Um das zu erreichen, wurden jeweils weniger PolizeibeamtInnen 
ausgebildet, als im gleichen Jahr in den Ruhestand gingen. Die Umset- 
zung erfolgte zunächst im Rahmen des „Stellenabbauplans“.' Ab 2011 
wurde der Abbau durch die sogenannte Polizeireform „Polizei.Sachsen. 
2020“ weiter konkretisiert und mit einer Strukturveränderung des Ver- 
waltungsaufbaus der Polizei untersetzt. 2002 hatte die sächsische Polizei 
noch rund 15.550 Bedienstete, 2016 nur mehr 12.900.? 

Diese massive Reduktion des Personals stützte sich jedoch nicht auf 
eine Bedarfs- oder Aufgabenanalyse, sondern ausschließlich auf Annah- 


1 Stellenabbauberichtt der Sächsischen Staatsregierung zum Staatshaushaltsplan 
2003/2004, Sächsischer Landtag (LT) Drs. 3/8935 v. 25.7.2003 

2 s. Fachkommission zur Evaluierung der Polizei des Freistaates Sachsen: Abschlussbe- 
richt, LT-Drs. 6/3932 v. 19.1.2016 sowie Antwort der Staatsregierung auf eine Anfrage 
von Enrico Stange (Linke), LT-Drs. 6/5836 v. 19.8.2016 
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men über die Entwicklung der Staatseinnahmen: Das sogenannte „Seitz- 
Gutachten“? von 2004 ging davon aus, dass die sächsische Bevölkerung 
bis 2020 auf 3,7 Mio. EinwohnerInnen sinken würde und damit auch ein 
Rückgang der Steuereinahmen zu erwarten sei. Zudem würden sich die 
Haushaltsprobleme des Landes durch den vermuteten ersatzlosen Weg- 
fall des Länderfinanzausgleichs und des Solidaritätszuschlags weiter 
verschärfen. Um dem Rechnung zu tragen, müsse Sachsen seine Polizei- 
dichte pro 100.000 EinwohnerInnen derer der „finanzschwachen Flä- 
chenländer West“ (Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Niedersachsen, 
Saarland) angleichen und folglich das polizeiliche Personal reduzieren. 

Die Prognosen aus dem „Seitz-Gutachten“ erwiesen sich in jeder 
Hinsicht als falsch: 2016 hatte Sachsen noch rund 4 Mio. Einwohnerln- 
nen,* die Steuereinnahmen sanken nicht, sondern stiegen, und auch der 
„Soli“ ist bisher nicht weggefallen. Die Aufgaben und die Arbeitsbelas- 
tung der Polizei sind jedoch nicht zurückgegangen und die Effekte des 
Personalabbaus sind mittlerweile greifbar: Die angesammelten Über- 
stunden bei der sächsischen Polizei haben sich von 2014 bis Oktober 
2017 mehr als verdoppelt (von 71.400 auf 154.500).° Die Verkehrskon- 
trollen zur Überwachung der Geschwindigkeit wurden von 34.200 im 
Jahr 2000 auf 8.700 im Jahre 2017 heruntergefahren.® 

Nachdem sich die Arbeitsbelastung der Polizei aufgrund der „Flücht- 
lingskrise“ weiter zuspitzte, beschloss das Innenministerium das Perso- 
nal wieder aufzustocken und verkündete - gestützt auf die Empfehlun- 
gen einer „Fachkommission zur Evaluierung der Polizei“’ - eine Ziel- 
größe von 14.000 Stellen. Das Ministerium ist nun auf der Suche nach 
Instrumenten, um den Personalengpass kurzfristig zu überbrücken, bis 
die neue Zielgröße erreicht ist. Nachfolgend sollen drei sächsische Lö- 


3 Seitz, H.: Demographischer Wandel in Sachsen: Teilprojekt: Analyse der Auswirkungen 
des Bevölkerungsrückgangs auf die Ausgaben und Einnahmen des Freistaates Sachsen 
und seiner Kommunen. Endbericht, Dresden März 2004 

vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen - AI1-vj2/16 

LT-Drs. 6/11134 v. 29.11.2017 

LT-Drs. 6/4715 v. 22.4.2016 

Fachkommission a.a.O. (Fn. 2): Die Kommission bezog sich erneut auf die fehlerhafte 
Berechnungsgrundlage des Seitz-Gutachtens. Um jedoch zu einem etwas anderen Ergeb- 
nis zu kommen, wurde nun ein Faktor aus Kriminalitätsbelastung nach Polizeilicher 
Kriminalstatistik und Unfallaufkommen einberechnet - ein absurdes Vorgehen, da be- 
kanntlich die Zahl registrierter Straftaten mit der Präsenz der Polizei sinkt oder steigt 
(https://de.wikipedia.org/wiki/Lüchow-Dannenberg-Syndrom). 
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sungen vorgestellt werden, die teilweise schon etwas älter sind, nun aber 
wieder neu aufgelegt werden: der Rückgriff auf ehrenamtliche Polizeihel- 
ferInnen und auf angestellte HilfspolizistInnen, die mit weitreichenden 
Befugnissen ausgestattet werden. Diese Lösungen sind alle mindestens 
verfassungsrechtlich bedenklich. 


Die Sächsische Sicherheitswacht (SäSiWa) 


Seit 1999 gibt es in Sachsen wie in einigen andern Bundesländern? die 
Sicherheitswacht, eine Truppe von ehrenamtlichen HelferInnen, die die 
Polizei durch zusätzliche Streifengänge unterstützen. Deren Zahl stieg 
von anfangs 157 auf 653 im Jahre 2010 und hat sich seit 2015 bei rund 
460 eingependelt.” Sie erhalten für ihre Tätigkeit eine Aufwandsent- 
schädigung von sechs Euro pro Stunde. Dabei ist die Anzahl der maxi- 
mal möglichen Stunden pro Monat so angepasst, dass sie nicht auf den 
Hartz-IV-Regelsatz angerechnet werden kann. 

SicherheitswächterInnen müssen mindestens 18 Jahre alt sein, einen 
„guten Leumund“ besitzen und die Gewähr bieten, „jederzeit für die 
freiheitlich-demokratische Grundordnung einzutreten“. Letzteres wird 
anhand der polizeilichen Auskunftssysteme sowie durch eine Abfrage 
beim Bundesbeauftragten für die Stasi-Unterlagen überprüft. Zudem 
müssen die BewerberInnen eine Erklärung unterzeichnen, dass sie kei- 
ner extremistischen Organisation angehören und auch keine unterstüt- 
zen.!° Nach der Überprüfung der Eignung erfolgt eine 50-stündige Aus- 
bildung, die mit einer Prüfung abgeschlossen wird. 

Die Uniformen der SäSiWa-Angehörigen ähneln denen der sächsi- 
schen PolizeibeamtInnen. Als Ausrüstung erhalten sie ein Funkgerät 
und Pfefferspray. In den einzelnen Polizeirevieren werden sie von spezi- 
ellen PolizeibeamtInnen betreut. Diese BürgerpolizistInnen legen Zeiten 
und Routen der SäSiWa-Streifen fest oder werden bei ihrer eigenen 
Streifentätigkeit von SicherheitswächterInnen begleitet. 

Das Sicherheitswacht-Gesetz (SächsSWG) regelt die Befugnisse, die 
weit über die in $ 127 der Strafprozessordung festgehaltenen „Jeder- 
mannsrechte“ hinausgehen. Sie dürfen Befragungen durchführen, Platz- 


8 Schmidt, D.; Steiner, M.: Bürgerbeteiligung in Bayern und Sachsen - am Beispiel der 
Sicherheitswachten der PD Augsburg und Chemnitz, Münster 2003, S. 3 

9 s.u.a. LT Drs. 6/2567 v. 23.9.2015 

10 Burzinski, M.: Sächsische Sicherheitswacht: Ist sie wegzudenken?, Dresden 2003, S.68ff. 
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verweise erteilen, Gegenstände sicherstellen und die Identitätsfeststel- 
lungen vornehmen - auch indem „die Person ... festgehalten und zu 
einer Polizeidienststelle gebracht“ wird ($ 5 Abs. 3 SächsSWG). Dabei 
kann auch einfache körperliche Gewalt angewendet werden ($ 9 Abs. 1) 
- eine Befugnis, die ansonsten nur PolizeivollzugsbeamtInnen zu- 
kommt. 

Dass dies bisher zu keinen weiteren Öffentlichen Auseinanderset- 
zungen führte, mag damit zusammenhängen, dass die Sicherheitswäch- 
terInnen vom weitreichenden Umfang ihrer Befugnisse kaum Kenntnisse 
haben. Die Hälfte der von mir (im Rahmen meiner Promotion) befragten 
BürgerpolizistInnen'* erklärten, dass auch ihnen nicht bekannt ist, dass 
SicherheitswächterInnen die Befugnis zum Einsatz einfacher körperli- 
cher Gewalt haben, und dass sie auch nicht glauben, dass die SäSiWa- 
Angehörigen das dürften. Der andere Teil der Befragten kannte diese 
Befugnisse zwar, gab aber an, dass sie den SicherheitswächterInnen 
nicht mitgeteilt und auch nicht in der Ausbildung vermittelt würden, u. 
a. aus Sorge, sie könnten diese Befugnisse tatsächlich anwenden. 


Sächsische Wachpolizei 


Sachsen rekrutierte aber nicht nur ehrenamtliche PolizeihelferInnen, 
sondern produzierte mit der Wachpolizei auch eine Kategorie von ange- 
stellten HilfspolizistInnen mit weitreichenden Befugnissen. Das Wach- 
polizeidienstgesetz (SächsWachdienstG) wurde erstmals 2002 beschlos- 
sen. Es war zunächst bis 2004 befristet und wurde dann bis 2006 ver- 
längert. Ziel war, nach den Anschlägen des 11. September in New York 
kurzfristig zusätzliche Polizeibedienstete zum Objektschutz der Synago- 
gen in Sachsen und des Amerikanischen Konsulats in Leipzig einsetzen 
zu können. Die WachpolizistInnen waren Angestellte mit einem auf 
zwei Jahre befristeten Arbeitsvertrag. Nach einer zwölfwöchigen Ausbil- 
dung waren sie u. a. befugt zur Befragung von Personen, zur Identitäts- 
feststellung, zum Platzverweis, zur Ingewahrsamnahme, zur Durchsu- 


11 Fickenscher, G.: Bürger im Polizeidienst - Freiwillige Polizeidienste und Sicherheits- 
wachten, in: Stober, R. (Hg.): Jahrbuch des Sicherheitsgewerberechts 2007, Hamburg 
2008 

12 Von Herbst 2013 bis Sommer 2016 wurden u. a. neun qualitative Interviews mit Polizei- 
bediensteten geführt. Aufgrund der zugesicherten Vertraulichkeit können hier weder die 
Dienststelle der InterviewpartnerInnen noch das Datum des Interviews genannt werden. 
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chung von Personen und Sachen, zum Betreten von Wohnungen, zur 
Sicherstellung und Beschlagnahme sowie zum Eingriff in den fließenden 
Verkehr ($ 36 Abs. 1 der Straßenverkehrsordnung) - letzteres, um im 
Objektschutz herannahende Fahrzeuge anhalten zu können. Vor allem 
aber durften sie eine Schusswaffe tragen und gegebenenfalls auch ein- 
setzen ($ 4 Abs. 1 SächsWachG, 2002). Nachdem das akute Bedro- 
hungsgefühl vor terroristischen Anschlägen nachgelassen hatte, wurde 
das Gesetz 2006 nicht mehr verlängert. 

Als 2015 die Personalnot bei der sächsischen Polizei immer größer 
wurde, sorgte die sächsische Regierung für eine Neuauflage. Erneut 
wurden Personen nach einer zwölfwöchigen Ausbildung für zwei Jahre 
angestellt. Vorrangig sollten nun Personen angesprochen werden, die 
zuvor an den Einstellungsvoraussetzungen für die reguläre Polizeiaus- 
bildung gescheitert waren. Nach einem Jahr bei der Wachpolizei besteht 
dann die Möglichkeit, auf eine verkürzte Ausbildung zur PolizeibeamtIn 
($ 6 Abs. 3 SächsWachdienstG v. 2015). Hauptsächlich findet die Wach- 
polizei wie schon in den Jahren 2002 - 2006 ihre Verwendung im Ob- 
jektschutz. Zu bewachenden sind nun aber Flüchtlingsunterkünfte. Als 
weitere Aufgaben kamen die Bewachung (von in Gewahrsam befindli- 
chen oder festgenommenen) Personen sowie die Tatortsicherung hinzu. 

Die Befugnisse blieben die gleichen wie 2002. Auch an der Bewaff- 
nung mit Schlagstock und Pistole wurde nichts geändert. Die Wachpoli- 
zeiangestellten sind also wiederum wie PolizeivollzugsbeamtInnen zu 
hoheitlichen Eingriffen einschließlich der Anwendung von Zwang er- 
mächtigt. Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) kritisiert vor allem die 
Ausbildungszeit von nur 12 Wochen als zu kurz, um den sicheren Um- 
gang mit der Schusswaffe zu erlernen. Unglücklicherweise hat sich be- 
reits 2016 der erste Wachpolizist „während der Schießausbildung durch 


unbeabsichtigte Schussabgabe selbst verletzt (Streifschuss Bein)“. ' 


Ortspolizeibehörden 


Nach $ 64 des sächsischen Polizeigesetzes teilt sich die sächsische Poli- 
zei in mehrere Behörden auf. Die oberste ist die Landespolizei mit dem 
Innenministerium, darunter folgen die Kreis- und Ortspolizeibehörden, 
deren Leitung dem/der jeweiligen LandrätIn bzw. BürgermeisterIn einer 


13 LT-Drs. 6/7718 v. 26.1.2017 


86 


Gemeinde oder einer Stadt obliegt. In der Regel bedienen sich die Bür- 
germeisterInnen einer AmtsleiterIn, um die Behörde zu führen. Die 
Kreis- und Ortspolizeibehörden können einen Vollzugsdienst einrichten. 
Üblicherweise handelt es sich dabei um angestellt Tarifbeschäftigte in 
den untersten Gehaltsklassen, die keine eigenen Ausbildung für ihre 
Tätigkeit benötigen. Die Aufgaben, die ihnen das Innenministerium in 
seiner Verordnung „über die Wahrnehmung polizeilicher Vollzugsauf- 
gaben durch gemeindliche Vollzugsbedienstete“ übergeben hat, umfas- 
sen u. a. die „Überwachung des ruhenden Straßenverkehrs“, den „Schutz 
öffentlicher Grünanlagen, Erholungseinrichtungen, Kinderspielplätze ...“ 
und den „Schutz ... vor gefährlichen Hunden“.'* 

Seit einiger Zeit gehen die Gemeinden dazu über, ihren gemeindli- 
chen Vollzugsdienst mit immer mehr Befugnissen und Ausrüstungsge- 
genständen auszustatten. Als Begründung dient die fehlende Präsenz der 
Landespolizei und das sinkende Sicherheitsempfinden der Bevölkerung. 
Vorreiter ist dabei Dresden. Das Ordnungsamt der Stadt rüstete seine 
Vollzugsbediensteten mit CO2-Pistolen Typ Walther P99 RAM mit Pep- 
perball-Munition, Schreckschusspistolen Typ Walther P99, Schlagstö- 
cken, Pfefferspray, Protektoren für geschlossene Einheiten, Handschel- 
len und Schutzhunden aus. Andere Gemeinden ziehen mit mehr oder 
weniger martialischer Ausrüstung nach. 

Das Innenministerium als Aufsichtsbehörde der Ortspolizeibehör- 
den musste einige argumentative Verrenkungen machen, um zu begrün- 
den, weshalb solche Ausrüstungen zur Erfüllung der ortspolizeilichen 
Aufgaben notwendig sein sollen. Zum Verteilen von „Knöllchen“ bedarf 
es jedenfalls keiner Schreckschusspistole. Die Pistolen, so das Innenmi- 
nisterium, brauche es jedoch beim Schutze der Bevölkerung vor gefährli- 
chen Hunden.'” Schutzhunde, Schlagstock und Protektoren seien zum 
Schutz der Grünanlagen vor Beschädigung, Verunreinigung und miss- 
bräuchlicher Benutzung vor allem in den Nachtstunden erforderlich. Die 
Anwendung von Handschellen wird wiederum mit der Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten bei der Überwachung öffentlicher Plätze und 
Grünanlagen begründet. Die Anwendung von Zwangsmaßnahmen unter 
Zuhilfenahme der oben ausgeführten Hilfsmittel befindet sich mindes- 
tens in einer rechtlichen Grauzone. Bei Ordnungswidrigkeiten können 


14 LT-Drs. 6/10675 v. 9.10.2017 
15 LT-Drs. 6/10974 v. 6.11.2017 
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Personen angehalten und ihre Identität festgestellt werden. Nach $ 53 
Abs. 1 Ordnungswidrigkeitengesetz sind dabei Maßnahmen wie bei der 
Verfolgung von Straftaten möglich. Der einschlägige $ 163b Abs. 1 StPO 
bezieht sich aber allein auf PolizeibeamtInnen. 

Dass es bei der Ausstattung und Befugniserweiterung des gemeind- 
lichen Vollzugsdienstes in Dresden nicht darum geht, die bestehenden 
Aufgaben der Ortspolizei besser zu erfüllen, sondern darum, die Präsenz 
von PolizeibeamtInnen der Landespolizei vorzutäuschen, wird bei den 
Uniformen unübersehbar. Diese haben nicht wie bisher die Aufschrift 
„Ordnungsamt“, sondern „Polizei Behörde“, was rechtlich nicht falsch 
ist, aber eine Verwechslung zumindest in Kauf nimmt. Die Uniformen 
und der Tragegürtel mit Pistole und Schlagstock sind optisch identisch 
mit der Uniform und Ausrüstung der Landespolizei. Abgerundet wird 
das Erscheinungsbild mit Streifenwagen (VW-Transporter) der Ortspoli- 
zei Dresden in Blau-Weiß mit Blaulicht, Einsatzhorn und der Aufschrift 
„Polizei Behörde“. Um die rechtlichen Schwierigkeiten in Bezug auf die 
Befugnisse der Ortspolizeien zu lösen, hat die Staatsregierung parallel 
zum Entwurf eines neuen Polizeigesetzes auch den eines Polizeibehör- 
dengesetzes vorgelegt, in dem die gegenwärtige Praxis der Polizeibehör- 
den in Leipzig und Dresden nunmehr in Gesetzesform gegossen ist. '° 


Schlussbemerkung 


Mit seinen PolizeihelferInnen und HilfspolizistInnen hat Sachsen eine 
Art Just-in-time-Sicherheitsproduktion etabliert. Ähnlich wie in der 
Wirtschaft steht dahinter die Absicht, so wenig Kapazitätsüberschüsse 
wie möglich langfristig vorzuhalten. Dieses Prinzip lässt sich mit un- 
kündbaren PolizeibeamtInnen nicht verwirklichen. Die Lösung besteht 
darin, auf Tarifbeschäftigte mit flexiblen, teilweise befristeten Arbeits- 
verträgen auszuweichen, um kurzfristigen oder einen nur zeitweisen 
Mehrbedarf an Personal zu kompensieren, ein Vorgehen, das im Prinzip 
nicht neu ist. So werden schon seit Jahren private Sicherheitsdienste 
eingesetzt, um punktuelle Personalmehrbedarfsspitzen, z. B. bei öffentli- 
chen Großveranstaltungen, abzufedern. Der Unterschied besteht aber in 
der erheblichen Eingriffstiefe der Befugnisse der neuen Just-in-time- 
SicherheitsdienstleisterInnen. 


16 Referentenentwurf v. 10.4.2018 
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Bürgerrechte & Polizei/CILIP 116 (Juli 2018) 


Inland aktuell 


Polizei erfindet „Heimsuchung“ 


Rund 60 TeilnehmerInnen einer unangemeldeten Kundgebung wurden 
am 18. Mai in Hitzacker von vermummter Polizei ohne Vorwarnung 
geschlagen, schikaniert und über fünf Stunden in einem Polizeikessel 
festgehalten. Zur Begründung schrieb die Polizeidirektion Lüneburg, die 
AktivistInnen hätten das Wohnhaus eines Polizeibeamten „heimge- 
sucht“.' Die Meldung setzte eine Kaskade von Falschmeldungen in 
Gang, die in zahlreichen Medien und rechten Internetportalen kursier- 
ten.” Dort wurde der Protest unter Berufung auf die Polizei als „neue 
Qualität der Gewalt“ berichtet, die „Welt“ illustrierte ihren Artikel mit 
einem alten Symbolbild steinewerfender Vermummter. Die Elbe-Jeetzel- 
Zeitung, die als einziges Medium tatsächlich einen Journalisten vor Ort 
hatte, schrieb unter Berufung auf einen Polizeisprecher, die „maskierten 
Angreifer“ hätten das Grundstück des Beamten gestürmt.° 

Erst nach dem Pfingstwochenende rekonstruierten mehrere Medien 
den tatsächlichen Ablauf des Vorfalls.* Demnach handelte es sich bei der 
Versammlung um ein musikalisches Stelldichein vor dem Haus des Poli- 
zisten Olaf H., dem obersten Staatsschutzbeamten der Region Lüchow- 
Dannenberg. Einige Personen hatten sich Tücher vor das Gesicht gezo- 
gen, Gewalt ging von ihnen jedoch nicht aus. Auch die berichteten Sach- 
beschädigungen entpuppten sich als übertrieben. Das Gelände des Be- 
amten wurde nur kurz betreten, um zwei Fähnchen mit Symbolen kurdi- 
scher Milizen an den Carport zu tackern. Auf dem Weg zu ihren Fahr- 
zeugen wurden die TeilnehmerInnen nach eigenen Angaben von einer 
Oldenburger Beweissicherungs- und Festnahmeeinheit (BFE) gestoppt. 
Über 30 BeamtInnen seien mit Helmen, vermummt und teilweise gezo- 


www.presseportal.de/blaulicht/pm/59488/3947776 
https://uebermedien.de/27993/neue-qualitaet-der-faktenverdrehung 
www.ejz.de/ejz_50_111526304-28-_Groeinsatz-nach-Angriff-auf-Polizisten.html 

siehe u.a. NDR-Medienmagazin Zapp v. 30.5.2018 www.ndr.de/fernsehen/sendungen/ 
zapp/Hitzacker-Medien-erfinden-Gewaltexzess,zapp11320.html 
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genen Schlagstöcken aus ihren Fahrzeugen gesprungen und hätten so- 
fort Gewalt angewendet. Gegen die AktivistInnen wird wegen Land- 
friedensbruch, Verstoß gegen das Versammlungsgesetz, Hausfriedens- 
bruch, Bedrohung, Beleidigung, Diebstahl und Widerstand ermittelt. 


Meldepflicht für „TatbeobachterInnen“ 


ZivilpolizistInnen dürfen sich auf Versammlungen vermummen, müssen 
sich aber der Versammlungsleitung zu erkennen zu geben. Zu dieser 
Einschätzung kommt ein Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes im 
Bundestag.” Demnach gilt das sogenannte Vermummungsverbot aus 
dem Versammlungsgesetz nur für Teilnehmende. Aus dienstlichen 
Gründen anwesende PolizistInnen gehören wie „fliegende Händler“ oder 
Bedienungspersonal nicht dazu. 

Die Polizei hatte beim G20-Gipfel in Hamburg „Tatbeobachter“ in 
die Demonstration „Welcome to Hell“ am 6. Juli 2017 entsandt. Ver- 
mummt sollen diese auch im „Schwarzen Block“ agiert haben. Laut ei- 
nem Polizeisprecher habe es sich um eine „einstellige Zahl“ von „Tatbe- 
obachtern“ gehandelt.° Unklar ist aber, welche anderen Landes- oder 
Bundesbehörden ebenfalls zivile BeamtInnen inmitten der Demonstrati- 
on eingesetzt haben. 

Laut den Bundestags-JuristInnen hat die Polizei auf einer Versamm- 
lung ein „Anwesenheitsrecht“, das an eine „Legitimationspflicht“ ge- 
koppelt ist. Demnach muss die Versammlungsleitung „gerade die nicht 
uniformierten Polizisten als solche erkennen (können), um ihr etwaiges 
Eingreifen nicht als Verhalten von Teilnehmern zu missdeuten“. Das 
Gutachten spricht von einer „Unsicherheit der Versammlungsteilneh- 
mer“, wenn diese von einer Beobachtung durch die Polizei ausgehen 
müssen. Entweder soll deshalb „jeder einzelne Polizist“ Namen und 
Dienststelle nennen oder, wenn es um eine größere Zahl entsandter Po- 
lizistInnen handelt, nur die EinsatzleiterIn. Auf keinen Fall dürfe der 
Staat unmittelbar oder mittelbar durch „agents provocateurs“ einen 
Grund für die Auflösung einer Versammlung schaffen. Die Demonstrati- 
on „Welcome to Hell“ war jedoch noch vor dem Start wegen angeblicher 


5 www.bundestag.de/blob/560902/637a2ce83177d72f6122bf5132fa7998/wd-3-181-18- 
pdf-data.pdf 

6 www.abendblatt.de/hamburg/article214484035/G-20-Warum-noch-kein-Polizist- 
angeklagt-wurde.html 
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Vermummung durch die Polizei angegriffen und schließlich aufgelöst 
worden. 


Bundeswehr will vor die Krise kommen 


Das Verteidigungsministerium (BMVg) will Software zur Verarbeitung 
großer Datenmengen beschaffen, um „mögliche Ausstattungs- und Ver- 
sorgungsprobleme“ zu identifizieren.’ Als Pilotprojekt einer „Digitalof- 
fensive“ testet die Bundeswehr die Software „SAP Analytics“ sowie „IBM 
Watson“. Die Anwendungen funktionieren nach der In-Memory-Techno- 
logie, bei der die zu verarbeitenden Datenbestände im Arbeitsspeicher 
der Anwendung gehalten werden und damit um ein Vielfaches schneller 
durchsuchbar sind. Bereits 2015 hatte das BMVg einen „Bedarf für In- 
Memory-Technologie“ mitgeteilt und Produkte von SAP und IBM ge- 
prüft.® Nach einer „grundsätzlichen Marktanalyse/-sichtung“ zu Progno- 
se-Anwendungen führte das BMVg mit einigen Firmen „ein Gespräch“. 
Befasst hat man sich u. a. mit der von der hessischen Polizei genutzten 
Vorhersagesoftware „Gotham“ der US-Firma Palantir Technologies. 
Während das SAP-Programm der „vorausschauenden Wartung (pre- 
dictive maintenance)“ dient, soll das IBM-Programm „potenzielle Kri- 
sen“ vorhersagen. Als Zeitraum für den Blick in die Zukunft nennt das 
BMVg sechs bis 18 Monate. Für eine Vorhersage muss die Software auf 
eine Datenbasis mit früheren politischen „Ereignissen“ zugreifen. Eine 
solche Datenbank „Global Data on Events, Location and Tone“ (GDELT) 
wird von dem Informatiker Kalev Leetaru betrieben. Auch das von 
Google und der CIA gegründete Unternehmen „Recorded Future“ bietet 
entsprechende Dienste an.’ Beide Systeme werten öffentlich zugängliche 
Quellen im Internet aus. Zu einer solchen „IT-gestützten Nachrichten- 
gewinnung aus offenen Quellen“ hatte die Bundeswehr bereits die Ana- 
lysetools „Textrapic“ und „Brandwatch“ zur Erfassung von „Meinungs- 
und Stimmungslagen der Bevölkerung“ getestet. Breiter aufgestellte 
Forschungen für eine „Wissenserschließung aus offenen Quellen“ 
(WeroQ) hatte die Bundeswehr zwar für den Zeitraum von 2014 bis 
2016 beauftragt, diese wurden aber wegen eines fehlenden Zuwen- 


7  www.bundeswehr-journal.de/2018/blick-in-die-zukunft-big-data-software-fuer-die- 
bundeswehr 

8 BT-Drs. 18/5196 v. 16.6.2015 

9  www.gdeltproject.org, www.recordedfuture.com 
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dungsbescheides des Bundesamtes für Ausrüstung, Informationstechnik 
und Nutzung der Bundeswehr für das Fraunhofer Institut nicht durchge- 
führt. '° (sämtlich: Matthias Monroy) 


„Gefährlicher Ort“ Flüchtlingsunterkunft 


An einem Vormittag im November 2015 kontrollierten in Olpe (Nord- 
rhein-Westfalen) zwei Polizeibeamte die Insassen eines Fahrzeugs, das 
in der Nähe einer Notunterkunft parkte. Weil der Fahrer den Sinn dieser 
Kontrolle hinterfragte, wurde ihm mitgeteilt, dass er „augenscheinlich 
nicht deutscher Herkunft sei und sein aufenthaltsrechtlicher Status in 
der BRD überprüft werden müsse“. Diese Begründung wurde in einem 
nun veröffentlichten Urteil des Verwaltungsgerichts Arnsberg für 
rechtswidrig erklärt.'' Es fehlten Anhaltspunkte dafür, „dass der Auf- 
enthaltsstatus überhaupt auch nur zweifelhaft war“. Allein das Aussehen 
genüge nicht, „um vernünftige Zweifel an der Rechtsmäßigkeit“ des 
Aufenthalts begründen zu können. 

Bemerkenswert an dem Urteil ist zweierlei. Zum einen erkennt das 
Gericht an, dass der Maßnahme einer Aufenthaltsüberprüfung „imma- 
nent“ sei, „dass in erster Linie solche Personen, deren Aussehen eine 
ausländische Herkunft vermuten lassen, ins Visier einer Aufenthalts- 
überprüfung geraten.“ Oder kurz gesagt: polizeiliche Maßnahmen zur 
Durchsetzung des Aufenthaltsrechts funktionieren nicht ohne „racial 
profiling“. Zum anderen geht das Gericht ausführlich auf die Ausfüh- 
rungen der nordrhein-westfälischen Polizei ein, die die Personenkontrol- 
le im Nachhinein durch ihre Befugnisse zur verdachtsunabhängigen 
Kontrolle an einem „gefährlichen Ort“ legitimieren wollte ($ 12 Abs. 1 
Nr. 2 Polizeigesetz NRW). Sie verknüpfte dabei Geflüchtete und ihre 
Unterkünfte pauschal mit Kriminalität und Terrorismus. Dies wies das 
Gericht ausführlich zurück. Denn auch für „gefährliche Orte“ müssten 
mehr konkrete Anhaltspunkte vorgebracht werden als lediglich der Ver- 
weis auf Aussehen und Aufenthaltsstatus der sich dort aufhaltenden 
Personen. (Dirk Burczyk) 


10 BT-Plenarprotokoll 18/192 v. 28.9.2016 
11 Urteil v. 2.2.2017, Az.: 6 K 3996/15; Leitsätze: www.zvr-online.com/index.php?id=414 
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Bürgerrechte & Polizei/CILIP 116 (Juli 2018) 


Meldungen aus Europa 


SIS II wächst kontinuierlich 


Letztes Jahr waren mehr als 76 Millionen Personen und Sachen in der 
größten europäischen Polizeidatenbank zur Fahndung ausgeschrieben. 
Das geht aus dem Jahresbericht zum Schengener Informationssystem 
(SIS II) hervor, den die Europäische Agentur für das Management von 
IT-Großsystemen (eu-LISA) veröffentlicht hat.' Vor fünf Jahren enthielt 
das SIS II noch 45 Millionen Einträge. Die meisten der aktuellen Spei- 
cherungen (20 Millionen) kamen aus Italien, Frankreich (11 Millionen) 
und Deutschland (über 10 Millionen). Behörden aus Frankreich haben 
mit fast einer Milliarde die meisten Zugriffe vorgenommen, gefolgt von 
Spanien, Großbritannien und Deutschland (10 Prozent). 2017 wurde das 
System mehr als fünf Milliarden Mal abgefragt, das sind 158 Abfragen 
pro Sekunde. Zwar ist der Anteil der Ausschreibungen von Personen an 
der gesamten Datenmenge im SIS II sehr klein (1,17 Prozent), jedoch 
führten diese zu 77 Prozent aller Treffer. 

Über die Hälfte der fast 900.000 Personenausschreibungen 
(501.996) erfolgten nach Artikel 24 des SIS-II-Ratsbeschlusses, wonach 
der Aufenthalt oder die Einreise in die EU verwehrt wird. Das SIS II ist 
also weiterhin hauptsächlich eine Datenbank zur Migrationskontrolle. 
An zweiter Stelle der Ausschreibungen von Personen (129.983) stehen 
verdeckte Fahndungen nach Artikel 36, mit denen diese heimlich in der 
EU verfolgt werden können. Die Speicherung kann durch Polizei oder 
Geheimdienste erfolgen, die Zahl der Betroffenen steigt jedes Jahr be- 
trächtlich. Der aktuelle Jahresbericht zeigt, dass die Methode zumindest 
quantitativ sehr wirksam ist: Die verdeckten Fahndungen erzielten ein 
Drittel aller „Treffer“. An dritter Stelle der Personenfahndungen 
(120.404) stehen nach Artikel 34 Beschuldigte oder ZeugInnen, die im 
Rahmen eines Strafverfahrens vor Gericht geladen sind oder denen 
Schriftstücke zugestellt werden müssen. 71.689 Jugendliche und 35.042 


1  http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-8279-2018-INIT/en/pdf 
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Erwachsene sind nach Artikel 32 als vermisst gemeldet. Schließlich sind 
im SIS II auch 37.677 Europäische Haftbefehle ausgeschrieben, in rund 
einem Drittel der Fälle wurden die Gesuchten gefunden. 

Mit deutlichem zahlenmäßigem Abstand sind im SIS II Sachfahn- 
dungen notiert, darunter 3,6 Millionen Fahrzeuge, 158 Flugzeuge, eine 
halbe Million Feuerwaffen und 3,3 Millionen Nummernschilder. Größte 
Kategorie sind die rund 58 Millionen zur Fahndung ausgeschriebenen 
Dokumente, die als gestohlen oder vermisst gemeldet sind. 


Vorratsdatenspeicherung bald „regional“? 


Die EU-Staaten diskutieren über eine mögliche Neuauflage der Richtli- 
nie zur Vorratsdatenspeicherung. Die bulgarische Ratspräsidentschaft 
hat in der Ratsarbeitsgruppe „Datenschutz und Informationsaustausch“ 
den Erlass von „erneuerbaren Speicheranordnungen“ angeregt.” Diese 
entsprächen in etwa dem auch in Deutschland als Alternative zur Vor- 
ratsdatenspeicherung diskutieren „quick freeze“-Verfahren. Allerdings 
bezögen sie sich nicht auf bereits begangene Straftaten, sondern auf eine 
vorhergehende „Risikoanalyse“ für zukünftige Straftaten. Der Vorschlag 
soll dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs Rechnung tragen, der die 
2006 erlassene EU-Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung in der vorlie- 
genden Fassung für rechtswidrig erklärte.” Dem neuen Vorschlag zufol- 
ge könnte das Verbot einer pauschalen Vorratsdatenspeicherung um- 
gangen werden, indem nicht die gesamte EU, sondern nur noch einzelne 
Staaten oder „Regionen“ davon betroffen wären. Eine solche Anordnung 
wäre zeitlich befristet, könnte jedoch bei Bedarf verlängert werden. Die 
„Risikoanalysen“ als Voraussetzung einer Speicheranordnung könnten 
sowohl auf nationaler als auch auf EU-Ebene erfolgen. Wie im gesamten 
Bereich der Strafverfolgungsmaßnahmen besteht das Problem, dass die 
Mitgliedstaaten über keine einheitliche Legaldefinition von „schweren 
Straftaten“ verfügen. Als Anhaltspunkt für eine EU-weite „Risikoanaly- 
se“ könnten die von der Polizeiagentur Europol jährlich erstellten Lage- 
berichte zu organisierter Kriminalität und Terrorismus genutzt werden. 


2 www.statewatch.org/news/2018/apr/eu-council-renewable-retention-warrants-wk- 
3978-18.pdf 
3 EuGH: Urteil in den verbundenen Rechtssachen C-203/15 und C-698/15 v. 21.12.2016 
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Von einer „erneuerbaren Speicheranordnung“ wären dem Vorschlag 
zufolge alle Telekommunikationsanbieter und alle Formen elektroni- 
scher Kommunikation betroffen, darunter Festnetz- und Mobilfunkver- 
bindungen, Internet, Internettelefonie und E-Mail. Kleinere Firmen oder 
solche, die nur spezielle Dienste erbringen, könnten jedoch Ausnahmen 
beantragen. Das bulgarische Papier nennt außerdem die Option einer 
„restriktiven“ Datenspeicherung, indem die zu speichernden Daten auf 
bestimmte Kategorien reduziert werden. Es bleibt aber vage, um welche 
„absolut und objektiv notwendigen“ Daten es sich dabei handeln soll. 
Die Polizeiagentur Europol wurde hierzu vom Rat beauftragt zu klären, 
welche Daten zu Inhaltsdaten, Verkehrsdaten, Geodaten und Bestands- 
daten gezählt werden können. 


Diskussion zu „elektronischen Beweismitteln“ 


Die EU-Kommission will den Zugang zu Inhalts-, Verkehrs- und Be- 
standsdaten mit einer Verordnung für sogenannte „elektronische Be- 
weismittel“ vereinfachen.* Die Justizbehörde eines Mitgliedstaats könnte 
demnach eine Herausgabeanordnung erlassen, der innerhalb von zehn 
Tagen entsprochen werden muss. Im „Notfall“ verkürzt sich die Frist auf 
sechs Stunden. Die betroffenen Internetdienstleister erhalten vorher 
eine „Sicherungsanordnung“, damit die verlangten Daten nicht gelöscht 
werden. Anordnungen zur Herausgabe von Teilnehmer- und Zugangsda- 
ten dürften für „jede Art von Straftaten“ erlassen werden, Anordnungen 
zur Herausgabe von Transaktions- und Inhaltsdaten nur für Straftaten 
mit einer zu erwartenden Freiheitsstrafe von mindestens drei Jahren. 

Im Verordnungsentwurf hatte die Kommission einen direkten Zu- 
griff der Behörden auf Server verworfen. Nun fordert die bulgarische 
Ratspräsidentschaft, auch den Direktzugriff und das Abhören in Echtzeit 
zu ermöglichen. Laut dem Brüsseler Informationsdienst Euractiv hätten 
sich außerdem „Minister aus Belgien, Portugal, Zypern, Frankreich, 
Griechenland, Italien und Estland“ für das Abfangen von Kommunikati- 
onsdaten in Echtzeit ausgesprochen. 


COM (2018) 225 final v. 17.4.2018 

Ratsdok. 9117/18 v. 25.5.2018 

6  www.euractiv.de/section/eu-aussenpolitik/news/zugriff-auf-daten-eu-justizminister- 
uneins-ueber-polizei-befugnisse 


[9 ur 
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Die Verordnung beträfe alle Firmen, die „interpersonelle Kommuni- 
kationsdienste“ anbieten, darunter Cloud-Speicher, Internet-Telefonie, 
Messenger, E-Mail-Dienste und Online-Marktplätze. Außerdem soll die 
Regelung für soziale Netzwerke wie Twitter und Facebook gelten. Die 
US-Regierung würde einem Direktzugriff auf ihrem Hoheitsgebiet ver- 
mutlich nur zustimmen, wenn auch US-Behörden eine solche Maßnah- 
me in der EU zugestanden würde. Die geplante Verordnung zu „elektro- 
nischen Beweismitteln“ kann insofern als Antwort auf den jüngst in den 
USA erlassenen „CLOUD Act“ („Clarifying Lawful Overseas Use of Data 
Act“) verstanden werden, der dort niedergelassene Firmen zur Offenle- 
gung von Bestands-, Verkehrs- und Inhaltsdaten zwingt.” Der „CLOUD 
Act“ enthält eine Klausel, wonach einzelne EU-Mitgliedstaaten mit der 
US-Regierung ein Partnerabkommen schließen können. Anstatt mühse- 
liger Verhandlungen jedes einzelnen EU-Mitgliedstaates soll nun der Rat 
ein solches Rahmenabkommen für alle Mitgliedstaaten aushandeln. 
Österreich übernimmt in der zweiten Jahreshälfte die Ratspräsident- 
schaft und will die Verordnung zu „elektronischen Beweismitteln“ als 
Priorität behandeln. Eine erste Einigung soll im Oktober erzielt werden, 
der Rechtsakt soll schließlich bis Jahresende verhandelt sein. Großbri- 
tannien führt bereits Gespräche für ein eigenes, bilaterales Abkommen 
nach dem Brexit. (sämtlich: Matthias Monroy) 


7 https://docs.house.gov/billsthisweek/20180319/BILLS-115SAHR1625-RCP115-66.pdf 
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Bürgerrechte & Polizei/CILIP 116 (Juli 2018) 


Literatur 
Zum Schwerpunkt 


Als Bürgerrechte & Polizei/CILIP sich vor 15 Jahren im Schwerpunkt 
mit „Militär und Polizei“ beschäftigte (Nr. 75, H. 2/2003), stand die 
tagespolitische Diskussion über die Einbeziehung der Bundeswehr im 
Innern im Vordergrund. Aus dem Umstand, dass das Thema aus der 
deutschen Öffentlichkeit nahezu verschwunden ist, zu folgern, es habe 
sich um eine kurzfristige und nun erloschene Konjunktur gehandelt, ist 
ein Irrtum. Die öffentliche Stille wird begleitet von nur geringer wissen- 
schaftlicher Resonanz. Dies mag verschiedene Gründe haben: Dass Poli- 
zei wie Militär sich nicht durch Offenheit gegenüber externen Forschen- 
den auszeichnen, dass die Entwicklungen in diversen Feldern und kor- 
respondierenden forscherischen Spezialisierungen ablaufen (Militär: 
internationale Missionen, hybride Kriegführung; Polizei: Spezialisierun- 
gen im Hinblick auf Massenproteste und/oder terroristische Bedro- 
hungslagen; Bevölkerungsschutz: Kritische Infrastrukturen ...) oder dass 
mit kritischer Reflexion im Zeitalter diffuser Bedrohungen auch keine 
akademischen Ehren (und Forschungstöpfe) zu erringen sind. 

In der deutschen Fachöffentlichkeit dominieren zwei Arten von Pub- 
likationen: jene, in denen die aktuellen Sicherheitsgefahren nachge- 
zeichnet werden, um daraus Folgerungen für Strategien und Apparate 
herzuleiten, und jene, die das grundlegende Verhältnis - und dessen 
gegenwärtige Veränderung - zwischen Militär und Polizei darstellen. 
Darüber hinaus gibt es nur wenige Veröffentlichungen, die sich um eine 
Bestandsaufnahme realer „Verpolizeilichung des Militärs“ und „Militari- 
sierung der Polizeien“ bemühen. Bevor am Ende einige Hinweise auf die 
internationale Diskussion gegeben werden, werden zunächst Beispiele 
für die drei deutschen Diskussionsstränge genannt. 


Freudenberg, Dirk: Hybride Kriegführung unter besonderer Berücksichtigung 


des Bevölkerungsschutzes, in: Ehrhardt, Hans-Georg (Hg.): Krieg im 21. Jahr- 
hundert, Baden-Baden 2017, S. 346-373 
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Typisch an diesem zweifellos kenntnisreichen Beitrag ist, dass er mit 
einer plausiblen Feststellung beginnt: Moderne Gesellschaften sind be- 
sonders verletzlich, weil ihr Funktionieren auf Infrastrukturen fußt, die 
in verschiedenen Varianten „hybrider“ oder asymmetrischer Kriegfüh- 
rung angegriffen werden können. Unter diesen Begriffen verschwinden 
die Unterschiede zwischen Bürgerkriegs- oder Nach-Bürgerkriegsgesell- 
schaften auf der einen und terroristischen Bedrohungen oder Unfällen 
auf der anderen Seite, zwischen militärischen und polizeilichen Aufga- 
ben, zwischen innerer und äußerer Sicherheit. Im Ergebnis, so Freuden- 
berg, führe diese neue Konstellation dazu, dass die hybriden Bedrohun- 
gen „die eigenen militärischen Fähigkeiten unterlaufen könnten“. Dar- 
aus wird aber nicht der Schluss gezogen, militärisch abzurüsten - denn 
eigentlich hatte auch niemand vermutet, dass das Militär geeignet sei, 
etwa die Vergiftung von Trinkwasser zu verhindern -, sondern eine 
„hybride Sicherheitspolitik“ wird gefordert. Schließlich hätten die ge- 
wandelten Verhältnisse „Auswirkungen auf die grundsätzliche Bewer- 
tung und Betrachtung von präventiven und gegebenenfalls präemptiven 
Maßnahmen aus dem gesamten Fähigkeitsspektrum sämtlicher Sicher- 
heitsakteure, um (noch) rechtzeitig in einen Konflikt einzutreten und 
diesen erfolgreich eindämmen und beenden zu können“ (S. 372). Das ist 
die maximale Entgrenzung staatlicher (und staatlich angeleiteter) Ge- 
walt. „Präemptiv“ bedeutet: es gibt keine Einsatzschwelle, „gesamtes 
Fähigkeitsspektrum“ bedeutet: es gibt keine Begrenzung der eingesetz- 
ten Mittel (Waffen), und „sämtliche Sicherheitsakteure“ bedeutet: die 
funktionale Differenzierung von Polizei und Militär, von privater und 
öffentlicher Gewalt - eine liberale, bürgerrechtliche Errungenschaft - gilt 
als Hindernis im Kampf gegen die neuen Bedrohungen. 


Botsch, Kerstin: Soldatsein. Zur sozialen Konstruktion von Geschlecht und 
sexueller Orientierung in der Bundeswehr, Wiesbaden 2016 

Werkner, Ines-Jacqueline: Militärische versus polizeiliche Gewalt, Wiesba- 
den 2017 

Diese beiden Veröffentlichungen stehen für jüngere Versuche, die 
grundsätzlichen Differenzen zwischen Polizei und Militär vor dem Hin- 
tergrund aktueller Veränderungen zu diskutieren. Wie der Untertitel des 
Buches von Botsch zeigt, ist diese auf die inneren Wandlungen der Bun- 
deswehr ausgerichtet. Für unseren Zusammenhang von Bedeutung ist 
deshalb allein das Kapitel „Transformation der Bundeswehr“ (S. 113- 
146), in dem Elemente der „Verpolizeilichung des Soldatenberufs“ 
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nachgezeichnet werden. Diese Entwicklung wird einerseits auf den ver- 
änderten Auftrag zurückgeführt (von der Verteidigungs- zur Interventi- 
onsarmee). Andererseits wird das veränderte bzw. erweiterte Aufgaben- 
profil in den Auslandseinsätzen betont. Hier sei nicht der Soldat als 
Kämpfer gefragt. Vielmehr: „Die neuen Aufgaben der Bundeswehr erfor- 
dern SoldatInnen, die helfen, schützen und vermitteln können und über 
interkulturelle Kompetenzen verfügen.“ (S. 130) Diese aus der Sekun- 
därliteratur gewonnene Charakterisierung des Soldaten als Quasi-Sozial- 
arbeiter ist wenig überzeugend. Aber sie deutet die Richtung an, in die 
das Militär offenkundig Fähigkeiten ausbilden soll, sofern es den Anfor- 
derungen in Auslandseinsätzen gerecht werden will. 

Wie bei Botsch ist der Fokus in der kompakten Abhandlung von 
Werkner auf das Militär gerichtet. In vier Kapiteln werden die Unter- 
schiede zwischen beiden Exekutiven behandelt. „Ausrüstung und Aus- 
bildung“ sowie „Rechtliche Rahmenbedingungen“ folgen der Darstel- 
lung von „Ausrichtung und Aufgaben“. Nach der Charakterisierung der 
traditionellen Differenzierung (eine idealtypische Gegenüberstellung in 
sieben Merkmalen, S. 13) blickt die Autorin unter der Überschrift „Die 
Grenzen verschwimmen“ auf die jüngere Entwicklung: die mit den Aus- 
landseinsätzen verbundenden Elemente der „Konstabulisierung“, der 
Aufgaben des Beobachtens und Beratens sowie die Entwicklung hybrider 
Einsatzkräfte, die in unterschiedlichen Mischungsverhältnissen militäri- 
sche und polizeiliche Merkmale aufweisen - von den Gendarmerien bis 
zu den SWAT-Einheiten (SWAT = Special Weapons and Tactics). Im 
kurzen Schlusskapitel diskutiert Werkner nur die Folgen für „internati- 
onale Friedensmissionen“ (und nicht deren Rückwirkungen auf die Si- 
cherheitsapparate in deren Herkunftsland). Ihr Vorschlag, „internationa- 
le Polizeikräfte nicht reaktiv, sondern präventiv einzusetzen“, wirft je- 
doch mehr Fragen auf, als er beantwortet: Nach der Propagandaformel 
des „Präventivkriegs“ kann man in der präventiven humanitären Inter- 
vention hybrider Sicherheitskräfte nur eine neue Gefahr sehen. 


Pütter, Norbert: Staatliche Sicherheitsstrategien im Wandel, Berlin 2010, 
https://www.cilip.de/institut/forschungsprojekt-staatliche-sicherheitsstrategien- 
im-wandel/endbericht-des-forschungsprojekts-staatliche-sicherheitsstrategien-im- 
wandel 

Im Rahmen eines von der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförder- 
ten Forschungsprojekts wurde eine Bestandsaufnahme der Beteiligung 
der Bundeswehr an der Gewährleistung der inneren Sicherheit versucht. 
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Der Bericht gibt die Entwicklung bis in die letzte Hälfte des vergangenen 
Jahrzehnts wieder. 


Kirsch, Martin: Krieg spielen im Einkaufszentrum. Wie die Polizei in Anti- 
Terror-Übungen für den Ausnahmezustand probt, IMI-Analysen 2018/09 
(http://www.imi-online.de/2018/04/06/krieg-spielen-im-einkaufszentrum) 
Jenseits des Grundsätzlichen Informationen über die tatsächlichen Ver- 
änderungen im Verhältnis Polizei - Militär zu finden, ist schwierig. So- 
weit ersichtlich existiert keine aktuelle Zusammenstellung, in der nicht 
allein die institutionellen Beziehungen zwischen der Bundeswehr und 
den deutschen Apparaten der Inneren Sicherheit aufgezeichnet, sondern 
in denen auch ein Vergleich von Ausrüstung, Ausbildung und Einsatz- 
strategien unternommen würde. Zu den kleinen Momentaufnahmen, die 
man zu diesem Zweck zusammentragen müsste, gehört der Aufsatz von 
Kirsch, in dem das neue polizeiliche Einsatzkonzept bei „Lebensbedroh- 
lichen Einsatzlagen“ dargestellt wird. Im Kern besteht das Konzept da- 
rin, dass die als erste am Einsatzort eintreffenden Polizeikräfte eingrei- 
fen und gegebenenfalls den oder die AngreiferInnen eleminieren sollen. 
Das bedeutet jedoch, alle PolizistInnen - und gerade die Streifenbesat- 
zungen - auf diesen Ernstfall in Ausrüstung und Ausbildung vorzuberei- 
ten. Kirsch weist darauf hin, dass mit einer solchen Ausrichtung klassi- 
sche militärische Fragen in den Vordergrund rücken: Wie weit reicht das 
Selbstverständnis, als „Krieger“ an der Front zu sein? Wie verhalten sich 
PolizistInnen angesichts der virulenten Tötungsaufforderung? Er macht 
zudem deutlich, dass eine solche Strategie eine deutliche Abkehr von der 
Selbststilisierung als „bürgernahe Polizei“ darstellt. In dieser Strategie 
wird aber auch sichtbar, dass die Militarisierung sich nicht auf die Her- 
ausbildung hybrider Institutionen beschränkt, sondern sie das polizeili- 
che Selbstverständnis insgesamt zu verändern droht. 


Eick, Volker: Mediterrane Migrationsregime. Mehr Militär im Mittelmeer, in: 
RAV Sonderbrief Rassismus & Recht April 2016, S. 10-18 

Von ganz anderer Seite widmet sich dieses Streiflicht den Wandlungen 
im polizeilich-militärischen Raum. Eick benennt kurz die verschiedenen 
Missionen, die unterschiedliche Entsender (UN, EU, NATO) zu unter- 
schiedlichen Zwecken ins Mittelmeer geschickt haben. Ging es in der 
jüngeren Geschichte zunächst darum, Waffenlieferungen auf dem See- 
weg an die libanesische Hisbollah zu unterbinden, so steht die Migrati- 
onsabwehr im Zentrum der aktuellen Interventionen. Selbst wenn man 
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der offiziellen Lesart Glauben schenkt, der zufolge es um die Bekämp- 
fung der „Schlepper“ (und nicht etwa um die Vereitelung von Fluchtver- 
suchen) gehen soll, so handelt es sich eindeutig um eine polizeiliche und 
keine militärische Aufgabe - an der die Bundesrepublik sich mit der 
Entsendung von zunächst 900 SoldatInnen beteiligte. Auch die unter 
Beteiligung der Bundeswehr stattfindende Überwachungsmission in der 
Ägäis dient der Aufdeckung der „Schleuser“, die Daten werden an die 
Grenzbehörden der Nachbarländer und an Frontex weitergeleitet. 


den Heyer, Garth: Mayberry revisited: a review of the influence of police par- 
amilitary units on policing, in: Policing & Society 2014, Nr. 3, S. 346-361 
Kappeler, Victor E.; Kraska, Peter B.: Normalising police militarising, 
living in denial, in: Policing & Society 2015, Nr. 3, S. 268-275 

In „Policing & Society“ ist in den letzten Jahren eine alte Debatte fortge- 
führt worden: Kraska und KollegInnen haben in vielen Veröffentlichun- 
gen die Bedeutung der US-amerikanischen SWAT-Teams bzw. PPU 
(Police Paramilitary Units) für die Militarisierung der Polizei herausge- 
arbeitet. Den Heyers Kritik bestätigt zunächst den Befund: Die Zahl der 
genannten Spezialeinheiten hat deutlich zugenommen, und ihre Ein- 
satzbereiche haben sich von der Bewältigung besonderer Situationen 
(Geiselnahmen etc.) auf alltägliche Dinge wie die Vollstreckung von 
Haftbefehlen erweitert. Aber während den Heyer diese doppelte Aus- 
dehnung als quasi natürliche Reaktion auf gewandelte Herausforderun- 
gen bewertet, sehen Kappeler und Kraska hierin ein klares Indiz für das 
Vordringen militärischer Handlungslogiken in den polizeilichen Alltag. 


Roziere, Brendan; Walby, Kevin: The Expansion and Normalization of 
Police Militarization in Canada, in: Critical Criminologie 2018, S. 29-48 
Angelehnt an Kraskas Konzept der Militarisierung, das sich auf die Di- 
mensionen materielle Ausstattung, kulturelle Orientierung, organisato- 
rischer Aufbau und operative Ausrichtung erstreckt, haben die Autoren 
eine Bestandsaufnahme der SWAT-Einheiten in Kanada erstellt. Ge- 
stützt auf die kanadischen Informationsfreiheitsgesetze haben sie Infor- 
mationen von zehn Polizeibehörden angefordert (und von fünf erhalten). 
Im Ergebnis stellen sie nicht nur eine Zunahme dieser Einheiten, son- 
dern auch deren vermehrten Einsatz in alltäglichen polizeilichen Situati- 
onen fest. Die Spezialeinheiten würden besonders häufig gegen soziale 
und politische Minderheiten eingesetzt, durch sie nehme das Ausmaß 
polizeilicher Gewalt zu. 
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Aus dem Netz 


| https://www.wri-irg.org 


Seit 1920 existiert die „War Resisters‘ International (WRI)“, ein welt- 
weites Netzwerk von KriegsgegnerInnen und Friedensgruppen. In den 
letzten Jahren hat sich die Aufmerksamkeit auch auf die Militarisierung 
der Polizei gerichtet. Auf der Homepage (unter „Ressources“) gibt es 
den Bereich „Resisting Police Militarisation“. Dort wird über eine Welt- 
karte Zugang zu entsprechenden Länderberichten versprochen, denn die 
Militarisierung der Polizeiarbeit erstrecke sich auf alle Kontinente. Die 
gebotenen Übersichten sind allerdings sehr lückenhaft. Obwohl für 
Deutschland ein „full profile“ versprochen wird, führt der Link allein zu 
einer Kurzbeschreibung der GSGJ9; für andere Länder sind die Informati- 
onen etwas umfangreicher. 

Über Landkarte und Länderberichte gelangt man zu weiteren WRI- 
Beiträgen, die Militarisierung der Polizeien als einen globalen Trend 
nachweisen. In ihrem Beitrag von 2016 sieht Rachel Herzing die Milita- 
risierung als Antwort der Regierungen auf innere Probleme. Dabei er- 
streckten sich die Reaktionen nicht allein auf die Ausbreitung militäri- 
schen Denkens und Handelns auf die „normale“ Polizei, die zu einer 
anderen Bewaffnung und vermehrten Gewalteinsatz führten. Sie umfass- 
ten auch die Bildung von paramilitärischen Einheiten, Nationalgarden, 
Grenzpolizeien oder Einrichtungen des Katastrophenschutzes. Für 13 
Länder (von den USA bis Ägypten) werden kurz einige Aspekte der Ver- 
änderungen beschrieben, die anhand der Quellenangaben (Links) weiter 
verfolgt werden können. Herzing sieht einen durchgängigen Trend, dass 
die Staaten ihre Kriege (gegen Drogen, gegen den Terrorismus) im In- 
nern und gegen ihre eigene Bevölkerung fortsetzen. Zugleich wachse 
aber auch der Widerstand, indem soziale Bewegungen zunehmend ihr 
Recht auf Meinungs- und Versammlungsfreiheit wahrnähmen und damit 
Widerstand gegen die Militarisierung der Gesellschaft leisteten. 

In Ausgabe 108 (November 2017) der WRI-Zeitschrift „The Broken 
Rifle“ wird das Spektrum durch andere Länderberichte erweitert, in 
denen auch Widerstände (USA), Demilitarisierung (Kolumbien) und das 
Verhältnis zum Community Policing (Kenia) dargestellt werden. 

(alle: Norbert Pütter) 
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Sonstige Neuerscheinungen 


Goertz, Stefan: Islamistischer Terrorismus, Analyse — Definitionen — Taktik, 
Heidelberg (C.F. Müller Verlag) 2017, 194 S., 24,99 Eur 

Der Autor ist Dozent im Fachbereich Bundespolizei an der Hochschule 
des Bundes in Lübeck, und schon der Buchtitel legt nahe, dass es sich 
bei der Zielgruppe seines Buches insbesondere um PolizeipraktikerIn- 
nen, DozentInnen und Studierende von Polizei und Geheimdiensten 
handelt; eventuell auch noch andere mit AusländerInnen befasste Insti- 
tutionen wie Justiz und Ausländerbehörden. So ist es denn im Wesentli- 
chen auch der hochgestochen verquaste Sprachgebrauch, der das Buch 
über diesen Kreis hinaus vermutlich nur wenige LeserInnen finden las- 
sen wird. Ein Beispiel: „Salafismus ist eine fundamentalistische islamis- 
tische Ausprägung, die einen stilisierten und idealisierten Ur-Islam des 
siebten und achten Jahrhunderts als Vorbild für eine Umgestaltung von 
Staat und Gesellschaft auf der Grundlage salafistischer Interpretationen 
islamischer Werte und Normen anstrebt“. (S. 22) 

Und so oder ähnlich geht es seitenlang immer weiter. Für Normalle- 
serInnen jenseits des eingangs genannten Kreises ist damit wohl einzig 
jener Teil interessant, in dem chronologisch Anschlagsszenarien in Eu- 
ropa, die daraufhin folgenden Ermittlungen und die Folgen, nachge- 
zeichnet werden. (Otto Diederichs) 


Dikeg, Mustafa: Urban Rage. The Revolt of the Excluded, New Haven & Lon- 
don (Yale University Press) 2017, 252 S., 22,00 Eur 
„Wir haben gesehen“, schrieben Gewerbetreibende aus dem Schanzen- 
viertel nach den Zerstörungen während des G20-Gipfels in ihrem Kiez, 
„wie Menschen von uniformierten und behelmten Beamten ohne Grund 
geschubst oder auch vom Fahrrad geschlagen wurden. Tagelang.“ Wolle 
man sich die Randale erklären, dürfe diese Vorgeschichte nicht verges- 
sen werden. 

Auch Dikes bringt in seiner acht Kapitel umfassenden Monographie 
ein ähnliches Argument zur alltäglichen Polizeigewalt (S. 26, 71, 123, 
201), widmet sich aber nicht der Hamburger Randale, sondern den Riots 
in US-amerikanischen und europäischen Städten: historisch nacherzäh- 
lend für Brixton (1981) und Los Angeles (1992) und - informiert durch 
aktuelle Interviews am jeweiligen Ort - zu Paris (2005), Athen (2008), 
Malmö, Göteborg und Uppsala (2008/2009), Cincinnati und London 


103 


(2011), Stockholm und Istanbul (2013), umfassend zu Ferguson (2014) 
sowie Baltimore (2015). Die beständige Drangsalierung durch die Poli- 
zei im Alltag, der institutionalisierte Rassismus mit ideologischer Unter- 
stützung durch Politik und Medien, dessen religiöse Einfärbung insbe- 
sondere in Frankreich (S. 103f.) und der Türkei (S. 182f.) sind ihm 
maßgebliche Erklärungen für den Ausbruch der Riots. Das ist alles rich- 
tig (und zum Teil redundant wiederholt: S. 182, 193, 204). 

Ein anderes Movens ist (und bleibt) die jahrzehntelange Ausgren- 
zung von menschenwürdigen Lebens-, Arbeits- und Wohnperspektiven. 
Das gilt - und die Überblicke zu den jeweiligen sozioökonomischen und 
-demographischen Daten sind fleißig gelistet - für so viele Kommunen, 
dass die urbane Welt dauernd brennen müsste. Tut sie aber nicht. Das 
weiß auch Dikec, kann es aber nicht erklären (S. 14). 

Schließlich, aber eben nicht immer, war der Tod durch Polizeikugeln 
oder -schläge bzw. die systematische Verleugnung dieser Sachverhalte 
oder die Verweigerung von Aufklärung in den untersuchten Städten 
Ausgangspunkt für Riots. Nachvollziehbar, oft aber bleibt ein Aufstand 
aus. 

Ein „Käfig“ (cage), dessen Drähte (wires) aus solchen und weiteren 
Diskriminierungen bestehen - systematisiert und intensiviert mit der 
Neoliberalisierung aller Lebensbereiche seit den 1980er-Jahren -, aus 
dem Ausbruchsversuche so konsequent wie widersprüchlich sind. Einige 
dieser Widersprüche deutet er auch an (S. 8, 14). Was die Metapher des 
Käfigs aber genau soll, bleibt unklar; sie wird jedenfalls nicht wieder 
aufgenommen. Zu fast jedem seiner aufgegriffenen Riots (und zu ande- 
ren - die Auswahl bleibt unbegründet) gibt es zudem inhaltlich umfas- 
sendere Analysen. So bleibt die alte und wahre Parole „Rebellion ist 
berechtigt!“. Das ist, gerade gemessen an seinem „The Badlands of the 
Republic“ (2007), etwas sehr wenig. 


O’Hara, S. Paul: Inventing the Pinkertons, or Spies, Sleuths, Mercenaries, and 
Thugs, Baltimore (John Hopkins University Press) 2016, 194 S., 25,80 Eur 

Jesse James, sicher bitter für viele Freunde der Outlaws des Wilden 
Westens, war aktives Mitglied im Ku-Klux-Klan (S. 44), und Allan Pink- 
terton, Gründer und langjähriger Führer der Pinkerton’s National Detec- 
tive Agency, war in seinen jungen Jahren (beginnend in den 1830er- 
Jahren) reformorientierter Chartist in Glasgow und, nach seiner Ausrei- 
se nach Chicago 1842, entschiedener Gegner der Sklaverei (S. 30), der 
eben jenen Jesse James nie fassen konnte und seinen kommerziellen 
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Sicherheitsdienst bis zur Mitte der 1880er Jahre zum Quasi- 
Monopolisten in den USA aufbaute. Aufträge gab es sowohl von Banken 
und Kutschunternehmen, die gestohlenes und geraubtes Geld wiederbe- 
schafft wissen wollten, von den entstehenden Eisenbahnkonzernen, die 
für den Schutz ihrer Bahnen bezahlten (S. 14f.), aber auch - insbesonde- 
re nach dem Ende des Bürgerkriegs - aus Washington und von den Bun- 
desstaaten; durchaus auch mit hoheitlichen Weihen ausgestattet; in den 
1890er-Jahren trat Auslandsspionage gegen Spanien im Auftrag der US- 
Regierung und der Aufbau des Geheimdienstes in Honduras hinzu (S. 
141f.). Schließlich ließ er sich von Stahl- und Bergbauunternehmen an- 
heuern, um mit Waffengewalt Streiks zu zerschlagen, Spionage gegen 
Gewerkschafter zu betreiben und, in geringerem Umfang, auch Streik- 
brecher einzusetzen. Erst Ende der 1930er Jahre, mittlerweile hatten 
Pinkertons zwei Söhne das Unternehmen übernommen, endete (zumin- 
dest offiziell) diese Praxis. 

Alan Pinkerton schrieb in neun Jahren 17 Bücher (meist Kriminal- 
romane), die sich stets mit dem Wach- und Sicherheitsgewerbe ausei- 
nandersetzten (S. 32) und der Imagebildung und Akquise nützen sollten 
- und ein Teil der Populärkultur dieser Zeit wurden, wie seine Firma 
neben Mark Twain auch Charles Dickens und Edgar Alan Poe inspirierte 
(S. 27). Um die medialen Selbst- und Fremddarstellungen, um Mythen 
und Marotten ist es O’Hara auch vorrangig zu tun. 

Der Band kennt auch politökonomische Überlegungen (etwa S. 
82ff.), und es gelingt ihm ebenso eine überzeugende Periodisierung von 
Pinkertons Wirken - Schutz von Bahn und Kutschen (ab den 1850er- 
Jahren), Militärspitzel auf Seiten der Nordstaaten (1861-1865), als Spit- 
zel und Spione gegen Gewerkschaften (1865 bis 1884; das Homestead 
Massacre von 1892 als gewaltsamer Höhepunkt), Auslandsspione auf 
Kuba gegen Spanien 1895 (in Honduras baute Pinkerton‘s um diese Zeit 
gar den Geheimdienst auf, S. 141), kommerzielle Kampf- und Schutz- 
truppen im Ersten und Zweiten Weltkrieg in kriegswichtigen Unter- 
nehmen. Pinkerton‘s Iynchte und ermordete mehrere hundert Gewerk- 
schafter - auch das zeigt der lesenswerte Band über ein Unternehmen, 
das alles machte und macht, was Profit verspricht. Die tiefergehende 
Analyse - freilich mit weniger Kolorit - liefert aber Frank Morn (1982) 
mit „The Eye that Never Sleeps“. (beide: Volker Eick) 
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Pusche, Jens; Singelnstein, Tobias (Hg.): Der Staat und die Sicherheits- 
gesellschaft, Wiesbaden (Springer VS) 2018, 267 S., 44,99 Eur 

Die elf Beiträge dieses Sammelbandes versuchen unter den Titeln 
„Grundlegende Perspektiven“, „Konkretisierungen“ und „Strafrecht und 
Kriminalisierung im Besonderen“ das gegenwärtige Verhältnis von Staat 
und Gesellschaft im Hinblick auf Sicherheitsversprechen, -produktion 
und -politik genauer zu bestimmen. Im Kern geht es um die Frage, wel- 
che Bedeutung dem Staat in einer Gesellschaft zukommt, in der „Sicher- 
heit“ zu einem zentralen Bedürfnis und zugleich zu einem favorisierten 
Politikfeld avanciert. 

Um es vorweg zu sagen: Was in diesem Band fehlt, ist der Versuch, 
die präsentierten Analysen und Beobachtungen zu einem Bild zusam- 
menzufügen. Am Ende mag man mit Pile und Fisahn klarer unterschei- 
den können zwischen den verschiedenen Formen autoritärer Herrschaft, 
man kann den Wandel biometrischer Versprechungen für die Kriminal- 
politik durch den Beitrag von Kühne und Schlepper nachvollziehen, und 
man wird Belinas Periodisierung westdeutscher Kriminalisierungsfor- 
men und -objekte überzeugend finden - aber an welcher Stelle, welcher 
Aspekt staatlichen Handelns, welche Bedeutung hat und wie diese in 
Beziehung zueinander stehen, das herzustellen, bleibt den Lesenden 
(oder dem nächsten Band) vorbehalten. 

Nimmt man die präsentierten Beiträge für sich - und nicht in ihrem 
ungeklärten Status zum Staat in der Sicherheitsgesellschaft -, dann ist 
die Lektüre allein deshalb lohnend, weil die Antworten zu neuen Fragen 
anregen. Je ein Beispiel aus den drei Abteilungen des Bandes: 

Den Titel einer drei Jahrzehnte alten Veröffentlichung aufgreifend 
(„Bringing the State back in“, S. 3-32), zeichnet Reinhard Kreissl die 
Entgrenzungen des Sicherheitsbegriffs, die Diskussionen über die Leis- 
tungsfähigkeit des Staates in spätkapitalistischen Gesellschaften, die 
„wohlfahrtsstaatlichen Gegenreformen“ in unterschiedlichen nationalen 
Verläufen und die herrschende Sichtweise einer zwischen nationalem 
Souveränitätsverlust und internationalem Großkapital eingeklemmten 
Nationalstaat nach, die das Einfallstor für populistische Agitation bilde. 
Seiner Aufforderung, statt diesen dystopischen Szenarien beizupflichten, 
genauer hinzusehen, um Brüche, Widersprüche und Chancen entdecken 
zu können, ist beizupflichten. Die Hoffnung auf ein in der „Verwal- 
tungspraxis vorhandenes rechtsstaatliches Augenmaß“ (S. 22) sollte 
man sicher nicht zu hoch bewerten. Offen bleibt, wie der von Kreissl 
geforderte Wandel „einer kulturell-politischen Vorstellung der Gesell- 
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schaft als gefährdetes ... soziales Gebilde“ hin zu einer gesellschaftlichen 
Ordnung bewirkt werden kann, die durch „Einheit auf kulturelle(r) Viel- 
fältigkeit“, „Koexistenz statt Exklusion“ und die „Entwicklung neuer 
Formen gesellschaftlicher Reproduktion“ gekennzeichnet ist. 

Harmut Aden („Der zu schützende Staat?“, S. 149-167) rekonstru- 
iert zunächst das nach wie vor dominierende Verständnis von Staats- 
schutz, demzufolge es darum geht, den Staat als solchen zu schützen. In 
Hobbes‘ Tradition wird der Staat als Voraussetzung friedlichen Zusam- 
menlebens besonderem Schutz unterstellt. Was sich nicht nur in anti- 
quiert anmutenden Bestimmungen des politischen Strafrechts aus- 
drückt, sondern zugleich in einer weiten Vorverlagerung, in der gefah- 
renabwehrende und strafverfolgende Zuständigkeiten sich überlagern. 
Der Staat(sapparat) wird so zum Hyperschutzgut, für dessen Schutz 
spezielle Ressourcen bereitgestellt werden. Aden geht so weit, in dieser 
Staatsfixierung eine der Ursachen für das Versagen der Sicherheitsbe- 
hörden gegenüber dem NSU zu sehen. (Das ist sicher nur ein Teil der 
Wahrheit: Denn mehr als die Staatsfixierung war der rassistische 
(Sub)Text dafür verantwortlich, dass die Opfer- zu Täterfamilien ge- 
macht wurden.) Im Anschluss an das NPD-Urteil des Verfassungsge- 
richts plädiert Aden für einen modernen Staatsschutz, der nicht darauf 
angelegt ist, das Staatsgefüge als Selbstzweck zu schützen, sondern „die 
Menschen und ihre Würde, ihre demokratische Partizipation und die 
rechtsstaatliche Sicherung ihrer Grundrechte“. (S. 164) Wenn er fort- 
fährt, dies schließe ein, dass die Sicherheitsbehörden „nach Antworten 
auf neuartige Bedrohungen suchen, die das politische System der Bun- 
desrepublik ... gefährden“, dann merkt man, dass der „Paradigmen- 
wechsel“ vielleicht doch nur in einer kleinen Aktzentverschiebung liegen 
wird. Sofern es dazu kommt. Denn dass der Staat als Herrschaftsverband 
- trotz seines Funktionswandels - unverzichtbar ist, setzt auch der Mo- 
dernisierung des Staatsschutzes Grenzen. 

Im letzten Beitrag des Bandes („Terrorismusbekämpfung durch das 
Strafrecht“, S. 243-263) interpretieren Jens Puschke und Jannik Rienhoff 
die strafrechtliche Terrorismusbekämpfung als ein hegemoniales Pro- 
jekt, in dem der Konsens über die vermeintliche Effektivität des Straf- 
rechts mit einer Verabsolutierung von „Sicherheit“ zusammengeführt 
werden. Beitrag und Buch enden mit einer realistisch-düsteren Progno- 
se, dass die „Überwachungs- und Kontrolltendenzen weiter ausgeweitet 
und die Einschränkungen von bürgerlichen Freiheitsrechten weiter vo- 
ranschreiten werden“ (S. 260). (Norbert Pütter) 


107 


Stroux, Marily: Shooting back. Eine fotografische Antwort auf 28 Jahre Be- 
spitzelung, Hamburg 2017, 64 S., 5 Euro (inkl. Versandkosten) 

Der nunmehr ehemalige Hamburger Bürgermeister Olaf Scholz hatte vor 
einigen Jahren alle älteren MigrantInnen der Hansestadt angeschrieben 
und sie aufgefordert, sich einbürgern zu lassen, schreibt die Fotografin 
Marily Stroux am Anfang ihrer Broschüre. Weil man ihr aber 2008 die 
Akkreditierung zum G8-Gipfel in Heiligendamm verweigert hatte, stellte 
sie vor ihrem Einbürgerungsantrag über ihren Anwalt ein Auskunftser- 
suchen beim Verfassungsschutz. Die Antwort, die drei Jahre auf sich 
warten ließ, zeigte, dass sie praktisch seit ihrer Ankunft in Hamburg 
unter „Beobachtung“ des Landesamtes für Verfassungsschutzes stand. 
Zudem musste sie feststellen, dass alle Einträge über sie seit 2008 
„Termine“ gewesen sind, bei denen „zufällig“ auch eine vom Hamburger 
Staatsschutz in die linke Szene eingeschleuste Verdeckte Ermittlerin 
präsent gewesen ist. 

Die Fotografin nimmt sich jede der 31 aufgelisteten „Beobachtun- 
gen“ vor und schießt zurück - mit Fotografien, Texten und Zeitungsaus- 
schnitten, die die Ereignisse ins rechte Licht rücken. Herausgekommen 
ist dabei eine Chronologie nicht nur der Überwachung, sondern auch 
von politischen Aktivitäten und Auseinandersetzungen in Hamburg und 
darüber hinaus: um die Freilassung politischer Gefangener, um die Ret- 
tung der Hafenstraßenhäuser, gegen Castor-Transporte, gegen Rassis- 
mus, Abschiebungen und Flüchtlingselend oder gegen das jährliche 
Treffen der Innenministerkonferenz. Es sind dies auch Elemente einer 
politischen Biografie, auf die die Fotografin mit Fug und Recht stolz sein 
kann. (Bestellungen per E-Mail an marily@busyshadows.org, Vorkasse: 
Überweisung an Stroux-Zacharaki Marie, IBAN: DE44 2007 0024 0790 
7918 00) (Heiner Busch) 
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Summaries 
Thematic focus: militarization - policification 


Not a state of emergency - an introduction 
by Heiner Busch 


Fifty years after the passage of the emergency laws, domestic military 
operations have once more appeared on the political agenda, and coun- 
ter-terrorism is used to legitimize the arming of police forces with new 
weaponry. The shift in the relationship between police and the military 
initially became visible during deployments abroad. However, it does not 
adhere to the concept of a state of emergency - dreamt up as the com- 
bating of insurgencies - that shaped the development of the governmen- 
tal apparatus of force in the Federal Republic of Germany. 


Militarily armed: grenade launchers for the police 
by Dirk Burczyk 


The constant admonition of Germany - or even the entire EU - being in 
“the crosshairs of international terrorism” linguistically creates a perma- 
nent state of emergency that is reflected in the police being equipped 
with military weaponry and protective gear during special operations as 
well as in their daily routines. 


Domestic military operations 
by Frank Brendle 


Calls for domestic missions of the German army, while prominently 
expressed by security policy makers mainly of SPD and CDU/CSU as 
recently as ten years ago, have notably subsided. And yet the topic re- 
mains virulent: Since then, the army has established extensive structures 
of civil-military cooperation. In 2012, the Federal Constitutional Court 
revised its decision on the Aviation Security Act. And the first joint ma- 
noeuvre by police and military since World War II was conducted in 
2017. 


109 


Narratives of militarization at the European Police Con- 
gress 
by Stephanie Schmidt und Philipp Knopp 


In February 2018, the 21” European Police Congress was held in Berlin; 
a trade fair with convention character. The strongly represented arms 
manufacturers’ advertising promoted military self-images within the 
police. The underlying logic of risk, according to which anything might 
happen at any given moment, even if it has “not yet” occurred, enforces 
the acquisition of military equipment by the police. 


Militarized police in France 
by Fabien Jobard 


The French state traditionally has a gendarmerie at its command, a po- 
lice organization with military status. In addition, riot police task forces 
developed within the gendarmerie as well as within the civil Police Na- 
tionale at an early stage. Furthermore, the development during the last 
two centuries exhibits a process of militarization of practical police 
work, especially in the banlieues, that also concerns the civil status po- 
lice. 


Italian state tradition: police with military status 
by Salvatore Palidda 


At present, of the 343,000 officers with the Italian national police forces, 
57.8% belong to a corps with military status. The long tradition of such 
police organizations is shaping the country’s security policy to this day. 
With the neoliberal turnaround and the presence of carabinieri in police 
operations at various theatres of war, the militarization is receiving a 
renewed boost. 


Data from the combat zone 
by Matthias Monroy 


The EU is interlocking its domestic and external security structures. A 
“crime information cell” is expected to enhance data transfer between 
armed forces on the one hand and Europol, Frontex and member state 
police officers on the other. Moreover, it is intended that Europol use 
data collected by the US military on “foreign fighters” in Syria and Iraq. 
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Non-thematic contributions 


A new wave of police laws 
by Heiner Busch 


After the German parliament revised the Federal Criminal Police Office 
Act (BKAG) in 2017, the federal states are following suit. In several 
states, new laws have already been adopted, in others, drafts have been 
completed. At their core: Firstly, a new task statute concerning the pre- 
emptive abatement of “impending threats”, devised to shift police action 
to extremely early preliminary stages. This then serves as the foundation 
for surveillance powers such as the use of Trojans on the one hand, and 
restrictions of movement and preventive custody on the other. 


Independent police complaints bodies in Germany 
by Eric Töpfer 


Civil liberties organisations and international human rights bodies call 
for the establishment of independent police complaints mechanisms in 
Germany for many years. However, visions on how such institutions 
should be formed differ significantly. Recent years have seen the launch 
of interior ministry complaints management units, external investigation 
departments, and of police commissioners appointed by state assem- 
blies. 


Saxony’s auxiliary police forces 
by Florian Krahmer 


With a volunteer-based “Security Watch”, a police watch, and local po- 
lice departments, Saxony is attempting to compensate for the longstand- 
ing staff reductions within federal police forces. The auxiliary street 
wardens and the employed auxiliary police forces are provided with ex- 
tensive powers. Report on a just-in-time production of security. 
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